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1 Flächennutzungsplanung 

1.1 Bedeutung und Rechtliche Wirkung  

Der Flächennutzungsplan zeigt den planerischen Willen der Städte und Gemeinden im 
Nachbarschaftsverband, welche Flächen mit baulichen Nutzungen belegt sind, welche von 
Bebauung freigehalten werden sollen und wie diese Flächen durch das überörtliche- und 
örtliche Verkehrssystem erschlossen werden. Der Flächennutzungsplan hat die Aufgabe, 
dass sich nicht durch isolierte Planungen Siedlungsgebilde allmählich herausformen, die den 
Ansprüchen einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung und einer sozialgerechten Bo-
dennutzung entgegenstehen. Weiterhin sollen über den Flächennutzungsplan für das Ver-
bandsgebiet die Einzelprofile und Qualitäten der achtzehn Verbandsmitglieder so zusam-
mengeführt werden, dass insgesamt der Verdichtungsraum für die Bewältigung der Zukunft 
gut aufgestellt ist. 
Dieser Flächennutzungsplan gibt für das gesamte Verbandsgebiet die Konzeption der Bo-
dennutzung wieder. Entsprechend den voraussehbaren Bedürfnissen der Bevölkerung 
wurde diese Konzeption entwickelt. 
 
Als vorbereitender und eine Entwicklungsrichtung angebender Plan erzeugt er im Unter-
schied zum Bebauungsplan keine unmittelbare Rechtswirkung für die Bevölkerung oder 
Wirtschaftsunternehmen. Daher können aus dem Flächennutzungsplan auch keine Scha-
densersatzforderungen hergeleitetet werden. Dieses Planwerk stellt jedoch für die im Nach-
barschaftsverband zusammengeschlossenen Städte und Gemeinden und alle weiteren Be-
hörden ein planungsbindendes Programm dar, das deren konkrete Planungen vorbereitet 
und Rahmen setzend bindet (§§ 7 und 8(2) BauGB). 
 
Der Flächennutzungsplan ist daher das Planungsinstrument der Städte und Gemeinden, das 
darauf hinwirkt, dass die entstehenden Bebauungspläne auf das gemeinsame Leitbild der 
räumlichen Entwicklung ausgerichtet sind. Der Flächennutzungsplan bildet die Grundlage 
und setzt den Rahmen für die Ausarbeitung von Bebauungsplänen (Steuerungsfunktion). 
Zudem werden mit diesem Instrument die wichtigsten Standortentscheidungen dargestellt 
und gleichzeitig den Bürgern, Behörden (Trägern öffentlicher Belange) und Wirtschaftsunter-
nehmen das räumliche Entwicklungskonzept anschaulich vermittelt. Der Flächennutzungs-
plan ist so in kompakter Form ein Entwicklungsprogramm der Kommunalpolitik für die nächs-
ten 10 bis 15 Jahre (Programmierungsfunktion). 
 
Nach § 5 BauGB sind im Flächennutzungsplan die Grundzüge der Entwicklungskonzepti-
on darzustellen. Deshalb sind die Darstellungen im Flächennutzungsplan 2015/20 nicht par-
zellenscharf. Zudem werden in diesem Planwerk grundsätzlich Bauflächen entsprechend der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) aufgezeigt. Lediglich zur Steuerung der Funktionsfähig-
keit landwirtschaftlich geprägter Weiler wurde dieser Grundsatz durchbrochen.  
 
Durch diese Beschränkung in der Darstellungsschärfe wird erreicht, dass genügend Raum 
und Entscheidungsfreiheit für die Entwicklung von Bebauungsplänen gemäß § 8 BauGB 
bei den Städten und Gemeinden verbleibt. Das vermeidet die Versuchung bereits  auf der 
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Ebene des Flächennutzungsplans Einzelprobleme lösen zu wollen. Damit wird der Flächen-
nutzungsplan 2015/20 nicht befrachtet, sondern er deckt großräumige Nutzungskonflikte und 
siedlungsstrukturelle Wechselbeziehungen auf und bringt sie in eine Ordnung, so dass in 
den später zu entwickelnden Bebauungsplänen die vielen orts- und sachbezogenen Detailin-
formationen zu einer planerischen Lösung geformt werden können, die am großen Rahmen 
– dem Leitbild – orientiert ist. 
 
Die folgenden Wirkungen entfaltet der Flächennutzungsplan für die Bürger, die Städte und 
Gemeinden im Verband sowie für die sonstigen Behörden: 
 

• Bebauungspläne mit ihrer direkten Wirkung für Bürger und Investoren sind aus dem 
Flächennutzungsplan zu entwickeln. 

• Die Planungsträger für Straßen, Schienenverbindungen, Freileitungen usw. haben 
eine Anpassungspflicht. 

• Die Städte und Gemeinde gehen mit dem Beschluss zum Flächennutzungsplan eine 
Selbstbindung ein. 

• Nachfolgende Planverfahren (Bebauungspläne usw.) erfahren eine Reduzierung im 
Abstimmungsaufwand. So ist zum Beispiel die Abstimmung mit dem Regionalplan 
nicht mehr erforderlich, wenn der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt ist. 

• Aus dem Flächennutzungsplan entwickelte Bebauungspläne sind nicht mehr der hö-
heren Verwaltungsbehörde zur Genehmigung vorzulegen (Beschleunigung in der Be-
reitstellung von Baurecht). 

• Ein großräumiges Ausgleichskonzept (6 Projekte zur Landschaftsentwicklung) für die 
durch Ortserweiterungen entstehenden Eingriffe in Natur und Landschaft wird zur 
Verfügung gestellt, so dass für Pflanzen und Tiere der Landschaftsraum gepflegt und 
gesichert wird. 

• Ein verbandsweites Ökokonto ist mit dem Flächennutzungsplan für die Städte und 
Gemeinden entwickelt worden, so dass vor erforderlichen Eingriffen durch Bebauung 
in die Naturbestände eine Verbesserung von Natur und Landschaft gemarkungs-
übergreifend durchgeführt werden kann. 

• Die Darstellung des Flächennutzungsplans ist ein öffentlicher Belang bei Bauvorha-
ben im Außenbereich (§ 35 Baugesetzbuch). 

• Die Art der Darstellung von Flächen im Flächennutzungsplan hat Einfluss auf die 
Grundstückswerte.  

• Der Flächennutzungsplan ist Grundlage für Vorkaufsrechte der Städte und Gemein-
den in geplanten Wohngebieten (§ 24(1) Nr. 5 Baugesetzbuch). 

• Für bebaute Gebiete im Außenbereich ist der Flächennutzungsplan Grundlage, um 
eine Entwicklungssatzung nach § 34(4) Nr. 2 Baugesetzbuch aufstellen zu können. 
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1.2 Entwicklungsrahmen für Bebauungspläne 

Die nachfolgenden Erläuterungen zu den im Flächennutzungsplan enthaltenen Darstellun-
gen der Nutzungsarten sollen ihre praktische Handhabung erleichtern und die Sicherheit 
ihrer Anwendung bei den Bearbeitern von Bebauungsplänen oder sonstigen Planungsträ-
gern erhöhen. 
 
§ 8 (2) Baugesetzbuch bestimmt, dass Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln sind. Die im Flächennutzungsplan dargestellten Bodennutzungen sind also über 
die Bebauungspläne zu verfeinern, zu präzisieren und zu konkretisieren. Der Handlungs-
spielraum für die Ausgestaltung der zeichnerischen und textlichen Festsetzungen in den Be-
bauungsplänen hängt somit direkt von der Darstellungsschärfe des Flächennutzungsplanes 
ab. Je grobmaschiger und allgemeiner ein Flächennutzungsplan gehalten würde, um so brei-
ter wäre zwar der nachfolgende Handlungsspielraum – entsprechend höher aber auch der 
planerische Aufwand bei der Ausarbeitung des Bebauungsplans. 
 
Nach § 5 (1) Baugesetzbuch hat der Flächennutzungsplan die Grundzüge der städtebauli-
chen Entwicklung unseres Verbandsgebietes darzustellen. Die Aussagen des Flächennut-
zungsplanes sind dabei soweit festzulegen, dass eine städtebauliche Ordnung und zielge-
rechte Entwicklung auch tatsächlich erreicht wird (§ 1 (3) BauGB. 
 
Unsere Bestimmungsgründe für die getroffene Darstellungsschärfe waren bei der Größe 
des  Verbandsgebietes daher zum einen, eine Ausrichtung auf die Entwicklungsgrundsätze 
und die Entwicklungskonzeption zu erreichen sowie zum anderen, den Verbandsgemeinden 
genügend Entscheidungsspielräume zur angemessenen Berücksichtigung ihrer städtebauli-
chen Besonderheiten zu lassen. Dieser Verzicht auf Detailvorgaben im Flächennutzungsplan 
ermöglicht es, die vorhandenen lokalen Informationen und Kompetenzen im Rahmen der 
Aufstellung der Bebauungspläne zum Tragen zu bringen. 
 
Die gewählte Darstellungsschärfe des Flächennutzungsplans eröffnet daher in einem gewis-
sen Rahmen, aktuelle Veränderungen der Situation, der örtlichen Bedürfnisse über die Be-
bauungsplanung zu berücksichtigen, ohne die Grundkonzeption des Flächennutzungsplanes 
in Frage zu stellen. So kann ggf. ein Bebauungsplan eine andere Nutzungsart festsetzen als 
im Flächennutzungsplan, wenn es sich um eine kleinere Fläche handelt, und dies die Ge-
samtsicht des Flächennutzungsplans nicht betrifft. Konkretisierungen im Rahmen der Grund-
züge des Flächennutzungsplans können auch geringfügige Verschiebungen der dargestell-
ten bebauten und unbebauten Flächen beinhalten, wenn keine qualitativen Änderungen da-
mit verbunden sind. Weiterhin ist es eine Konkretisierung durch den Bebauungsplan, wenn 
ergänzende Nutzungen zur Hauptnutzung in ihm festgesetzt werden. So kann z.B. aus der 
Darstellung „Wohnbaufläche“ im Flächennutzungsplan später die Gemeinbedarfsfläche für 
eine Grundschule im nachfolgenden Bebauungsplan entwickelt und festgesetzt werden.  
 
Bei der Fallprüfung, ob die Grundzüge des Flächennutzungsplans verletzt sein könnten, ist 
immer grundsätzlich von der Funktion und der Wertigkeit der dargestellten Nutzung für den 
Gesamtzusammenhang auszugehen. 
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Anhand der Ausführungen des Bundesverwaltungsgerichts (Urteil vom 26.02.1999 –
4CN6.98-) zum Entwicklungsgebot berät und unterstützt der Nachbarschaftsverband seine 
Städte und Gemeinden. 
 
Im Regelfall können aus den dargestellten Bauflächen des FNP die ihnen in der Baunut-
zungsverordnung zugeordneten Baugebiete entwickelt werden. 
 
Entwicklungsfähigkeit bei Wohnbauflächen:  

• Kleinsiedlungsgebiet 
• reines Wohngebiet 
• allgemeines Wohngebiet 
• besonderes Wohngebiet 

 
Entwicklungsmöglichkeiten bei gemischten Bauflächen: 

• Mischgebiete 
• Kerngebiete 

 
Als gemischte Bauflächen sind Bereiche dargestellt, die eine hohe Nutzungsintensität und -
dichte haben bzw. gewinnen sollen. Sie dienen zentralen Nutzungen (Handel, private und 
öffentliche Dienstleistungen, kulturelle Einrichtungen, übergeordnete Gemeinbedarfseinrich-
tungen). Aus diesem Grunde wurden allgemein die Ortskerne in den Gemeinden und Stadt-
teilen, die überwiegend durch das Wohnen geprägt sind, nicht mehr als gemischte Bauflä-
chen sondern als Wohnbauflächen dargestellt. Die vorhandene Nutzungsmischung, vor al-
lem mit Geschäften und Dienstleistern, soll bei dieser Nutzungsdarstellung durchaus erhal-
ten und fortentwickelt werden.  
 
Entwicklungsmöglichkeiten bei gewerblicher Baufläche: 

• Gewerbegebiet 
• Industriegebiet 

 
Die Entwicklungsfähigkeit von „verwandten“ Nutzungsarten wie z.B. „Sondergebiet für Han-
delseinrichtungen“ und ähnliches, die kleinflächig mit vielleicht 1-2 ha innerhalb einer darge-
stellten gewerblichen Baufläche liegen sollen, ist in der Regel nicht möglich. Die gewerbli-
chen Bauflächen haben vor allem die Aufgabe, für die störungsfreie Entwicklung produzie-
render Wirtschaftsunternehmen zu sorgen. 
 
Das Emissionspotenzial und der hohe Anteil von Schwerlastverkehr der gewerblichen Wirt-
schaft setzt der Verträglichkeit mit Sportaktivitäten oder Einkaufsverkehr und ähnlichem 
deutliche Grenzen, wenn keine Beeinträchtigung für die Gewerbebetriebe entstehen soll. 
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Entwicklungsmöglichkeiten bei Sonderbauflächen: 
Da die Sonderbauflächen spezifisch für besondere Zweckbestimmungen definiert sind, die 
sich von den Nutzungskategorien der Baunutzungsverordnung wesentlich unterscheiden, 
besteht so gut wie kein Entwicklungsspielraum. 
 
Entwicklungsmöglichkeiten bei Gemeinbedarfsflächen: 
Wenn der langfristige Bedarf für eine dargestellte Kategorie von Gemeinbedarf nicht mehr 
gegeben ist, dann können auf dieser Fläche andere erforderliche Gemeinbedarfseinrichtun-
gen ihren Standort haben, sofern sie sich im Einzelfall in das jeweilige planerische Umfeld 
verträglich einfügen. 
Da mit den Gemeinbedarfsflächen die infrastrukturelle Grundausstattung unseres Verbands-
gebietes dargestellt ist, sind diese Flächen vor allem in Wohnbauflächen eingebettet. Wenn 
eine dargestellte Gemeinbedarfsfläche langfristig nicht mehr für Gemeinbedarf in Anspruch 
genommen werden muss, dann können entsprechend  der örtlichen Gegebenheiten Wohn-
gebiet, Dorfgebiet, Mischgebiet, Kerngebiet oder auch Grünfläche entwickelt werden.  
 
Entwicklungsmöglichkeiten bei Flächen für Ver- und Entsorgung: 
Wenn Ver- und Entsorgungsanlagen von gewerblichen Bauflächen umgeben sind, dann 
kann entsprechend der örtlichen Verhältnisse auch ein Gewerbe- oder Industriegebiet entwi-
ckelt werden, falls der Flächenbedarf für eine derartige Anlage nicht mehr gegeben ist.  
Die Darstellung der Ver- und Entsorgungsflächen ist aufgrund ganz bestimmter Standortbe-
dingungen recht häufig auch im Freiraum erfolgt. Falls der Bedarf für einen Standort im Frei-
raum langfristig nicht mehr besteht, dann kann nur eine Freiraumnutzung nachfolgen bzw. 
entwickelt werden.  
 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass eine pauschale und abschließende Festlegung 
von Regelgrößen bzw. –fällen, bei denen das Entwicklungsgebot des § 8 (3) BauGB (noch) 
eingehalten ist, nicht allgemeingültig vorgegeben werden kann. 
Sobald jedenfalls außerhalb der dargestellten Fallkonstellationen Baugebiete durch einen 
Bebauungsplan festgesetzt werden sollen, sollten solche Planungsziele frühzeitig mit dem 
Nachbarschaftsverband abgestimmt werden, um zügige Planverfahren zu gewährleisten. 
 
Das gegebene Leitbild mit seinen konkreten städtebaulichen Planungsvorgaben für die Flä-
chennutzungsplanung gewährleistet eine schnelle Klärung, inwieweit der Entwicklungsrah-
men des Flächennutzungsplans berührt bzw. überschritten wird. 
 
 
1.3 Erläuterungen zu den dargestellten Nutzungsarten 
1.3.1 Entwicklungsfläche 

Als Entwicklungsflächen sind im Flächennutzungsplan die Flächen dargestellt, die für die 
Siedlungsentwicklung der einzelnen Stadt- oder Gemeinde- bzw. des Verbandsgebietes eine 
wesentliche Bedeutung haben. Mit diesen Flächen erfüllt der Flächennutzungsplan 2015/20  
die Aufgabe, für sich bietende Chancen in der Zukunft Standortangebote bereitzustellen und 
über eine hervorgehobene Darstellung auf sie aufmerksam zu machen. Deshalb sind auch 
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die wichtigen Flächen des Stadtumbaus in Mannheim und in Heidelberg, nämlich „Mannheim 
21" und „Heidelberg-Bahnstadt" so gekennzeichnet.  
Die Sondersignatur „Entwicklungsfläche" hat nicht die Aufgabe mit allen Einzelflächen den 
Baubestand von Planungen korrekt zu unterscheiden oder jede kleinere Fläche mit einer 
geplanten Umnutzung zu kennzeichnen. Deshalb wird nicht allein mit den „Entwicklungsflä-
chen“, sondern insgesamt mit allen Darstellungen des Flächennutzungsplans 2015/20, eine 
Aussage zur angestrebten künftigen Entwicklung gegeben.  
 
Die Entwicklungsflächen werden aufgrund des Beschlusses der Verbandsversammlung in 
Zeitstufen dargestellt: 
 

• Zeitstufe I: Entwicklungsflächen mit besonderer Standortgunst, die dem Entwick-
lungsbedarf bis 2015 entsprechen. 

• Zeitstufe II: Entwicklungsflächen für weiteren Entwicklungsbedarf nach 2015 bis 
2020. 

 
Alle Entwicklungsflächen (Zeitstufe I + II) waren Inhalt der Abwägung. Eine Änderung der 
Priorität kann nur über einen Beschluss in der Verbandsversammlung erreicht werden1, da 
sie als „informelle Planung“ und damit als Selbstbindung aller Mitglieder des Nachbar-
schaftsverbandes zu werten ist. Deshalb sind die Zeitstufen in der Legende unter „Nachricht-
liche Übernahmen“ aufgeführt. 
 
 
1.3.2 Wohnen 

Wohnbaufläche 
Als Wohnbaufläche sind die Bauflächen dargestellt, die überwiegend der Wohnfunktion ein-
schließlich der erforderlichen Gemeinbedarfseinrichtungen und örtlicher Grünflächen dienen. 
Da die Nutzungsmischung in Orts- und Stadtteilkernen von Wohnungen, Dienstleistungsan-
geboten und Geschäften keine größere Intensität aufweist, als sie in allgemeinen und be-
sonderen Wohngebieten baurechtlich zulässig ist, werden diese Lagen als Wohnbaufläche 
dargestellt. Örtliche Besonderheiten und Qualitäten können stets innerhalb des gegebenen 
Entwicklungsrahmens des Flächennutzungsplanes 2015/20 berücksichtigt werden, da die 
Festsetzung kleinflächiger Mischgebiete im Bebauungsplan die Grundzüge der Planung nicht 
verletzt.  
 
Gemeinbedarfsflächen 
Auf diesen Flächen haben Einrichtungen mit einer öffentlichen Aufgabe und ohne privatwirt-
schaftliches Gewinnstreben ihren Standort.  
Die Ausstattung des Verbandsgebietes mit Einrichtungen und Anlagen des Gemeinbedarfs 
ist flächig bzw. mit einem Symbol dargestellt. Kleine Anlagen und Einrichtungen werden mit 
ihrem Standort nicht aufgezeigt, da sie für die infrastrukturelle Grundausstattung des Ver-
bandsgebietes nicht wesentlich sind. Erforderliche Gemeinbedarfseinrichtungen in den Bau-

                                                 
1 Siehe auch Kap. 3.2.4 
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flächen werden in den späteren Verfahren zur Aufstellung der Bebauungspläne geklärt. Des-
halb sind sie nicht im Flächennutzungsplan 2015/20  dargestellt. Sie können aus der Darstel-
lung der Baufläche entwickelt werden (vgl. 1.2 Entwicklungsrahmen).  
Durch die Privatisierung von Bundespost und Bundesbahn werden Flächen der Rechtsnach-
folger wie Telekom oder Deutsche Bahn AG nicht mehr als Gemeinbedarfsflächen darge-
stellt. Für die Markierung der Trassen des schienengebundenen Verkehrs sind Bahnflächen 
dargestellt.  
 
 
1.3.3 Arbeiten 

Gewerbliche Baufläche 
Flächen sind dann als gewerbliche Bauflächen dargestellt, wenn sie mit ihren Standortbedin-
gungen für die Absicherung einer wirtschaftlichen Entwicklung erforderlich sind oder wenn in 
einer Gemengelage künftig die gewerbliche Nutzung Vorrang haben soll. Die Differenzierung 
im Gewerbe- und Industriegebiet wird durch die Bebauungsplanung geleistet. Gewerbliche 
Bauflächen schließen alle Nutzungen ein, die in Gewerbe- und Industriegebieten nach der 
Baunutzungsverordnung zulässig sind.  
 
Gemischte Baufläche 
Vor allem sind Bauflächen mit hoher Nutzungsintensität und –dichte als gemischte Bauflä-
chen dargestellt. Insbesondere sind es die Gebiete, die für die Funktionsausfüllung der O-
berzentren erforderlich sind. Hier besteht eine sehr enge Verflechtung von privaten und öf-
fentlichen Dienstleistungen, von Handel und von kulturellen Einrichtungen. Regional bedeut-
same Gemeinbedarfsstandorte können ebenfalls auf diesen Flächen entwickelt werden. Das 
Wohnen hat eine eingeschränkte Funktion. 
 
Dorfgebiet (landwirtschaftlicher Weiler) 
In dieser Gebietskategorie haben die Belange der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
Vorrang vor der Funktion Wohnen. Mit dieser Gebietsdarstellung im Flächennutzungsplan 
2015/20  wird bewirkt, dass auf diesen Flächen keine Splittersiedlungen entstehen, die er-
heblich unter dem wirtschaftlichen Auslastungsgrad für Infrastrukturen bleiben.  
Wenn zur Erhaltung von nicht mehr landwirtschaftlich erforderlichen Funktionsbauten 
(Scheunen, Remisen, usw.) sich einzig der Einbau von Wohnungen anbietet, dann ist über 
städtebauliche Verträge zu regeln, dass kein Ausbauanspruch auf Infrastrukturen (Kindergar-
ten usw.) gegenüber der Standortgemeinde besteht.  
Die Maximalzahl an Wohnungen ist anhand der Leistungsfähigkeit alternativer Abwasserent-
sorgungssysteme zu ermitteln, so dass keine Kanalbauten über lange Strecken erforderlich 
werden.  
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Sonderbauflächen (Die Zweckbestimmung wird mit einer Signatur angegeben): 
 

Militärische Einrichtung  
Es sind Bauflächen dargestellt, die militärischen Anlagen (Kasernen, Verwaltungsge-
bäuden, Lazaretten, Schulen der Streitkräfte, Übungsplätzen und militärischen Flug-
plätzen) dienen.  
 
Flugplatz 
Wenn Einrichtungen für den zivilen Luftverkehr (Geschäftsverkehr, Sportfliegerei 
einschl. Segelflieger) mit einer Landebahn von 1.500 m Länge vorhanden sind bzw. 
geplant werden, dann markiert dies die Darstellung "Flugplatz".  
 
Hafenanlage 
Dies sind Flächen für den Wasserumschlag der gewerblichen Schifffahrt einschließ-
lich der erforderlichen Lager- und Betriebsgebäude.  
 
Verkehrswirtschaft 
Eine solche Darstellung wurde für großflächige Rangieranlagen, Güterverkehrszent-
ren, Betriebshöfe für den schienengebundenen Nahverkehr über 0,5 ha und Einrich-
tungen für den kombinierten Ladungsverkehr gewählt. Diese Flächen dienen speziell 
der Abwicklung des gewerblichen Güterverkehrs. Diese Darstellung zeigt, dass es 
sich um eine regional- bzw. überregional bedeutsame Konzentration derartiger Ein-
richtungen handelt. 
 
Wissenschaftliche Einrichtung 
Diese Darstellung für Universitäten, Universitätskliniken, Fachhochschulen und ande-
re wissenschaftliche Einrichtungen wurde gewählt, damit ggf. auf nicht genutzten Flä-
chenkapazitäten privatwirtschaftliche Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen 
sich ansiedeln können. Auf diese Weise soll die Verflechtungsintensität gefördert 
werden, damit Forschungsergebnisse universitärer Einrichtungen für eine Marktein-
führung optimale Bedingungen vorfinden. Eine Darstellung als Gemeinbedarfsfläche 
für universitäre Einrichtungen würde Betriebe mit privatwirtschaftlichem Gewinnstre-
ben ausschließen. Eine befruchtende „Clusterbildung“ könnte somit nicht entstehen. 
Auf diesen Flächen sind daher auch solche privatwirtschaftlichen Einrichtungen zu-
lässig, die selbst forschend tätig sind oder Forschungsergebnisse auf ihre Vermark-
tungsfähigkeit testen und zur Vermarktungsreife bringen. Für die Serienfertigung 
vermarktungsreifer Produkte stehen die gewerblichen Bauflächen zur Verfügung.  
 
Großflächige Handelseinrichtung, zentrenrelevant 
Bauflächen sind dann als Sonderbauflächen „großflächige Handelseinrichtung, zent-
renrelevant" dargestellt, wenn sie Einkaufszentren, Verbrauchermärkten, Fachmarkt-
konzentrationen dienen. Die Zentrenrelevanz entsteht, wenn die gelisteten Sortimen-
te mit einem Umsatzanteil von über 10 % angeboten werden. Weiterhin ist die Bau-
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fläche des Maimarktes so dargestellt, weil der Schwerpunkt der Ausstellungen den 
Verkauf an Endverbraucher von zentrenrelevanten Sortimenten beinhaltet.  
 
Zentrenrelevante Sortimente:  
 
Bastel-, und Geschenkartikel, Kunstgewerbe 
Bekleidung aller Art 
Blumen 
Bücher, Zeitschriften. 
Computer 
Drogeriewaren, Reinigungsmittel 
Elektroartikel 
Foto, Video 
Gardinen und Zubehör 
Glas, Porzellan, Keramik  
Haus- und Heimtextilien, Stoffe 
Hohl- und Stahlwaren 
Hausrat, Küchenkleingeräte 
Kosmetika 
Kurzwaren, Handarbeit, Wolle 
Lederwaren 
Musikalien 
Nahrungs- und Genussmittel 
Optik und Akustik 
Papier- und Schreibwaren, Schulbedarf 
Pharmazeutika 
Reformwaren 
Schuhe und Zubehör 
Spielwaren 
Sportartikel, Sportgeräte 
Uhren, Schmuck  
Unterhaltungselektronik, Tonträger  
Waffen, Jagdbedarf 
 
Großflächige Handelseinrichtungen, nicht zentrenrelevant  
Diese Bauflächen dienen der Errichtung von Einkaufszentren, Verbrauchermärkten 
und Fachmarktkonzentrationen für nicht zentrenrelevante Sortimente. Zu den nicht 
zentrenrelevanten Sortimenten zählen:  
 
Bad- und Sanitäreinrichtungen, Zubehör 
Bauelemente, Baustoffe 
Beleuchtungskörper 
Bodenbeläge, Teppiche 
Boote und Zubehör 
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Campingartikel 
Farben, Lacke 
Fliesen 
Gartenbedarf, -geräte, Gartenhäuser,  
(Elektro-)Installationsmaterial 
Zweiräder, Kfz und Zubehör 
Küchen 
Möbel 
Pflanzen 
Rollläden, Markisen 
Werkzeuge, Beschläge, Eisenwaren 
Tiernahrung 
 
Bauwerk für Sport und Freizeitanlagen 
Diese Darstellung wird zur Kennzeichnung von Flächen für Gebäude mit großer Be-
sucherfrequenz und hohem Versieglungsgrad (über 20%) genutzt die für Sport oder 
sonstige Freizeitveranstaltungen bereitgestellt werden.  
 
Anlage mit sehr hohen Emissionen 
Diese Flächendarstellung dient gewerblichen Anlagen, die aufgrund ihrer sehr hohen 
Emissionen zu störungsempfindlichen Wohngebieten mindestens einen Abstand von 
700 m haben sollten.  
Als antizipierte gutachterliche Untersuchung zur Zulässigkeit von Anlagen kann die 
Abstandsliste des Abstandserlasses Nordrhein-Westfalen von 1998 genutzt werden. 
Aus dieser Darstellung können keine anderen Bauflächen entwickelt werden. 
 

 
1.3.4 Freiraum 

Landwirtschaftliche Nutzfläche 
Durch diese Darstellung werden Ackerland, landwirtschaftliche Wiesen und Weiden, ge-
werbsmäßiger Gartenbau, Sonderkulturen wie Obstanlagen, Tabak und Spargel, Baumschu-
len sowie Weinbau erfasst.  
 
Sonderbaufläche Landschaftsbau 
Diese Flächen erlauben nur die Lagerung von Materialien für den Landschaftsbau und 
Pflanzgut. Kleine Bauten und Container sind nicht zulässig. Aus dieser Sonderbaufläche 
können keine weiteren Baugebiete entwickelt werden.  
 
Grünfläche 
Grünflächen sind nicht überwiegend landwirtschaftlich bewirtschaftete Flächen (Grünanla-
gen, Grabeland, Brachland), ggf. aber auch Streuobstwiesen bzw. extensiv genutzte Wiesen.  
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Parkanlage 
Mit dieser Darstellungsart werden Flächen für Erholung und Freizeit wie Parks, Botanische 
Gärten, größere Grünanlagen, Zoologische Gärten sowie aufgelassene Friedhöfe ohne Ge-
denksteine die einer Grünanlage entsprechen, gekennzeichnet.  
 
Sport und Freizeit 
Diese Darstellung beinhaltet Freianlagen für Sport (Tennis, Fußball, Freibäder, Hundesport, 
Schießstände usw.), Campingplätze sowie intensiv genutzte Grünflächen der Naherholung, 
die ggf. auch mit einer auf Ausflugsverkehr ausgelegten Gastronomie ausgestattet sind. Ge-
biete für Wochenendhäuser mit weniger als 20% Versiegelung werden ebenfalls so gekenn-
zeichnet.  
 
Kleingarten- und Kleintierzuchtanlage 
Dargestellt sind Anlagen nach dem Kleingartengesetz und Vereinsanlagen für Kleintierzucht.  
 
Friedhof 
Mit dieser Flächenkategorie werden bestehende Bestattungsanlagen und nicht mehr belegte 
Bestattungsflächen, in denen die Gräber oder Gedenksteine aber erhalten sind (historische 
Anlagen) dargestellt.  
 
Fläche zur Landschaftsentwicklung 
Flächen zur Landschaftsentwicklung sind Grünflächen oder landwirtschaftliche Nutzflächen 
im Sinne von § 5 (2) Nr. 10 Baugesetzbuch (Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft). Für diese Flächen ist bereits die 
naturschutzfachliche Entwicklung bestimmt.  
 
Forstwirtschaft 
Damit werden Waldflächen dargestellt, die überwiegend forstwirtschaftlich genutzt werden.  
 
Gesteins- und Kiesabbau 
Diese Darstellung kennzeichnet Flächen, auf denen der Gesteins- und Kiesabbau genehmigt 
ist. Auf diesen Flächen wird voraussichtlich der Gesteins- und Kiesabbau nicht vor dem Jahr 
eingestellt werden.  
 
Gewässer 
Flüsse, die keine Bundeswasserstraße sind; Seen und Teiche  >0,5 ha. 
Die Wasserfläche umfasst auch Böschungen.  
 
 
1.3.5 Infrastruktur 

Ver- und Entsorgungsfläche 
Als Flächen für Ver- und Entsorgung sind solche Flächen dargestellt, auf denen sich Anlagen 
und Einrichtungen befinden bzw. geplant sind, die der öffentlichen Versorgung dienen: Ge-
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winnung und Verteilung von Wasser und Energie, Einrichtungen der Abfallbeseitigung, Klär-
anlagen, Fernmeldeanlagen. 
Die Zweckbestimmung wird mit einem Symbol gekennzeichnet. 
 
Wichtige Straße 
Das Straßennetz wird zu Gunsten der Übersichtlichkeit nicht vollständig dargestellt. 
In den Ortslagen wird mit den Straßen der prägende Ortsgrundriss aufgezeigt, damit eine 
gute Orientierung gegeben ist. Außerhalb der Ortslage sind die zeitgünstigsten Verbindun-
gen zum Nachbarort, zum Mittel- und zum Oberzentrum dargestellt. Zudem ist auch das 
Verbindungsnetz der Verdichtungsräume untereinander, das Autobahnnetz, wiedergegeben. 
Dargestellt ist das zukünftige Straßennetz.  
 
Fernbahn 
Diese Darstellung zeigt die Trassen, die hauptsächlich dem schienengebundenen Fernver-
kehr für Personen (ICE) und Güter dienen. 
 
S-Bahn und Fernbahn 
Diese Trassen dienen sowohl dem Nah- als auch dem Fernverkehr (Mischverkehr). 
 
Stadtbahn 
Damit wird die Darstellung des schienengebundenen Personennahverkehrs geleistet. Mit der 
überbreiten grafischen Darstellung soll die Bedeutung dieses Verkehrsangebots für eine 
nachhaltige Raumentwicklung zum Ausdruck gebracht werden. 
 
Bundeswasserstraße 
Damit werden die nach Bundeswasserstraßengesetz förmlich festgelegten Wasserflächen 
(Rhein, Neckar) einschließlich der Böschungen wiedergegeben. 
 
Produktleitung 
Mit der Signatur „Produktleitung“ sind Gas- Fernwärme- und Dampfleitungen wiedergege-
ben. Auch die Seilbahn für Steine und Erden in Nußloch ist mit dieser Signatur dargestellt. 
Liegen Produktleitungen direkt nebeneinander, werden sie in der Darstellung zusammenge-
fasst. Für Gas sind alle Hochdruckleitungen ab 300 mm und für Fernwärme ab 250 mm 
Durchmesser erfasst. Wasserfernleitungen sind ab 2 km Länge dargestellt. 
 
Hochspannungsfreileitung 
Im Flächennutzungsplan 2015/20  sind alle Hochspannungsfreileitungen ab 110 kV (UVP-
Pflicht) dargestellt. 
 
 
1.3.6 Nachrichtliche Übernahmen 

Nachrichtliche Übernahmen geben Hinweise auf Fachplanungen, die sich auf die städtebau-
liche Entwicklung auswirken oder deren Kenntnis zum Verständnis der Darstellung des Flä-
chennutzungsplans 2015/20 beitragen. Nachrichtliche Übernahmen sind „Fremdplanungen". 
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Sie sind bis auf die Zuordnung von Entwicklungsflächen in Zeitstufen kein Planungsziel des 
Verbandes und unterliegen nicht der Genehmigung nach § 6 BauGB. Die dargestellten 
Schutzgebiete sind rechtsverbindlich festgesetzt (Stichtag: 01.06.2003). Die besonderen 
Schutzzwecke der einzelnen Gebiete sind den jeweiligen Schutzverordnungen zu entneh-
men. 
 
Altlast 
Im Flächennutzungsplan 2015/20 werden gemäß § 5(3) Nr. 3 BauGB für bauliche Nutzung 
vorgesehene Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind, 
gekennzeichnet. In Anlehnung an das Bundesbodenschutzgesetz (BBod.SchG) §2(5 und 6) 
wird damit für die nachfolgenden Planungen eine „Vorwarnung" durch den Flächennutzungs-
plan 2015/20 geleistet. Die Signatur „Altlast“ im Plan weist darauf hin, dass diese Bodenbe-
lastung nachgewiesen ist. Diese Fläche ist bereits technisch untersucht und/oder befindet 
sich derzeit in technischer Untersuchung (Beweisniveau 2,3,4 und 5). Aufgrund des Untersu-
chungsergebnisses besteht ein weiterer Handlungsbedarf. 
 
Altlastfälle ohne weiteren Handlungsbedarf (A-Fälle), die aus der weiteren Untersuchung 
ausgeschieden sind und nur noch archiviert werden bzw. bei denen kein weiterer Untersu-
chungsbedarf festgelegt wurde, werden nicht dargestellt. 
Stand der Kennzeichnung der Altlasten: Juni 2003. 
 
Altlastverdachtsfläche 
Bei diesen Flächen besteht ein Verdacht auf Altlasten. Er ergibt sich auf Grund von Aktenre-
cherchen im Rahmen historischer Erhebungen und/oder historische Erkundungen (Beweis-
niveau 0 und 1). Es besteht weiterer Handlungs- und Untersuchungsbedarf. 
 
Natur- und Landschaftsschutzgebiet  
In diesen Gebieten ist in besonderem Maße der Schutz von Natur und Landschaft erforder-
lich. 
Rechtsgrundlage ist das Naturschutzgesetz von Baden-Württemberg. 
 
Wasserschutzgebiet 
Als Wasserschutzgebiet sind die Wasserschutzzonen I bis III A zusammengefasst darge-
stellt.  
 
Überschwemmungsgebiet 
Mit der Verabschiedung des Hochwasserschutzgesetzes 2004 und der damit einhergehen-
den Änderung des § 5 BauGB sollen Überschwemmungsgebiete und überschwemmungsge-
fährdete Gebiete gemäß § 31b und § 31c WHG bzw. § 77 WG im Flächennutzungsplan 
2015/20 erkennbar gemacht werden. 
 
Überschwemmungsgebiete können einerseits gemäß § 110 WG durch Rechtsverordnung 
festgesetzt sein. Andererseits gelten als Überschwemmungsgebiete im Außenbereich ohne 
dass es einer Festsetzung bedarf (§ 77 WG): 
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• Gebiete zwischen oberirdischen Gewässern und Deichen oder Hochufern 
• Gebiete, die bei einem hundertjährlichen Hochwasserereignis überschwemmt oder 

durchflossen werden 
• Gebiete, die auf der Grundlage einer Planfeststellung oder Plangenehmigung für die 

Hochwasserentlastung oder Rückhaltung beansprucht werden  
 
Überschwemmungsgefährdetes Gebiet  
Überschwemmungsgefährdete Gebiete im Innenbereich sind Flächen:  
 

• die bei einem hundertjährlichen Hochwasserereignis überschwemmt oder durchflos-
sen werden, und für die keine oder geringere als gegen hundertjährliche Hochwas-
serereignisse erforderliche Schutzmassnahmen bestehen oder 

• die bei einem größeren als einem hundertjährlichen Hochwasserereignis bei Versa-
gen oder Überströmen der vorhandenen Schutzeinrichtung überflutet werden; dies 
gilt jedoch nur bis zur Grenze des Gebiets, das bei einem hundertjährlichen Hoch-
wasserereignis überschwemmt oder durchflossen würde. 

 
Bauschutz- und Bauüberwachungsbereich nach Luftverkehrsgesetz 
Bauschutzbereich (r = 1,5 km): 
Bauwerke dürfen in diesem Bereich nur mit der Zustimmung der Luftfahrtbehörde genehmigt 
werden. 
 
Bauschutzbereich (r = 4 km): 
Bauwerke mit einer Höhe unter 25 m bedürfen keiner luftfahrtrechtlichen Genehmigung.  
 
Bauüberwachungsbereich:  
Bauvorhaben bedürfen nicht der Genehmigung der Luftfahrtbehörde. Die zuständigen Bau-
rechtsbehörden haben vor der Genehmigung von Bauvorhaben gegenüber der Luftfahrtbe-
hörde eine Informationspflicht.  
 
Hinweis zur Darstellungsgenauigkeit:  
Seit 1999 liegt die Grundkarte zum FNP digital vor. Einträge wurden zunächst mit dem Geo-
graphischen Informationssystem SICAD bearbeitet. Seit Jahresbeginn 2004 ist die Umstel-
lung der Datenbearbeitung vom System SICAD auf das System ArcView vollzogen.  
 
In der Darstellung des FNP`s auf CD oder im Internet kann vom Maßstab 1 : 240.000 bis auf 
den Maßstab 1 : 15.000 vergrößert werden.  
 
Nutzungen, die die Flächengröße von 0,5 ha unterschreiten, sind in der Darstellung und Be-
arbeitung der Daten nicht berücksichtigt.  
 
Aufgrund der räumlichen Ausdehnung des Verbandsgebietes und der dem Verband gegebe-
nen Möglichkeit maximal auf das Papierformat AO ausdrucken zu können, kann der Flä-
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chennutzungsplan 2015/20 auf Papier im Maßstab 1 : 35.000 zur Verfügung gestellt werden. 
Auszüge aus dem FNP für einzelne Gemarkungen können auch im üblichen Maßstab  1 : 
10.000 hergestellt werden.  
 
 
1.4 Verfahren zur Änderung des Flächennutzungsplans 

Ein so kompliziertes Planwerk wie der Flächennutzungsplan bedarf auch der Möglichkeit, 
dass er auf aktuelle Chancen oder Strukturbrüche, die während der Aufstellung nicht abseh-
bar waren, neu eingestellt werden kann. Deshalb regelt § 3 (4) BauGB, dass die Änderung, 
Ergänzung und Aufhebung eines Flächennutzungsplans nach den gegebenen Vorschriften 
zur Aufstellung durchzuführen ist.  
Wenn die gegenseitige Information und Abstimmung zwischen dem Nachbarschaftsverband 
und einer Mitgliedsgemeinde, wie sie zum Entwicklungsgebot in Kapitel 1.2 beschrieben ist, 
zum Ergebnis führt, dass das mit dem Leitbild und der zeichnerischen Darstellung beschrie-
bene städtebauliche Konzept (Grundzüge des Flächennutzungsplans) berührt ist, dann ist 
stets ein Verfahren zur Änderung des Flächennutzungsplans einzuleiten.  
 
Die langjährige Erfahrung zeigt, dass die Änderung des Flächennutzungsplans fast immer 
mit der Aufstellung eines Bebauungsplans einher geht, da die Städte und Gemeinden ein 
aktuelles Planungserfordernis aufzunehmen haben. Die dann gegebene Verknüpfung der 
Verfahrensabläufe zwischen Flächennutzungsplan und Bebauungsplan erfordert eine Art 
Checkliste für die Abwicklung, damit durch den Nachbarschaftsverband für 18 Städte und 
Gemeinden ein rechtssicheres, einheitliches und aufwandsschlankes Vorgehen geleistet 
werden kann. 
 
Die folgende Checkliste beschreibt das durchzuführende Verfahren und den erforder-

lichen Abstimmungsprozess: 
 
1. Vorabstimmung: 

Das Verbandsmitglied, das nach seiner Prüfung des Entwicklungsgebots erkennt, dass 
durch sein Planungsvorhaben die Grundzüge des Flächennutzungsplans berührt sein könn-
ten, informiert den Nachbarschaftsverband in einem Erörterungsgespräch. Anhand der Ent-
wicklungsplanung der Kommune ist das aktuelle Vorhaben mit seinem Planungserfordernis 
darzulegen. Daraus ist die Begründung zur Änderung des Flächennutzungsplans in Abstim-
mung mit dem Nachbarschaftsverband zu entwickeln. Danach kann der Antrag auf Änderung 
des Flächennutzungsplans an die Verbandsverwaltung gestellt werden.  
Der sinngemäß gleiche Ablauf gilt, wenn der Nachbarschaftsverband im Rahmen der Routi-
ne-Beteiligung am Bebauungsplanverfahren seinerseits die Betroffenheit von Grundzügen 
des Flächennutzungsplans feststellt. 
  
2. Einleitungsbeschluss  

Die Verbandsversammlung beschließt anhand der von der Antragstellerin gelieferten und mit 
dem Nachbarschaftsverband abgestimmten Begründung die Einleitung des Änderungsver-
fahrens zum Flächennutzungsplan. Falls die nächste Verbandsversammlung nicht zeitnah 
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einberufen werden kann, kann im Umlaufverfahren nach § 7 der Verbandssatzung die Zu-
stimmung zu dem Beschluss abgefragt werden.  
Der Beschluss zur Einleitung der Änderung des Flächennutzungsplans wird vom Nachbar-
schaftsverband im Mannheimer Morgen und in der Rhein-Neckar-Zeitung bekannt gemacht.  
Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans wird von der zuständigen Stadt oder 
Gemeinde öffentlich bekannt gegeben. Der Nachbarschaftsverband und der Träger des Be-
bauungsplanverfahrens weisen in ihren Bekanntmachungen drauf hin, dass es sich um ein 
Parallelverfahren handelt.  
 
3. Frühzeitige Bürgerbeteiligung 

Der Nachbarschaftsverband und der Träger des Bebauungsplanverfahrens stimmen sich 
hinsichtlich der zeitlichen Durchführung der frühzeitigen Bürgerbeteiligung so ab, dass die 
lokale und verbandsweite Information möglichst parallel durchgeführt werden kann. Vom 
Nachbarschaftsverband wird angestrebt, dass der Beschluss zur Verfahrenseinleitung mög-
lichst zusammen mit dem Hinweis auf Ort und Zeit der frühzeitigen Bürgerbeteiligung be-
kannt gemacht werden kann.  
Der Nachbarschaftsverband legt die Planungsziele beim „Beratungszentrum Bauen und 
Umwelt“ in Mannheim, Collini-Center, aus. Auch im Internet wird diese Information zur Ver-
fügung stehen. Anregungen, die im „Forum“ des Internets eingehen, werden selbstverständ-
lich ausgewertet.  
Der Planungsträger des Bebauungsplans ist weiterhin in seiner Gestaltung der frühzeitigen 
Bürgerbeteiligung frei. Auch bei diesem Verfahrensschritt wird darauf aufmerksam gemacht, 
dass es sich um ein Parallelverfahren handelt.  
Der Nachbarschaftsverband und der Träger der Bebauungsplanung informieren sich gegen-
seitig über die Ergebnisse der frühzeitigen Bürgerbeteiligung.  
 
4. Beteiligung der Behörden (Träger öffentlicher Belange) - 1. Stufe - 

Die Planungsunterlagen zum Bebauungsplan einschließlich des Flächennutzungsplans mit 
der Darstellung der geplanten Änderung werden vom Träger des Bebauungsplanverfahrens 
an die Behörden weitergeleitet (§ 4 (1) BauGB). Im Begleitschreiben und in der Begründung 
zum Bebauungsplan ist auf das Parallelverfahren hinzuweisen. Die Behörden können ihre 
Stellungnahme zu beiden Planwerken an den Träger des Bebauungsplans abgeben.  
 
5. Scopingtermin 

Wenn der Träger des Bebauungsplanverfahrens zusätzlich zur schriftlichen „frühzeitigen 
Behördenbeteiligung“ zu einem Scopingtermin einlädt, dann geschieht das zugleich im Auf-
trag des Nachbarschaftsverbandes. Dieser ist somit an der Terminleitung beteiligt. Der 
Landschaftsplan und das Ausgleichskonzept des Flächennutzungsplan 2015/20s sind Bera-
tungsgrundlage. 
 
6. Prüfung und Abwägung  

Der Nachbarschaftsverband erhält alle von den Behörden und von der Bürgerschaft einge-
gangenen Anregungen zur Prüfung hinsichtlich ihrer Wirkung auf den Flächennutzungsplan 
2015/20. Der Nachbarschaftsverband wertet die eingegangenen Stellungnahmen selbstän-
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dig aus. Danach informieren sich beide Planungsträger über ihre Ergebnisse. Ggf. geschieht 
das in Form einer Planungssitzung.  
 
7. Öffentliche Auslegung / Beteiligung der Behörden – 2. Stufe - 

Die Verbandsversammlung erhält einen Abwägungsvorschlag, so dass die Auslegung des 
geänderten Flächennutzungsplanentwurfs beschlossen werden kann.  
Falls die Verbandsversammlung nicht zeitnah einberufen werden kann, ist es möglich, im 
Umlaufverfahren die Zustimmung zum Beschluss abzufragen. 
Der Träger des Bebauungsplans bringt sein Abwägungsmaterial in den Gemeinderat ein, 
damit dort der entsprechende Beschluss gefasst werden kann.  
Die öffentliche Auslegung beider Entwürfe soll möglichst parallel durchgeführt werden. 
 
Gleichzeitig erfolgt die Einholung der Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher 
Belange zum Bebauungsplanentwurf (§ 4 (2) BauGB entsprechend Nr. 4). 
 
Der Träger des Bebauungsplanverfahrens führt seine Bekanntmachung über Ort und Zeit 
der Auslegung ortsüblich durch und weist auf die parallele Änderung des Flächennutzungs-
plans hin.  
Der Nachbarschaftsverband legt seine Planungsunterlagen in den Räumen des „Beratungs-
zentrums Bauen und Wohnen“ im Collini-Center aus. Ort und Dauer der Auslegung werden 
vom Nachbarschaftsverband im Mannheimer Morgen und in der Rhein-Neckar-Zeitung be-
kannt gegeben. Die Planungsunterlagen werden unter „Aktuelles“ ebenfalls im Internet veröf-
fentlicht. Anregungen, die im „Forum“ des Internets eingehen, werden in die spätere ab-
schließende Abwägung mit einbezogen.  
 
Eine Auslegung auf der Bebauungsplan-Ebene kann nur stattfinden, wenn der Nachbar-
schaftsverband auch die entsprechende Auslegung der jeweiligen Flächennutzungsplanän-
derung beschlossen hat. 
 
8. Prüfung und Abwägung / Abwägungsvorschlag 

Die während der Auslegung eingegangenen Anregungen werden von den Planungsträgern 
untereinander ausgetauscht, damit gegenseitig eine vollständige Information besteht.  
Die Auswertung der Anregungen geschieht dann selbständig. Im Anschluss wird dann wie-
der eine gegenseitige Information über die Ergebnisse durchgeführt.  
 
8.1 Information des Verbandsvorsitzes / Abwägungsvorschlag 
Der/dem Verbandsvorsitzenden und den beiden Stellvertretern (Verbandsvorsitz) geht die 
Konflikteinschätzung und der Abwägungsvorschlag der Verbandsverwaltung mit einer Emp-
fehlung zur Entscheidung zu. 
 
Hieraus können folgende Verläufe resultieren: 
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Fall A: 
Wenn mit dem Parallelverfahren kein hoher Konflikt zu bewältigen ist, dann wird der Abwä-
gungsvorschlag des Verbandsvorsitzes dem Träger der Bebauungsplanung mitgeteilt. Dieser 
arbeitet mit dem Ergebnis aus der Flächennutzungsplanung seine abschließende Abwägung 
auf Bebauungsplanebene aus. 
 
Es wird seitens des Verbandsvorsitzes attestiert, dass nach dem gegenwärtigen Stand der 
Planungsarbeiten davon auszugehen ist, dass der Bebauungsplan aus den künftigen Dar-
stellungen des Flächennutzungsplans entwickelt sein wird. Der Bebauungsplan kann dann 
vor dem Abschluss des Änderungsverfahrens zum Flächennutzungsplan als Satzung durch 
den jeweiligen Gemeinderat beschlossen werden. 
 
Die Planunterlagen sind anschließend dem Regierungspräsidium bzw. dem Landratsamt zur 
Genehmigung vorzulegen. 
 
Nach der Genehmigung des Bebauungsplanes ist dann die erforderliche Bekanntmachung 
von der Gemeinde durchzuführen. 
 
Zu den im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens vorgetragenen Anregungen hat die Ge-
meinde die Informationspflicht. 
 
 
Fall B: 
Bei der Konflikteinschätzung „hoch“ durch den Verbandsvorsitz, wird die Verbandsver-
sammlung über das Ergebnis der öffentlichen Auslegung unterrichtet. Diese entscheidet 
abschließend im Rahmen des Feststellungsbeschlusses über die Anregungen zur Flächen-
nutzungsplanänderung. 
 

• Ein hoher Konflikt liegt vor, wenn ein Belang „sehr hoch“ oder drei Belange „hoch“ be-
troffen sind. 

• „Sehr hoch betroffen“ bedeutet, dass der Belang durch die Planung nicht berücksich-
tigt werden kann. 

• Eine „hohe Betroffenheit“ liegt vor, wenn das Planungsziel für den Belang bedeutet, 
dass erhebliche Einschränkungen sich für den Belang ergeben. 

 
Aufgrund des Feststellungsbeschlusses der Verbandsversammlung wird die Planungs- und 
Verfahrensdokumentation der höheren Verwaltungsbehörde, dem Regierungspräsidium, zur 
Genehmigung vorgelegt. 
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Bekanntmachung 
Der Nachbarschaftsverband wird im Mannheimer Morgen und in der Rhein-Neckar-Zeitung 
als auch im Internet den Beschluss zur Änderung des Flächennutzungsplans und die dazu 
erteilte Genehmigung bekannt machen. 
Frühestens gleichzeitig kann der Träger des Bebauungsplans die Bekanntmachung seines 
Satzungsbeschlusses zum parallelen Bebauungsplans durchführen. Eine Genehmigung des 
Bebauungsplans ist in diesem Fall nicht erforderlich. 
 
Mitteilung über das Ergebnis des Planverfahrens 
Über die Ergebnisse der zum Flächennutzungsplan vorgetragenen Anregungen informiert 
der Nachbarschaftsverband. 
Zu den im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens vorgetragenen Anregungen hat der Trä-
ger des Bebauungsplanverfahrens die Informationspflicht. 
 
 
1.5 Zeitlicher Planungshorizont (Laufzeit) 

Im Flächennutzungsplan werden Entwicklungsgebiete in zwei zeitlichen Prioritäten darge-
stellt. Die Flächen, die durch Qualität und Standortgunst besonders geeignet sind, die Ent-
wicklung bis 2015 entscheidend voranzubringen, werden als Zeitstufe I gekennzeichnet. Die 
übrigen Flächen, die den weiteren Bedarf bis zum Jahr 2020 abdecken können, werden als 
Zeitstufe II dargestellt. 
 
Für die Deklarierung der Entwicklungsflächen für den Wohnungsbau in Zeitstufe I wurden 
folgende Kriterien herangezogen (vgl. Kap. 3): 
 

• Priorität: Stärkung der Einwohnerbasis bei den Gemeinden Hirschberg, Ilvesheim, 
Nußloch, Oftersheim und Plankstadt. 

• Priorität: Lagegunst zur S-Bahn oder Stadtbahn 
• Priorität: Eigenbedarf bis zu 15 ha 

 
Für die Einteilung der Gewerbeflächen gelten folgende Kriterien: 

• Priorität: beste Flächen für den Quartären Sektor 
• Priorität: beste Flächen für Dienstleister 
• Priorität: Angebot für Logistikbetriebe und ähnliche flächenextensive Betriebe 
• Priorität: Eignung für Klein- und Mittelbetriebe; Handwerker (ortsbezogenes Gewerbe; 

Eigenentwicklung) 
 
Ändern sich die Rahmenbedingungen für die Siedlungsentwicklung grundlegend, wird eine 
Neuaufstellung für den Flächennutzungsplan schon vor Ablauf seiner Laufzeit erforderlich. 
So gibt es schon jetzt Hinweise über den Abzug der US-Truppen aus dem Nachbarschafts-
verband. Die in diesem Fall frei werdenden militärischen Flächen stellen ein enormes Ent-
wicklungspotential dar. Der Flächennutzungsplan 2015/20 bietet hierfür keine ausreichende 
Planungsgrundlage mehr. Eine zivile Nutzung auf militärischen Flächen kann aus dem Flä-
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chennutzungsplan nicht entwickelt werden. Daher wird voraussichtlich vor 2010 ein neuer 
Aufstellungsbeschluss zum Flächennutzungsplan gefasst werden müssen. 
 
 
1.6 Flächennutzungsplan 2015/20 und Geoinformationssystem (GIS) 

Geoinformationssysteme sind Instrumente zur Darstellung von Flächennutzungsplan, Luftbil-
dern, Gebietskarten usw., die mit Sachdaten, wie Bevölkerungszahlen, Geschäftsangaben 
oder Biotoptypen usw. verknüpft sein können. Die über eine solche Datenverbindung ge-
wonnenen Informationen ergeben eine neue, höhere Informationsdichte, die für strategische 
Entscheidungen zur Entwicklung unseres Verbandsgebietes genutzt werden können.  
 
Nachdem der Nachbarschaftsverband im Internet präsent ist, kann der bereits geleistete 
Aufwand zur Beschaffung und Erstellung von Daten vielen Nutzern, vor allem seinen Mitglie-
dern, den Städten und Gemeinden, zur Verfügung gestellt werden. Es entsteht durch die 
Tätigkeit des Nachbarschaftsverbandes für den Flächennutzungsplan 2015/20 ein Aus-
kunftssystem für alle.  
 
Die wichtigste Ressource eines GIS, eine digitale Kartengrundlage mit der kleinräumigen 
Gliederung der amtlichen Statistik auf Vektorbasis, ist vorhanden. Dies ist das Fundament 
des GIS.  
 
Danach wurden weitere Informationsebenen, wie der Landschaftsplan, die Klimabewer-
tungskarte oder die Dichteverteilung der Bevölkerung erstellt. Auch die Luftbilder aus dem 
Jahr 1999 wurden weitgehend schon für die digitale Darstellung der Realnutzung ausgewer-
tet. Das GIS wird Schritt für Schritt in Zusammenarbeit mit den verschiedenen Fachbehörden 
für Wasserwirtschaft oder Natur- und Landschaftsschutz usw. ausgebaut.  
Die folgende Tabelle zeigt die digital vorliegenden Informationsebenen und ihre Anwendung 
bzw. ihren Einsatzbereich.  
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Tab. 1: Informationsebenen 
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2 Leitbild 

2.1 Der Nachbarschaftsverband als Großstadtregion innerhalb der Ballungs-
räume der Bundesrepublik 

Die Ballungsräume sind anhand von Indikatoren (Statistiken) abgrenzbare Wirtschafts- bzw. 
Handlungsräume der Bevölkerung. Eine hohe Bevölkerungsdichte und eine große Wirt-
schaftsleistung sind kennzeichnend. Sie bestehen aus Kernstädten und den mit ihnen eng 
verflochtenen Nachbargemeinden. Die Ballungsräume gliedern sich wiederum in Stadtregio-
nen, die mehr oder weniger miteinander vernetzt sind. 
 
Abb. 1: Die Ballungsgebiete der Bundesrepublik Deutschland 

 
 
 
Die Abbildung „Die Ballungsgebiete der Bundesrepublik“ zeigt, dass in der Bundesrepublik 
vier geschlossene Ballungsräume bestehen, die sich aus folgenden Großstadtregionen zu-
sammensetzen: 
 

• Berlin, Leipzig, Dresden, Chemnitz 
• Nürnberg, Fürth, Erlangen 
• München 
• Hamburg, Bremen, Hannover, Bielefeld, Rhein-Ruhr, Rhein-Main, Rhein-Neckar,  
• Saarbrücken, Stuttgart 
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Die Großstadtregionen innerhalb der Ballungsräume sind entweder polyzentrisch oder mo-
nozentrisch strukturiert. Je nachdem, ob die regionale Bevölkerung auf ein einzelnes oder 
mehrere Zentren orientiert ist. Die drei großen polyzentrischen Großstadtregionen sind 
Rhein-Ruhr, Rhein-Main und Rhein-Neckar. Sie sind gegenüber den monozentrischen be-
völkerungsreicher 2.  
 
Insgesamt ist für die Bundesrepublik festzustellen, dass der Verstädterungsprozess, die Bil-
dung von Ballungsräumen, weit fortgeschritten ist. 76 % der Bevölkerung lebt in den hier 
dargestellten Ballungsräumen. 77 % der Arbeitsmöglichkeiten werden darin bereitgestellt. 
Der Flächenanteil der Ballungsräume beträgt dagegen nur 57 %3.  
 
Die polyzentrische Großstadtregion „Nachbarschaftsverband“ liegt zwischen den Großstadt-
regionen Rhein-Main, Stuttgart, Karlsruhe und Saarbrücken. Aus der gegebenen Darstellung 
ist ersichtlich, dass auch diese Großstadtregionen ineinander übergehen, d.h. miteinander 
verflochten sind. Der Ausdruck für diese Verflechtung sind die Pendler oder auch die Logis-
tikkonzepte der ansässigen Betriebe usw. Aber auch an dem kulturellen Angebot der großen 
Kernstädte ist der Verflechtungsgrad der benachbarten Großstadtregionen untereinander 
ablesbar. Zum Beispiel Ausstellungen oder Konzerte usw. zielen weit über den traditionellen 
Einzugsbereich der Kernstadt hinaus und rechnen auch mit einem erheblichen Interesse der 
Bevölkerung benachbarter Großstadtregionen.  
 
Aus einer Untersuchung des Nachbarschaftsverbandes geht hervor, dass die zu uns be-
nachbarten Großstadtregionen bemüht sind, neben dem allgemeinen, überall anzutreffenden 
"Grundkatalog" von Zielen auch ihre jeweiligen komparativen Vorteile, d.h. ihre speziellen 
Standortbedingungen, wie Bankenzentrum oder ähnliches, herauszuarbeiten und in beson-
derer Weise zu fördern. Eine einseitige Ausrichtung oder bewusste Spezialisierung wird je-
doch vermieden4. 
 
Innerhalb des Rhein-Neckar-Dreiecks (innerer Verdichtungsraum aufgrund des Raumord-
nungsplanes) ist die Bevölkerungsverteilung nicht gleichmäßig. Circa 70 % der Bevölkerung 
des inneren Verdichtungsraumes lebt rechtsrheinisch. Da der Nachbarschaftsverband weit-
gehend den engeren rechtsrheinischen Verdichtungsraum als Großstadtregion deckt, reprä-
sentiert er den Schwerpunkt im Rhein-Neckar-Dreieck. Hier ist die größte Bevölkerungsdich-
te. Dementsprechend hat der Nachbarschaftsverband mit einer Bevölkerungszahl von 
660.000 ein hohes internes Wirtschaftspotenzial.  
 
Die Wirtschaftskraft des Nachbarschaftsverbandes ist – im Vergleich zum Durchschnitt der 
Bundesrepublik – auf hohem Niveau. Dieser Raum mit Mannheim und Heidelberg hatte von 
Anfang an erhebliche Beiträge zur Industrialisierung Deutschlands geleistet. Aufgrund seiner 
langen Industriegeschichte war und ist ständig wegen der strukturellen Veränderungen der 

                                                 
2 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR), Hrsg., Heft 114, 2003, S. 13 
3 BBR, Heft 114, 2003, S. 10 
4 Diefenbacher, Hans; Leipner, Ingo; 2003, Nr. 27 



Erläuterungsbericht zum FNP 2015/2020    2  Leitbild 

M:\1TopVorlGR\2005\SEVA20051006\CD-Rom\EB Band I Kap 1-5 aktuell.doc 27.09.2005 12:50 32

Weltwirtschaft, ein erheblicher Anpassungsprozess zu bewältigen. Die Wirtschaft der Region 
hatte von ihrem Exportanteil in der Vergangenheit stets profitiert. Die Außenverpflichtung der 
Wirtschaft im Nachbarschaftsverband ist noch immer außerordentlich hoch, was gerade 
auch im Globalisierungsprozess erhebliche Anstrengungen zur Strukturanpassung erfordert. 
Weltwirtschaftliche Instabilitäten wirken sich daher in unserer Region schnell aus.  
Eine ökologische Umorientierung der Betriebe im Nachbarschaftsverband ist bislang noch 
eher die Ausnahme. Allerdings gibt es eine große Zahl von in der Regel kleineren Betrieben, 
die ökologische Produkte oder Dienstleistungen erzeugen bzw. anbieten5.  
 
Mit ihrer Kompetenz liegt die Großstadtregion „Nachbarschaftsverband“ im bei weitem größ-
ten Ballungsraum der Bundesrepublik. Dieser erstreckt sich in Nord/Süd-Richtung und hat 
nach Süden an die Kompetenzzentren der Schweiz und Italiens Anschluss. Dieser Ballungs-
raum ist aber auch nach Westen mit den verstädterten Zonen der Niederlande und Belgiens 
sowie Frankreichs verflochten. Neben der Nord/Süd-Orientierung dominiert die Orientierung 
nach Westen. Die Großstadtregion „Nachbarschaftsverband“ ist somit in die stärkste Wirt-
schaftszone der Europäischen Union eingebettet. Die Lagegunst ist also hervorragend! 
 
Diese Lagegunst ist eine wesentliche Voraussetzung für eine erfolgreiche wirtschaftliche 
Entwicklung, aber sie wirkt nicht allein darauf, dass an Rhein und Neckar Wohlstand und 
Arbeitsplätze gegeben sind. Die weiteren Großstadtregionen in diesem bundesweiten Bal-
lungsraum konkurrieren mit uns um die Entwicklungschancen. 
 
Die „harten“ Standortfaktoren wie Autobahnen, ICE- Anschluss, Gewerbeflächen usw. bieten 
alle Großstadtregionen. Daher gilt es, als so genannte Alleinstellungsmerkmale, neue Quali-
täten zu entwickeln.  
 
Unsere Großstadtregion hat neben der europäischen Lagegunst dafür hervorragende Poten-
ziale, die bei den wesentlichen europäischen und globalen Entscheidungsträgern für die 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung Beachtung finden. Wir haben Städte mit 
langer historischer Tradition, so dass Kunst und Kultur tief verwurzelt sind und eine enorme 
Vielfalt ausgebildet haben. 
 
Mit dem Rechtsinstrument „Flächennutzungsplan 2015/20“ können solche in der Region vor-
handenen Chancen gefördert werden, indem Standortmöglichkeiten für Dienstleister und 
High-Tech-Branchen bestehenden Bildungs- und Forschungsstätten zugeordnet werden, 
damit die nicht verzichtbaren Fühlungsvorteile verstärkt und tragfähig werden. Ohne den 
steten persönlichen Kontakt, der ohne großen Zeit- und Vorbereitungsaufwand geboten sein 
muss, können trotz digitaler Vernetzung keine Innovationen voran gebracht werden. 
 
Wir haben strukturreiche Odenwaldhänge, eiszeitliche Dünen in der Ebene, Rhein und Ne-
ckar mit Zuflüssen und Waldbeständen. All dies gilt es neu in seinem Wert zu entdecken und 
über den Flächennutzungsplan 2015/20 als Potenzial zu erhalten und zu verbinden. All dies 

                                                 
5 Diefenbacher, Hans; Leipner, Ingo; 2003, Nr. 10, 12, 23 
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erzeugt Qualitäten für Natur und Bevölkerung und kann nirgends auf der Welt so nachgebil-
det werden. Das ist ein Alleinstellungsmerkmal par excellence. 
 
 
2.2 Ausgangssituation im Verbandsgebiet 

Der Nachbarschaftsverband ist die baden-württembergische Großstadtregion im Verdich-
tungsraum "Rhein-Neckar-Dreieck".  
 
Diese Großstadtregion "Nachbarschaftsverband" ist gekennzeichnet durch: 
 
Grenzen  
Der Rhein ist eine physische Grenze und ist zugleich die Westgrenze des Landes Baden-
Württemberg. Im Norden stößt das Verbandsgebiet an die Ländergrenze zu Hessen. Diese 
Ländergrenzen teilen den Verdichtungsraum "Rhein-Neckar". Als politische Grenzen er-
schweren sie die Kooperation.  
 
Orientierung der Bevölkerung 
Die historisch gewachsene Tradition der Kurpfalz hat Brüche erfahren. So ist das linksrheini-
sche Gebiet der Kurpfalz dem Land Rheinland-Pfalz zugeordnet worden. Die Städte Heidel-
berg und Mannheim wurden in das Großherzogtum Baden eingefügt und damit später in das 
Land Baden-Württemberg. Mental empfindet sich die Bevölkerung in unserem Verbandsge-
biet nicht als Badener. Die regionale Eigenart "Kurpfalz" lebt weiter. Somit ist die Orientie-
rung auf Karlsruhe als Sitz des Regierungspräsidiums bzw. Stuttgart als Sitz der Landesre-
gierung weniger von einem Zugehörigkeitsgefühl getragen, als von dem Bewusstsein, dass 
die kurpfälzische Farbe als zweitgrößter Verdichtungsraum zum wirtschaftlichen Erfolg in 
Baden-Württemberg einen ganz wesentlichen Anteil beiträgt. 
 
Innerhalb des Verbandsgebiets besteht eine Orientierung auf die Städte Mannheim und Hei-
delberg. Dazu bringen die Großen Kreisstädte Schwetzingen und Leimen ebenfalls eine Att-
raktivität ein, so dass eine polyzentrale Struktur innerhalb des Verbandsgebietes gegeben 
ist, die über die unterschiedlichen Qualitäten der weiteren Gemeinden wirkungsvoll ergänzt 
wird. 
Die Bevölkerung nutzt längst entsprechend ihrer Stärken und Angebote alle Städte und Ge-
meinden des Nachbarschaftsverbandes zum Wohnen, Arbeiten oder zum Erholen. Eine en-
ge Leistungsverbindung der Städte und Gemeinden ist dadurch entstanden. 
Die Großstadtregion "Nachbarschaftsverband" ist also ein Netzwerk. Innerhalb des Nachbar-
schaftsverbandes agieren die Städte Heidelberg und Mannheim mit den weiteren Städten 
und Gemeinden als gleichberechtigte Partner. 
 
Aufgrund der engen Verflechtung dieses Netzwerkes bietet das zentralörtliche Hierarchiesys-
tem keine Lösungskompetenz für die Entwicklungsaufgaben in unserem Verbandsgebiet. 
Über die enge Vernetzung der Städte und Gemeinden können aber die sehr unterschiedlich 
gewachsenen historischen Ausprägungen zu einer Stärke des Gesamtraumes gebündelt und 
Schwächen kompensiert werden. 
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Die Partner der Großstadtregion "Nachbarschaftsverband" haben daher ganzheitliche Ent-
wicklungsziele festgelegt, die im Sinne zukunftsfähiger Strategien immer wieder überarbeitet 
und hinsichtlich ihrer Effektivität überprüft werden. Diese Großstadtregion wird von einem 
demokratisch legitimierten Organ, der Verbandsversammlung, getragen. 
Auf dieser Basis können die Partner ihre jeweiligen Potenziale ausbilden und so zu einem 
Kompetenz-Cluster beitragen. Das großstadtregionale Gesamtinteresse bleibt nicht abstrakt, 
sondern wird durch eine politisch geklärte Aufgabenverteilung sehr konkret. Die Interessen 
der Großstadtregion erhalten so allmählich über diese kommunale Kooperation, die durch 
Gleichberechtigung charakterisiert ist, einen gewissen Vorrang vor kommunalen Eigeninte-
ressen. Auf diese Weise wird für alle Partner ein höherer Nutzen für die Bevölkerung erreicht 
als ohne Kooperation.  
 
Suburbanisation (Prozess zum Netzwerk) 
Dieser Prozess wird seit den 70er Jahren in unserem Raum mit folgenden Schlagwörtern: 
"Stadtflucht", "Herzinfarkt der Städte" oder als "Raus aus der Stadt" belegt. Seit den späten 
60er Jahren gibt es eine Tendenz, dass der Marktplatz, der Ortskern an Bedeutung für das 
Einkaufen verlieren und die Verbrauchermärkte sich auf der "Grünen Wiese" etablieren. 
Auch beim Wohnen gibt es den Trend, dass man im Grünen, ländlich ruhig und schön woh-
nen möchte. Expandierende Betriebe sind aufgrund des guten Straßenausbaus, der günsti-
gen Bodenpreise und des guten Image der Landschaft ebenfalls aus den Städten in das Um-
land, die Nachbarschaft der Städte abgewandert. Die stetig zunehmende Motorisierung der 
Bevölkerung ermöglichte diesen Trend für Einkaufen, Wohnen und Arbeiten. Er zeigt sich an 
folgendem: 
 

• Die Städte und Gemeinden zwischen Mannheim und Heidelberg haben an Wohnbe-
völkerung gewonnen. 

 
• Das Wachstum der Beschäftigung im Umland war aber deutlich geringer als das 

Wachstum der Wohnbevölkerung.  
 
• Bei den Nachbargemeinden besteht ein großes Interesse an der Produktion von Bau-

land für Betriebe.  
 
• Die städtische Lebensweise dominiert in allen Kommunen des Nachbarschaftsver-

bandes.  
 
• Der Zuwachs an Bevölkerung war flächig und konzentrierte sich nicht in den regio-

nalplanerisch gewollten Achsenorten mit Anbindung an die Regionalbahnstrecken. 
 
• Das Beschäftigtenwachstum konzentrierte sich an verkehrsgünstigen Standorten. 

Das zentrumsorientierte Pendeln ist immer noch dominant. Ein tangentiales Pendeln 
der Beschäftigten kann aber bereits belegt werden 
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• Großflächiger Einzelhandel aber auch Freizeiteinrichtungen wie das MIRAMAR in 
Weinheim, das BELARMAR in Schwetzingen, das AQUADROM in Hockenheim und 
jetzt die SAP-ARENA in Mannheim entstanden an autogerechten monofunktionalen 
Standorten. Diese attraktiven und mit hoher Kundenfrequenz belegten Dienstleis-
tungsstandorte führten zu einer funktionalen Aufwertung der Peripherie, der Ortsrän-
der. Damit ist aber auch die Sorge für die Innenstädte und Ortskerne verbunden, 
dass ihre Attraktivität merklich absinkt, dass sie an Vielfalt verlieren, weil der "Erleb-
niseinkauf" und sportliche oder kulturelle Events verstärkt im Umland bzw. in den 
Randzonen der Städte angeboten werden. 

 
• Die ganze Großstadtregion, d.h. das gesamte Verbandsgebiet, ist zum Aktionsraum 

der Menschen geworden. Die dominierende Orientierung auf Mannheim, Heidelberg 
und auch Schwetzingen als Zentren von Einkaufen, kulturellen und sportlichen Ange-
boten sowie von Arbeitsmöglichkeiten nimmt in kleinen Schritten aber permanent ab.  

 
• Der schleichende Trend zum "Flächenverbrauch" für ebenerdige Stellplätze, einge-

schossige SB-Warenhäuser oder Discounter aber auch weitläufige Wohn- und Ge-
werbegebiete ist weiterhin ungebrochen.  

 
Dieser geschilderte Prozess der Verstädterung im Umland hat für die einzelnen Konsumen-
ten, die Häuslebauer oder die Unternehmer fast immer einen positiven Nutzen. Wenn man 
aber alle Effekte dieses Prozesses für die Gesamtheit der hier wohnenden und arbeitenden 
Menschen betrachtet, dann summieren sich die Nachteile des Prozesses zu einem negati-
ven Gesamtergebnis. Als nachteilig für unsere Großstadtregion sind folgende Effekte einzu-
schätzen: 
 

• Das Verkehrsaufkommen mit der damit verbundenen Lärmbelastung, dem Unfallrisi-
ko und den Schadstoffimmissionen steigt weiterhin. 

 
• Die Innenstädte und die zentralen Lagen der Stadtteile und Gemeinden verlieren an 

Besuchern und damit an öffentlichem Leben. Sie veröden allmählich. 
 

• Gut verdienende "Mittelschichtfamilien" verlassen die baulich dichten Altbauquartiere 
von Mannheim und Heidelberg. Sie ziehen in Reihen- und Einzelhäuser am Rande 
der Städte oder in die Gemeinden zwischen diesen beiden Großstädten. Single-
Haushalte und die drei großen A's (Arme, Alleinerziehende, Alte) charakterisieren die 
Bevölkerung der Kernstädte. Der Bedarf an Sozialhilfe in diesen Quartieren zeigt das 
deutlich an. 

 
• Die Stadt-Umland-Wanderung hat zur Konsequenz, dass Kindergärten, Schulen und 

andere Einrichtungen für die wachsenden Wohnquartiere im Umland wohnungsnah 
bereitgestellt werden müssen. Hier entstehen also Kosten für die Infrastruktur, ohne 
dass die durch die Abwanderung entstandene Unterauslastung in den verdichteten 
traditionellen Wohnquartieren eine Senkung der Betriebskosten zur Folge hätte.  
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• Die Kommunalfinanzen sind von der Abwanderung der Familien und den Infrastruk-

turkosten direkt beeinflusst. 
 

• Als nachteilig für die Gesamtheit der Verbandsbevölkerung ist auch auf den "Land-
schaftsverbrauch" hinzuweisen. Zwar kann und soll sich der Häuslebauer am Orts-
rand freuen, aber aus Gesamtsicht sind die Folgekosten für Erschließung, Biotopver-
luste, neuer Infrastruktur usw. zu sehen. Die individuellen Entscheidungen für ein Ei-
genheim oder für eine Betriebsverlagerung in eine Umlandgemeinde werden nicht kri-
tisiert. Es ist aber Aufgabe aller im Verband zusammengeschlossenen Kommunen 
aktiv zu werden, um die gesellschaftlichen Folgekosten dieses Verstädterungspro-
zesses zu begrenzen. Besonders im Hinblick auf den "Landschaftsverbrauch", das 
Bereitstellen von gemeinsamen Standortqualitäten sowie indirekt zur Minderung der 
Infrastrukturkosten bietet sich der gemeinsame Flächennutzungsplan 2015/20 des 
Nachbarschaftsverbandes als Gesprächs- und Diskussionsebene hervorragend an. 
Der Verband kann Kooperationen der Kommunen vorbereiten und so vermeiden, 
dass andere Politikebenen wie Bund und Land diese Problematik angehen. Die Städ-
te und Gemeinden zeigen damit ihre Kompetenz der kommunalen Selbstverwaltung, 
in dem sie das Gebiet des Nachbarschaftsverbandes als einen "Gesamtstandort" auf-
fassen und über eine interne Arbeitsteilung unseren Verdichtungsraum gemeinsam 
für die europa- bzw. weltweite Konkurrenz um wirtschaftlichen Erfolg positionieren. 

 
Für die vielen Einzelentscheidungen bei den Verbandsmitgliedern bedarf es einer Orientie-
rung. Es wird eine gemeinsame Vorstellung zum gemeinsamen Vorgehen hinsichtlich der 
Siedlungsentwicklung im Verbandsgebiet gebraucht. Diese gemeinsame Konzeption zur 
Kooperation hat also eine prozessorientierte Funktion. Dafür wurde ein Leitbild des Nachbar-
schaftsverbandes entwickelt, das bildlich fassbar ist und bei der Bevölkerung in unserem 
Raum eine hinreichend konkrete Vorstellung zu den erforderlichen gemeinsamen Hand-
lungsnotwendigkeiten erzeugt. Das Leitbild hat einen visionären Charakter und wirkt auf Ent-
scheidungs- und Verhaltensmuster der Bevölkerung, im politischen Prozess und von Investo-
ren. Das vom Nachbarschaftsverband erstellte Leitbild ist also ein Instrument der kooperati-
ven Planung.  
 
 
2.3 Das Leitbild für das Verbandsgebiet 
2.3.1 Aufgaben des Leitbildes und Trends 
Die Aufgaben: 

Das Leitbild ist Grundlage für die Aufstellung des Flächennutzungsplans 2015/20 :  
 

• Es zeigt langfristige Perspektiven auf. Es hat einen visionären Charakter. Es ist res-
sort- und fachübergreifend mit einem aktivierenden Charakter. 

• Das Leitbild weist stabile Elemente auf, die aber für Einzelvorhaben durchaus mit ei-
ner hohen Flexibilität ausgestattet sind.  
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• Das Leitbild ist Handlungsrahmen und interne Leitlinie für die Verwaltung. Es ist ent-
wicklungsorientiert und führt unterschiedliche Fachplanungen gleichberechtigt zu-
sammen. 

•  
Das Leitbild bildet den Rahmen für die Ansiedlung konkreter Projekte. 
Das Leitbild benennt nachhaltige und realistische Ziele. 
 
Die Trends: 

Das Leitbild berücksichtigt folgende Kräfte, die den Verstädterungsprozess bestimmen: 
 

• Der demografische Druck in unserem Verbandsgebiet wird nachlassen. Die Bevölke-
rungszahl wird bis 2015 aufgrund der rückläufigen überregionalen Zuwanderung in 
der Bundesrepublik nur noch wenig bis auf ca. 690.000 Einwohner anwachsen. Die 
Haushaltsgrößen werden weiterhin abnehmen. Der Anteil der Bevölkerung im "Senio-
renalter" wird zunehmen. Diese demografischen Faktoren bewirken trotzdem einen 
immer noch steigenden Flächenbedarf.  

• Es gibt Sättigungseffekte bei der Wohlstandsentwicklung. Die Wachstumsphase 
klingt aus. Das quantitative Wirtschaftswachstum wird immer stärker durch ein quali-
tatives ersetzt.  

• Der Freizeitsektor wird expandieren. Der Markt für die Freizeitgestaltung wird für sei-
ne baulichen Maßnahmen Flächen nachfragen. Dieses Flächenwachstum ist zu be-
rücksichtigen. Daneben ist für die Freizeitaktivitäten auch die landschaftliche Qualität 
zu verbessern. Die Landschaftsqualität wird mehr und mehr zu einem bedeutenden 
Standortfaktor, da gerade hoch qualifizierte Arbeitskräfte darauf als eine Ausgleichs-
möglichkeit für ihre berufliche Anspannung achten. 

• Für die hochgradig verflochtene europäische Wirtschaft braucht unser Verbandsge-
biet den Ausbau der Schnellfahrstrecken für den ICE. Weiterhin ist ein Regionalflug-
platz erforderlich, der zu den Metropolregionen in Europa permanente Linienangebo-
te bereitstellt. Deshalb wurde der Regionalflugplatz in Mannheim mit den erforderli-
chen Sicherheitseinrichtungen für eine derartige Verkehrsanforderung ausgebaut. Die 
neuen Kommunikationstechnologien werden keinen Rückgang des Verkehrsauf-
kommens bewirken.  

• Der Boden ist in unserem Verbandsgebiet zu einem knappen Gut geworden. Vor al-
lem, wenn man die Artenvielfalt entlang der Bergstraße und des Neckars sowie der 
weiteren Gewässer erhalten will. Sichtbeziehungen aus den Wohngebieten zur Berg-
straße und von der Bergstraße erfordern die Vernetzung von Freiräumen. Dies ist ein 
wesentliches Element der Landschaftsästhetik in unserem Gebiet. Hierfür ist ein Flä-
chenbewusstsein zu entwickeln und zu kommunizieren, da die Nachfrage der Wirt-
schaft nach diesen „weichen“ Standortfaktoren steigt.  

• In Mannheim und in Heidelberg aber auch in Schwetzingen bestehen erhebliche 
Wiedernutzungspotenziale, mit denen eine breite Palette von Entwicklungsmöglich-
keiten geboten wird. Damit sind entscheidende Ansatzpunkte für eine wirtschaftliche 
Entwicklung und eine attraktive Stadtgestaltung gegeben. Dies sind die wichtigsten 
Potenziale für einen Investitionszufluss. 
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• Um den Standortbedürfnissen von Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen, von 
Handels- und Dienstleistungsbetrieben, den Freizeitansprüchen der Bevölkerung a-
ber auch den Problemen der Segregation in den Kernstädten begegnen zu können, 
wird im Leitbild des Nachbarschaftsverbandes auf eine Strategie der nachhaltigen 
Entwicklung gesetzt. Am 07.03.1996 beschloss die Verbandsversammlung der Euro-
päischen Kampagne für zukunftsbeständige Städte und Gemeinden beizutreten, um 
bei einer gleichgewichtigen Beachtung ökologischer, sozialer und ökonomischer Ziele 
einen kreativen, die Öffentlichkeit einbindenden Entwicklungsprozess einzuleiten.  

 
 
2.3.2 Ziele des Netzwerkes "Nachbarschaftsverband" 

Zur Ausformung einer nachhaltigen, zukunftsweisenden Entwicklung geht unser Verband6 
von folgenden Zielen und Handlungsvorgaben aus:  
 
Ökologische Ziele: 

• Beachtung der langfristigen systemaren Naturvorgänge 
• auf stabile, sich möglichst selbsterhaltende gebietstypische Landschaftsstrukturen 

hinwirken 
• haushälterischer Umgang mit der Ressource Boden / Priorität für die Innenentwick-

lung  
• Konzentrationsprozesse bei der Siedlungsentwicklung fördern: Dezentrale Konzent-

ration  
• verkehrvermeidende Siedlungsstrukturen entwickeln 
• Verminderung der Schadstoffbelastung durch Verkehr    

 
Soziale Ziele: 

• sozialverantwortliche Wohnungsversorgung 
• Verknüpfung zwischen Wohngebieten, Gewerbestandorten, Versorgungs- und Frei-

zeitzentren erhalten und entwickeln (grobkörnige Nutzungsmischung) 
• Erhaltung der Attraktivität gewachsener Geschäftslagen als multifunktionale frei zu-

gängliche öffentliche Erlebnisräume 
• die verbrauchernahe Versorgung innerhalb der Gemeinden und Stadtteile mit Artikeln 

des kurz- und mittelfristigen Bedarfs ist vor allem im Hinblick auf immobile Bevölke-
rungsgruppenteile zu erhalten 

• Erholungsangebote, die das Verständnis für den Wert der Landschaft und die Natur-
zusammenhänge fördern 

• Wahrnehmung der Eigenverantwortung durch Planungsbeteiligung aller Bevölke-
rungsgruppen 

 
Ökonomische Ziele: 

• Förderung der unternehmensinternen Innovationsfähigkeit für recyclebare Produkte 
und umweltschonende Produktionsprozesse 

                                                 
6 Verbandsversammlung, 05/98 
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• Unterstützung von Betrieben, die ihr Profil nach Umweltgesichtspunkten gestalten, 
indem der Verband ein akzentuiertes Umweltimage aufbaut: z.B. „Lebendiger Ne-
ckar“, „Lebendige Bergstraße“ usw. 

• Förderung qualifizierter Teilzeitarbeitsplätze 
 
 
2.3.3 Wohnen, Wirtschaft und Verkehr 

Aufgrund der Attraktivität unseres Verdichtungsraumes kann noch ein gewisses Bevölke-
rungswachstum durch die überregionale Zuwanderung erwartetet werden. Der vorhandene 
Wohnungsbestand bietet dafür zu geringe freie Kapazitäten, so dass mit neuem Wohnbau-
land vorgesorgt werden muss. Der Wunsch nach größeren, familienfreundlichen Wohnungen 
oder Eigenheimen hat immer noch einen derartigen Umfang, dass auch daraus eine Nach-
frage nach Wohnbauland entsteht. Seit Mitte der neunziger Jahre wurden hauptsächlich Ei-
genheime als Ein- und Zweifamilienhäuser gebaut. Damit wuchs trotz rückläufiger Zahl fertig 
gestellter Wohnungen die Inanspruchnahme der Fläche. Da der Anteil älterer Menschen an-
wächst, die in ihrer vertrauten Wohnumgebung bleiben möchten, stehen ihre teilweise groß-
zügigen und familiengeeigneten Wohnungen meist nicht dem Wohnungsmarkt zur Verfü-
gung. Weiterhin kann seit einiger Zeit beobachtet werden, dass junge Menschen inzwischen 
früher ihre elterliche Wohnung verlassen. Auch dieses Verhalten ist Quelle für das Anwach-
sen der erforderlichen Wohnbaufläche in unserem Verdichtungsraum.  
 
In Mannheim und Heidelberg sind die Gemarkungen bereits sehr weitflächig als Baugebiete 
genutzt. Beide Städte können hauptsächlich nur noch mit Stadtumbaumaßnahmen und mit 
einer Anpassung der Wohnungen bzw. durch Verbesserungen im Wohnumfeld auf die ver-
änderten Ansprüche nach Wohnqualität und Wohnungsgröße reagieren. 
 
Entlang der Bergstraße von Hirschberg bis Nußloch soll kein geschlossenes Siedlungsband 
entstehen, denn in der Folge würde viel von der Originalität der einzelnen Gemeinden an der 
Bergstraße verloren gehen. Die einzelnen Orte würden dann nicht mehr in ihrer Abgrenzung 
erfasst. Eine Bebauung der gliedernden Freiräume zwischen den Gemeinden an der Berg-
straße würde den erforderlichen Artenaustausch von Tieren und Pflanzen zwischen Oden-
wald und Rheinebene massiv behindern. Auch würden dann die kühlen Hangwinde vom O-
denwald nicht mehr in die Rheinebene strömen und damit zur Luftverbesserung im ausrei-
chendem Maße beitragen. Deshalb bestehen in den Orten entlang der Bergstraße nur noch 
durch bauliche Abrundung und Ergänzung von Ortsteilen relativ kleinflächige Möglichkeiten 
neues Bauland bereitzustellen.  
 
Das künftige Potenzial für den Wohnungsbau liegt deshalb vor allem also in der Rheinebene 
zwischen Mannheim und Heidelberg.  
 
Da die Arbeitsmöglichkeiten in unserem Verbandsgebiet beinahe zu 90 % in Mannheim und 
Heidelberg gegeben sind, ist es von sehr großer Bedeutung, welche Verkehrsmöglichkeiten 
aus dem Umland zum Erreichen der Arbeitsstätten angeboten werden. In den Randberei-
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chen von Mannheim und Heidelberg sowie im Umland lebt nämlich ein Großteil der Einwoh-
ner unseres Verbandsgebiets. 
 
Die S-Bahn in Kombination mit den Stadtbahnen ist ein schnelles und die Umwelt wenig be-
lastendes Verkehrssystem. Deshalb wird über das Leitbild vorgeschlagen, dass die neuen 
Wohngebiete entlang der S-Bahn und an den Linien der Stadtbahnen entwickelt werden soll-
ten. Auf diese Weise kann der Zunahme des Kfz-gebundenen Individualverkehrs entgegen-
gewirkt werden. Die bisher vorgesehene Linienbildung für die S-Bahn sieht eine Nord-Süd-
Erschließung entlang des Rheins von Lampertheim über den Hauptbahnhof Mannheim und 
Schwetzingen nach Hockenheim vor. Die Ost-West-Beziehung von Kaiserslautern, Ludwigs-
hafen, Mannheim nach Heidelberg und in das Neckartal ist bereits in Betrieb. Eine weitere 
Linie soll über Weinheim, Ladenburg, Mannheim-Friedrichsfeld zum Hauptbahnhof in Mann-
heim geführt werden. Somit wäre aus dem Raum Schwetzingen, Oftersheim und Plankstadt 
die Stadt Heidelberg nur über den Hauptbahnhof Mannheim mit der S-Bahn erreichbar. Aus 
diesem Grund schlägt das Leitbild des Nachbarschaftsverbandes vor, die Schienenstrecke 
zwischen Schwetzingen und Friedrichsfeld ebenfalls für die S-Bahn zu nutzen. Dann könnte, 
über eine Umsteigemöglichkeit oder das so genannte "Flügeln" der S-Bahnzüge bei Mann-
heim-Friedrichsfeld, Heidelberg zeitgünstiger aus Richtung Schwetzingen erreicht werden. 
Eine entsprechend der Kriterien zur Nachhaltigkeit optimale Anbindung der gegebenen Flä-
chenpotenziale für das Wohnen in der Rheinebene, das den Wohnwünschen der Bevölke-
rung weitgehend entspricht, könnte so erzielt werden. Deshalb wird mit dem Leitbild vorge-
schlagen, an einer solchen Nord-Süd-Achse der S-Bahn von Weinheim nach Schwetzingen 
die Möglichkeiten zum Wohnungsbau in Ladenburg (10.2)7, in Mannheim-Friedrichsfeld 
(12.13) und in Oftersheim (14.4) zu entwickeln. 
 
An der Ost-West-Verbindung kann mit dem Projekt "Mannheim 21" (12.17) und der Bahn-
stadt in Heidelberg (6.6) ein Angebot für qualitätvolles Wohnen in großer Zentrumsnähe mit 
enger Anbindung an bestehende und neue Arbeitsmöglichkeiten bereitgestellt werden. Durch 
dieses exemplarische Vorgehen in Heidelberg und Mannheim werden städtebauliche Misch-
strukturen (Gemengelagen) gefördert, so dass dem immer noch spürbaren Trend einer zu-
nehmenden räumlichen Trennung von Arbeiten und Wohnen mit seinem erhöhten Bedarf an 
Siedlungs- und Verkehrsflächen effektvoll entgegengewirkt wird. 
 
In der Zukunft ist mit einer deutlichen Zunahme der Teilzeit-Arbeitsplätze zu rechnen. Von 
knapp 20 % wird der Anteil an Teilzeitarbeitsplätzen in den nächsten 10 bis 15 Jahren vor-
aussichtlich auf ca. 40 % ansteigen. Vor allem bei Teilzeitarbeitsplätzen wird darauf geach-
tet, dass sie von der Wohnung aus ohne großen Zeitaufwand erreicht werden können, da 
sonst das Verhältnis von Zeitaufwand zum Verdienst ungünstig wird. Nur ein schnell erreich-
barer Teilzeitarbeitsplatz ist akzeptabel. Vor allem die Dienstleistungsbetriebe werden zur 
Stärkung ihrer Flexibilität am Markt Teilzeitarbeitsplätze anbieten. Das werden zunehmend 
auch hoch qualifizierte Arbeitsmöglichkeiten sein. Aufgrund der Zeitempfindlichkeit ihrer Be-
schäftigten, aber auch ihrer Kunden und Zulieferer, werden solche Dienstleistungsunterneh-
men ihren Standort an den Schnittstellen von S-Bahnlinien mit dem Schnellstraßensystem  
                                                 
7 Beschreibung und Abwägung unter dieser Gebiets-Nr. in Band II 
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suchen. Deshalb werden solche Arbeitsplätze im Bereich von Mannheim 21 (12.17) und in 
der Bahnstadt (6.6) entstehen.  
 
Ein interessanter Standort für derartige Dienstleistungsunternehmen könnte aber auch das 
ehemalige Bundesbahnausbesserungswerk in Schwetzingen (18.3) sein. Weiterhin interes-
sant für Dienstleistungsunternehmen ist daneben der Gewerbepark Heddesheim / Hirsch-
berg (5.5 u. 7.8), da hier die Verknüpfung mit der S-Bahn und der Autobahn gegeben ist. Auf 
längere Sicht bietet auch das Gebiet "Oberfeld" (12.10) in Mannheim für Dienstleistungsbe-
triebe eine gute Entwicklungsmöglichkeit, da hier die Standortfaktoren für diese Art von Be-
trieben ebenfalls sehr günstig sind.  
 
Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen suchen die Nähe zu den Universitäten und den 
Fachhochschulen. Hierfür bieten sich in Mannheim mit Mannheim 21 (12.17) aber auch mit 
dem Gewerbegebiet entlang der Floßwörthstraße gute Möglichkeiten. Heidelberg kann für 
eine solche Nachfrage Standorte im Neuenheimer Feld, auf dem Gelände des Alt-Klinikums 
aber vor allem in der Bahnstadt (6.6) bereitstellen.  
Die bestehenden Gemengelagen, d.h. die Nähe von Wohn- und Arbeitsmöglichkeiten sollen, 
durch städtebauliche Gestaltung und die Anpassung der Infrastruktur an neue Anforderun-
gen, in Mannheim und in Heidelberg weiterentwickelt werden. Das vorgelegte Leitbild (vgl. 
Abbildung Leitbild Wohnen, Wirtschaft und Verkehr) als Handlungsrahmen setzt beim Stadt-
umbau in Mannheim und Heidelberg die Priorität. Ausgehend von den Verhaltensweisen der 
Bevölkerung (sozialer Aspekte) und den Anforderungen und Zukunftschancen der Betriebe 
(ökonomischer Aspekt) werden zur Abdeckung des ermittelten Flächenbedarfs Standortmög-
lichkeiten aufgezeigt, die durch ein künftiges S-Bahnnetz verbunden sind, so dass Umwelt-
belastungen (ökologischer Aspekt) möglichst nicht ansteigen, sondern in der Gesamtbe-
trachtung gemindert werden können. 
 
Somit sind die neuen Siedlungsvorhaben des Flächennutzungsplans 2015/20 mit folgenden 
strategischen „Leitplanken“ bewertet: 
 

• „Dezentrale Konzentration“ im Sinne einer Erhaltung der herausgehobenen Leis-
tungsfähigkeit und Attraktivität von Mannheim, Heidelberg sowie Schwetzingen 

• Priorität für Wohn- und Arbeitsstätten an der S-Bahn und am schienengebundenen 
Personennahverkehr 

• Mobilisierung von Baureserven und Industriebrachen durch Umbau für Dienstleister 
und High-Tech-Unternehmen unter Nutzung traditioneller charakteristischer Bauwer-
ke (Profil; Image; Ortstradition) 

• Priorität für die Innenentwicklung 
• Weiterentwicklung historisch gewachsener Nutzungsmischung (Gemengelage) unter 

Wahrung der Ortscharakteristik 
• Neuentwicklung von Dienstleistungsstandorten im Umland nur mit S-Bahn-Anschluss 

(Teilzeitarbeitsplätze) 
• Priorität für die S-Bahn-Erschließung unserer Großstadtregion unter Einbezug der 

Verbindung Weinheim, Mannheim-Friedrichsfeld, Schwetzingen, Hockenheim 
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Für die Entwicklung von Vorhaben, die nicht dem dargestellten Regelfall des Flächennut-
zungsplans 2015/20 entsprechen, sind die folgenden Prüffragen aufgestellt, damit auch die-
se Vorhaben in den vom Leitbild aufgestellten Entwicklungskorridor passen werden: 
 
Sozialverantwortliche Wohnversorgung 

• Wird mit dem Vorhaben an die Versorgung von Wohnungssuchenden mit besonde-
rem Wohnbedarf gedacht? 

• Wird durch das Wohnungsbauvorhaben die wohnungsnahe Grundversorgung (Kin-
dergärten, Schulen, Einzelhandel) langfristig gesichert? 

 
Nachhaltige Standortsicherung für die Wirtschaft 

• Ist das Vorhaben als Standortförderung für umweltschonende Betriebe zu werten? 
• Bedeutet das Projekt eine Stärkung für die innerstädtische Funktionsmischung und 

Attraktivität? 
• Werden mit dem Projekt wohngebietsverträgliche Arbeitsplätze geschaffen? 
• Stärkt das Projekt das Angebot von Teilzeitarbeitsplätzen mit einer Anbindung an 

schienengebundenen Personennahverkehr – verkehrsvermindernde Siedlungsstruk-
tur - ? 

• Wird durch das Projekt die Anbindungsqualität von Arbeitsstätten und Wohngebieten 
an den öffentlichen Personennahverkehr gesteigert? 

• Wird durch das Projekt die Wirtschaftlichkeit des öffentlichen Personennahverkehrs 
gesichert? 

• Erhöht das Projekt den Flächenbedarf für den motorisierten Individualverkehr? 
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Abb. 2: Leitbild: Wohnen, Wirtschaft und Verkehr 
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2.3.4 Leitvorstellung zur Versorgung durch den Einzelhandel 

Der Einzelhandel hat erhebliche Bedeutung für die Stadt- und Ortsentwicklung. Er gewähr-
leistet die Qualität der Versorgung der Bevölkerung. Der Einzelhandel bringt Leben und Far-
be in die Orts- und Stadtzentren. 
 
Die Orts-, die Stadtteil- und die Stadtzentren haben in jüngster Vergangenheit erhebliche 
Verluste in ihrer Attraktivität erlitten. In den eng bebauten Stadtinnenbereichen mit ihrer Viel-
falt an Geschäften, Banken, Versicherungen, Rechtsanwälten usw. hat ein Auflockerungs-
prozess stattgefunden. Der Einzelhandel hat neue Standortlagen außerhalb der verdichteten 
gewachsenen Geschäftslagen entdeckt und sich zunutze gemacht. Der Trend der Einzel-
handelsunternehmen in die Peripherie droht dominant zu werden. Das ist auch in den Um-
landgemeinden und den Stadtteilen spürbar. 
 
Wir haben in unseren Städten und Gemeinden eine wesentlich stärkere Nachfrage nach Ein-
zelhandelsstandorten für die Peripherie als für die Zentren oder die gewachsenen Ortsmit-
ten, die aber für unser Gemeinwesen so überaus wichtig sind. Wenn wir eine Anpassungs-
planung an diesen Trend der Einzelhandelsunternehmen betreiben, dann kommen wir zu 
Städten und Gemeinden ohne Identifikationspunkt, ohne eine räumliche und emotionale Mit-
te. Die Versorgungsleistung der Innenbereiche wird immer schlechter. Die in der Randlage 
wohnende Bevölkerung, mobil und meistens finanziell stark, kann sich schnell und preiswert 
mit dem Auto versorgen. Die Bewohner der Innenstädte oder der gewachsenen Ortslagen 
der Umlandgemeinden verlieren die Möglichkeit, um die Ecke einkaufen zu können.  
 
Die Wege zum Einkauf wachsen für alle Bevölkerungskreise stetig.  
 
Der Handel braucht eine verlässliche Stadt- und Ortsentwicklung, wenn er sich in den Orts-
kernen engagieren soll. Dies ist eine notwendige Voraussetzung, damit der Handel seine 
langfristige Rentabilität an einem Standort mit einiger Sicherheit kalkulieren kann. Die Inves-
titionen des Handels sind ihrem Wesen nach Investitionen in einen Standort und damit in 
unser Orts- und Stadtbild. Deshalb ist über das Leitbild als akzeptiertem Handlungsrahmen 
anzuzeigen, auf welche Ziele und welches räumliche Ordnungskonzept die Flächennut-
zungsplanung hinwirkt. 
 
Die polyzentrische Struktur unseres Verbandsgebietes ist ein hervorragender Ansatz Ver-
kehr zu mindern und Versorgungsqualität zu bieten. Die vorhandenen gewachsenen zentra-
len Geschäftslagen von Heidelberg, Mannheim und Schwetzingen sollen daher in ihrer Att-
raktivität und Urbanität gesichert werden, damit der hochspezialisierte Einzelhandel aus die-
sen Lagen nicht abwandert. 
 
Die gegebene Verteilung dieser Zentren in unserem Verbandsgebiet bietet für alle Bevölke-
rungsgruppen und nicht nur für die motorisierten, relativ kurze Wege, um sich mit Artikeln 
des mittel- und langfristigen Bedarfs versorgen zu können. Damit wird gleichzeitig ein inte-
ressanter Erlebnisraum erhalten. Dieser ist nicht, wie die Malls, Passagen und Foren in den 
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peripheren Einzelhandelsgroßprojekten, allein auf Umsatzförderung ausgelegt. Die spezifi-
sche Urbanität und die städtische Atmosphäre von Mannheim, Heidelberg und Schwetzingen 
fördern zufällige unterschiedliche soziale Kontakte, die Verständnis für das Anderssein mit 
sich bringen. Verständnis und Einlassen auf Neues ist auch eine Voraussetzung, die für 
nachhaltige Entwicklung gebraucht wird. Diese Kultur gilt es für die Nachhaltigkeit zu pfle-
gen. Zudem sind kurze Einkaufswege mit dem Ziel verbunden, Schadstoffbelastung und die 
Substitution von Arbeitskräften über die Flächenbereitstellung in Grenzen zu halten. 
 
Neben diesem primären Versorgungsnetz mit den Innenstädten von Mannheim, Heidelberg 
und Schwetzingen sowie den gewachsenen Geschäftslagen in den Stadtteilen und Gemein-
den ist in der Peripherie ein sekundäres Versorgungsnetz mit Einzelhandelsgroßprojekten an 
Autobahnen und autobahnähnlichen Schnellstraßen entstanden. Diese Standorte an den 
Ausfallstraßen der Städte sind sehr gut für die Bewohner der Umlandgemeinden erreichbar, 
da für sie kurze Anbindungen an das engmaschige Schnellstraßensystem bestehen. Diese 
Vorteilhaftigkeit für die Bevölkerung soll nicht reduziert werden. Damit aber immobile Bevöl-
kerungsgruppen, d.h. die nicht ständig ein Auto zur Verfügung haben, ebenfalls das sekun-
däre Netz wenigstens zum Teil nutzen können, sollen ggf. neu entwickelte, attraktive und 
großflächige Einkaufsmöglichkeiten in Zukunft stets auch mit den öffentlichen Verkehrsmit-
teln erreichbar sein. 
 
Mit dem Leitbild „Versorgung“ werden folgende Ziele verfolgt: 

• Die Nahversorgung bleibt in den Orten und Stadtteilen integriert (Investitionssicher-
heit für integrierte Standorte). 

• Die Innenstädte von Mannheim, Heidelberg und Schwetzingen bleiben wichtigste 
Einkaufsbereiche im Verbandsgebiet. 

• Die Versorgung mit preisgünstigen Serienprodukten durch Verbrauchermärkte, SB-
Warenhäuser und Fachmärkte über Standorte in den Zentren und an Hauptverkehrs-
straßen mit guter Straßenbahn- bzw. Busverbindung ist Bestandteil des Konzepts. 

• Die Flächenbereitstellung für den Einzelhandel durch den Flächennutzungsplan 
2015/20 ist so zu dimensionieren, dass die Nahversorgung in jeder einzelnen Stadt 
oder Gemeinde gesichert bleibt. 

 
Wenn bei Einzelhandelsvorhaben zu befürchten ist, dass die dargelegten Ziele beeinträchtigt 
werden könnten, dann ist zum Schutz der Innenstädte und der Versorgungszentren in den 
Stadtteilen und Gemeinden ein aktiver Dialog zwischen den Verbandsmitgliedern und dem 
Nachbarschaftsverband in Gang zu bringen. 
 
Anhand folgender Prüffragen für Großprojekte, die auf Erlebniseinkauf und das mittel- und 
langfristige Bedarfssegment ausgerichtet sind, ist der Abstimmungsprozess zu strukturieren: 
 

• Was hat die Stadtregion „Nachbarschaftsverband“ davon? 
• Was hat die Bevölkerung beim Projektstandort davon? 
• Was haben bestimmte Zielgruppen davon? 
• Was hat der Standort davon? 
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• Wie sieht das mit dem Projekt entstehende Angebot tatsächlich aus? (Lage; Größe; 
Qualität; Zielgruppe) 

• Wie steht es mit der Vernetzung mit dem städtebaulichen Umfeld? Verträglichkeit, 
Wechselwirkungen, Vision, Standort-Image, Beanspruchung der Infrastruktur) 

• Ist eine stichhaltige Standort- und Marktanalyse vorhanden? (Sind die lokalen und 
großstadtregionalen Aspekte korrekt und stimmig dargestellt?) 

• Welche wirtschaftlichen Chancen bietet das Projekt und auf welchen Nutzungszeit-
raum ist es ausgelegt? (Erfolgsaussichten; mögliche Nachfolgenutzungen) 

• Besteht eine Nutzungsflexibilität? 
 
Bei Vorhaben des Einzelhandels, die der lokalen Nahversorgung der Bevölkerung dienen 
sollen, sind folgende Aspekte aufzuarbeiten:8 
 

• Ist eine Erweiterung des Betriebs am derzeitigen Standort möglich? 
• Dabei sind alle Nachbargrundstücke, auch wenn sie bebaut sind, abzufragen, ob sie 

als Expansionspotenzial zur Verfügung stehen könnten. 
• Gibt es ein ausreichend großes Standortangebot, weil sich die Schließung oder Ver-

legung eines Betriebes innerhalb der gewachsenen Geschäftslage abzeichnet? 
• Kann die bestehende integrierte Geschäftslage durch die Neuansiedlung eines lang-

fristig wettbewerbsfähigen Betriebs gesichert werden? 
• Lässt sich die Nahversorgung durch die Neuansiedlung eines langfristig wettbe-

werbsfähigen Betriebs an einem neuen, integrierten Standort sichern? 
 
Wenn alle diese Fragen zu verneinen sind, dann sind die Alternativstandorte mit den folgen-
den Fragen zu bewerten:9 
 

• Grenzt der Alternativstandort zumindest einseitig an ein Wohngebiet, so dass dieser 
als „teilintegriert“ eingestuft werden könnte? 

• Ist der neue Standort grundsätzlich der Gemarkung der planenden Kommune zuge-
wandt? 

• Sollten weitere zentrenrelevante Ansiedlungen an diesem neuen Standort ausge-
schlossen werden? 

 
Es wird empfohlen, bei ggf. erforderlichen Markt- und Standortgutachten den Nachbar-
schaftsverband bei der Formulierung der Aufgabenstellung und der Auswahl des Gutachters 
zu beteiligen, um ein gleichartiges methodisches Vorgehen für das Verbandsgebiet zu errei-
chen sowie um eine Transparenz und Neutralität herzustellen. Die Vertrauensbasis für die 
erforderliche Kooperation unter den Verbandsmitgliedern erhält so eine stetige Stärkung. 
 

                                                 
8 Vgl. Acocella, D.; Fürst, U. C.; Schnacke,A. (2004) S.51 
9 Vgl. Acocella, D.; Fürst, U. C.; Schnacke,A. (2004) S.51 
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Abb. 3: Leitbild: Entwicklung des Einzelhandels 
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2.3.5 Leitvorstellung zur Landschaftsentwicklung 

Die weitere Erschließung von Wohngebieten oder Gewerbegebieten bedeuten einen absolu-
ten Verlust von ökologisch wirksamer Fläche. Dieser fortschreitende Verstädterungsprozess 
erzeugt wiederum den Bau neuer Straßen, die Montage weiterer Leitungstrassen für Energie 
oder die Errichtung von Sendeeinrichtungen für die Telekommunikation. In unserer Groß-
stadtregion ist es kaum mehr möglich, eine längere Strecke im Landschaftsraum ohne Que-
rung von solchen Infrastrukturtrassen zurückzulegen.  
 
Die Zersiedlung und damit verbundene Zerschneidung des Landschaftsraums ist eine we-
sentliche Ursache für den Artenverlust. Innerhalb unserer Stadtregion schwindet so auch  
allmählich der Eindruck von Weite und Größe naturräumlicher Einheiten. Der Landschafts-
raum zwischen Stadt und Umlandgemeinde wird zum Zwischenraum, zum „Überbleibsel“ 
und zum reinen Gliederungselement bei der Siedlungsgestaltung in der Stadtregion. Die 
Siedlungseinheiten sind nicht mehr in den Landschaftsraum eingebettet, sondern sie sind 
jetzt das prägende und dominierende Charakteristikum.  
 
Die fortschreitende Zerstückelung, Fragmentierung und Kammerung der Landschaft bewirkt, 
dass kaum noch Freiräume ohne Störeinflüsse durch Lärm und Schadstoffe sowie ohne stö-
renden Blick auf Straßen und sonstige Bauwerke vorhanden sind. Die zunehmend separier-
ten Freiräume verlieren dadurch erheblich an ökologischer Funktionsfähigkeit. Negativ wirkt 
das auch auf die Erholungseignung der Landschaftsbestände. 
 
Mit dem Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan 2015/20 wurde herausgearbeitet, wel-
che Naturpotenziale und Landschaftsbestände vorhanden sind, die vorrangig für die Zukunft 
als Freiraumsystem auf jeden Fall zu erhalten und zu entwickeln sind. Dieses Freiraumsys-
tem setzt sich aus 6 Projekten zur Landschaftsentwicklung zusammen.  
 
Durch sie soll ein Entwicklungsgerüst entstehen, von dem aus eine flächendeckende Aufwer-
tung des Freiraumes und ein verkehrsminderndes Angebot zum Naturerlebnis ausgeht. 
Durch gezielte Erholungsangebote innerhalb und am Rande dieser Projektgebiete als auch 
über durchgehende Fuß- und Radwege soll ein modifiziertes Erholungsangebot entstehen. 
Vielfältige Naturerlebnisse sollen sich der Bevölkerung über diese Konzepte erschließen. Die 
Erholungsangebote sollen so lokalisiert werden, dass Pufferzonen zwischen ihnen und den 
besonders schutzwürdigen Naturschutzgebieten sich quasi von selbst ergeben, so dass die-
se Gebiete für die Naturentwicklung ohne Verbotstafeln erhalten werden können. Pflege-
maßnahmen können so erheblich reduziert werden. Aufgabe dieser Projekte zur Land-
schaftsentwicklung ist es also auch, dass für die Bevölkerung reizvolle, individuell gestaltba-
re Erholungsmöglichkeiten entstehen.  
 
Das Leitbild zur Entwicklung unserer Großstadtregion geht somit weit über das im Land-
schaftsplan enthaltene Maßnahmenkonzept hinaus, indem es gemäß seiner Aufgabe kon-
kretisiert, die Maßnahmenvorschläge des Landschaftsplans zu verschiedenen Handlungs-
strategien bündelt und dabei stets auf die langfristige Perspektive der Nachhaltigkeit hinführt.  
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Abb. 4: Leitbild: Landschaftsentwicklung 
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Abb. 5: Legende zum Leitbild Landschaftsentwicklung 

Legende zum Leitbild Landschaftsentwicklung (Ausgleichskonzept)

 
 
 
Folgende Landschaftsräume sollen zu einem sich weitgehend selbst tragenden Landschafts-
system entwickelt werden: 
 
 
1. Projekt zur Landschaftsentwicklung: "Lebendiger Neckar" 

Dies ist ein Pilotprojekt, um die Tragfähigkeit der Entwicklungsprojekte insgesamt für das 
Ausgleichskonzept des Flächennutzungsplans 2015/20 zu testen.  
 
Der Flächennutzungsplan 2015/20 mit seinem Eingriff-/Ausgleichskonzept soll für die Städte 
und Gemeinden eine konkrete Hilfestellung bieten, wenn Bebauungspläne aufzustellen sind. 
Aus den bisherigen Erfahrungen mit der Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsre-
gelung ist erkennbar, dass die Vielzahl der Fachplanungen sowie der kommunalen Pla-
nungsträger, die in den Natur- und Landschaftsraum baulich und gestalterisch einwirken, 
ausschließlich unabhängig voneinander planen, verfahrenstechnisch strukturieren und voll-
ziehen.  
 
Dadurch werden Kompensationsmaßnahmen der verschiedenen Eingriffsvorhaben als Ein-
zelmaßnahmen vom jeweiligen Planungsträger bestimmt. Getrennt voneinander, parallel 
zueinander und zum Teil in Konkurrenz zu anderen geplanten Eingriffen erfolgt ihre Umset-
zung. Im betroffenen Natur- und Landschaftsraum entstehen so unkoordiniert, gesamträum-
lich konzeptionslos und in Lage und Ausprägung mehr oder weniger zufällig und isoliert 
Kompensationsflächen, deren Wirksamkeit für den letztlich als System zu verstehenden Na-
tur- und Landschaftshaushalt suboptimal ist.  
 
Zum anderen zeichnet sich aber auch ab, dass die mit steigender Eingriffsdichte erhöhte 
Nachfrage nach Kompensationsflächen zu einer Verknappung geeigneter Flächen führt. Vor 
dem Hintergrund einer isolierten Abarbeitung der Eingriffsregelung durch den jeweiligen Vor-
habensträger besteht mit der Verknappung des Flächenpotenzials die Tendenz, dass oftmals 
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der Aspekt der Verfügbarkeit die Flächenwahl bestimmt und nicht die naturschutzfachliche 
Eignung.  
 
Damit wird aber auch auf eine mögliche Wohn- und letztlich Lebensqualität verzichtet.  
 
Diese aufgezeigte Problemlage weist darauf hin, dass aus der Sicht von Natur und Land-
schaft, aber auch für die Erholungsqualität der Bevölkerung ein ganz starker Koordinations-
bedarf besteht, der eine Optimierung und eine fachlich komplexe Umsetzung der Eingriffsre-
gelung im gesamträumlichen Zusammenhang zur nachhaltigen Sicherung und Entwicklung 
der Umwelt stütz. Diese Aufgabe stellt sich der Nachbarschaftsverband mit diesem Pilotpro-
jekt. Herausragende Ziele des Projektes sind zum einen die Wiederbegründung der seit 
Jahrhunderten in diesem Flussabschnitt verloren gegangenen neckarspezifischen Hartholz-
aue, die Durchführung von Anpassungsmaßnahmen, damit eine zu erwartende Wiederbe-
siedlung des Neckars durch den Biber konfliktfrei möglich wird und die Bereitstellung von 
Angeboten zum Naturerlebnis für die Bevölkerung.  
 
Gemarkungsübergreifend wird bei diesem Projekt zur Landschaftsentwicklung ein von den 
Städten und Gemeinden gemeinsam getragenes Leitbild umgesetzt. Neben den Städten und 
Gemeinden wirken auch weitere Maßnahmenträger mit. Die Koordinationsaufgabe des 
Nachbarschaftsverbandes ist daher sehr breit. In diesem Zusammenhang entstehen auch 
Erfahrungen zur Einbindung des Ökokontos, mit dem ein Ausgleich auf "Vorrat" angestrebt 
wird. Weiterhin baut dieses Projekt auf die Beteiligung der Bevölkerung am Planungsge-
schehen, was Akzeptanz erzeugt und damit letztlich erst die Nachhaltigkeit ergibt. Aber auch 
das Einbinden von Förderprogrammen von Land und Bund bis hin zur Europäischen Union 
gehört zur Projektaufgabe, um nicht beim "Planbild" stehen zu bleiben, sondern über den 
Flächennutzungsplan 2015/20 tatsächlich Raumqualitäten zu erzeugen. Diese Qualitäten 
werden es u.a. sein, die Erfolg im Konkurrenzkampf der europäischen Verdichtungsräume 
bringen werden.  
 
Der Projektraum „Lebendiger Neckar“ beginnt bei Neckargemünd und erstreckt sich bis zur 
Mündung des Neckars. Zu diesem Projektgebiet zählt aber auch der anschließende flussbe-
gleitende Freiraum am Rhein bis zur Gemarkungs- bzw. Ländergrenze. Somit werden von 
diesem Projekt zur Landschaftsentwicklung auch die Auerelikte am Rhein erfasst und in ihrer 
Weiterentwicklung konsequent verfolgt.  
 
Ziel des Projektes ist die Verbindung von Naturschutz und Landschaftspflege mit den Be-
dürfnissen der Bevölkerung nach Erholung.  
 
 
2. Projekt „Lebendiger Leimbach“ 

Dieses Gewässer verbindet die in unserem Verbandsgebiet liegende Vorzone des Kraich-
gaus mit dem Rhein und seinem Auesystem bei Ketsch und Brühl. Dabei wird die vom Ne-
ckar in erdhistorischer Zeit gestaltete weiträumige Oberrheinniederung durchflossen. Die 
Steuerung der Landschaftsentwicklung am Leimbach hat hohe Bedeutung für die Grundwas-
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seranreicherung und den Hochwasserschutz. Weiterhin sind seine Flächen wichtig für den 
großräumigen Biotopverbund und die Erhaltung traditionell genutzter Obstbaumbestände mit 
gefährdeten Artenvorkommen. Seine Projektflächen haben hohe Bedeutung für das Land-
schaftserleben in der ansonsten strukturarmen ackerbaulich geprägten Rheinebene. Zum 
Projektgebiet gehört auch das Aue-Regime des Rheins von Ketsch bis zum Rheinau-Hafen 
in Mannheim. 
 
 
3. Landschaftsprojekt „Lebendige  Bäche: Rombach und Kanzelbach“ 

Dieses Landschaftsprojekt verbindet den Naturraum der Bergstraße mit dem Neckar. Es 
gliedert die weitläufige Rheinebene nördlich des Neckars und hat hohe Bedeutung für das 
Regionalklima, da über die Grünzäsuren an der Bergstraße die frische und saubere Oden-
wald-Luft in die Ebene gelangt. Diese Grünzäsuren sind mit den bachbegleitenden Freiflä-
chen verbunden. Die Gestaltungsmaßnahmen entlang der Bachläufe werden den großräu-
migen Biotopverbund wesentlich fördern. Die ökologische Vielfalt wird wachsen und gleich-
zeitig die Ästhetik des Landschaftsbildes verbessern. Die Erholungswirksamkeit in dieser 
Raumeinheit ist derzeit durch die intensive Landwirtschaft und die damit einhergehende Wir-
kung auf die Artenvielfalt eingeschränkt. Somit werden als Ausgleich für die hohe Siedlungs-
dichte entlang der Bergstraße durch die Landschaftsentwicklung neue erholungswirksame 
Freiräume auch in der Ebene geboten. Auf die hauptsächlichen Erholungsaktivitäten in die-
sem Bereich, Radfahren und Spazierengehen, ist dieses Projekt neben dem naturschutz-
fachlichem Konzept eingestellt. 
 
 
4. Landschaftsentwicklungsprojekt „Lebendige Maulbeerallee“ 

Dieses Projekt der Landschaftsentwicklung hat auch kulturhistorische Bedeutung, da es die 
vom Kurfürst Carl Theodor angelegte Achse vom Schwetzinger Schloss bis zum Berg „Kö-
nigstuhl“ in Heidelberg mit seiner Prägung für die Landschaftsgestaltung bewusst macht. 
Diese historische Anlage besteht als durchgängige Wegeachse nicht mehr und steht in der 
Gefahr, stadtgestalterisch vernachlässigt zu werden. Bei einer Reaktivierung dieser Achse 
als Radweg und Erholungsraum erhält die historische Verknüpfung der kurfürstlichen Resi-
denzen in Schwetzingen und Heidelberg eine neue Funktion und trägt trotzdem die Tradition 
weiter. Das Zukunftsprojekt in Heidelberg „Bahnstadt“ mit einem erheblichen Anteil an Be-
völkerung wird über Eppelheim mit dem Flair der Schwetzinger Innenstadt und dem an-
schließenden Schlossgarten verbunden. Andererseits entsteht damit aus der Gegenrichtung 
ein neuer reizvoller Zugang nach Heidelberg. Die Sinneseindrücke, die von diesem Zugang 
erzeugt werden, sind andere als sie über die gewohnte Autobahn oder S-Bahn entstehen. 
Solche Prägungen werden wesentlich zum Image unserer Stadtregion beitragen. 
 
 
5. Landschaftsentwicklungsprojekt: Lebendige Altneckar-Niederung mit eiszeitlicher  

 Dünenlandschaft“ 

Dieses Projekt weist auf den Verlauf von Altneckarschleifen hin und hat hohe Bedeutung für 
den Grundwasserschutz. Weiterhin wird damit den Biotopen der verlandeten Flussarme 
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mehr Entwicklungsraum verschafft. Das Projekt hat auf die landschaftsgebundene Erholung 
eine positive Wirkung, da mit den gliedernden Gehölzgruppen und den weiträumigen Blick-
beziehungen einschließlich der historischen Weiler Straßenheim, Neutzenhof und Mu-
ckensturm die hohe natürliche landschaftliche Attraktivität aufgenommen und weiterentwi-
ckelt wird. Die Raumeinheit „Schwetzinger Sand“ ist ebenfalls Bestandteil dieses Entwick-
lungsprojektes und geht über in die Hockenheimer Hardt. Prägende Landschaftselemente 
sind die zum Teil deutlich sichtbaren Dünenerhebungen. Die mageren Dünensande sind 
überwiegend bewaldet. Die Flugsanddünen sind als landschaftsgeschichtliche Urkunde zu 
werten. Aufgrund der Seltenheit der Dünenstandorte und der Dünenbiotope ist dieses Projekt 
für den Arten- und Biotopschutz überregional von Bedeutung. Die besonderen Biotope in 
dieser Raumeinheit ergeben einen charakteristischen Reiz für das Landschaftserleben in der 
ansonsten strukturarmen, ackerbaulich geprägten Rheinebene. 
 
 
6. Landschaftsentwicklungsprojekt: „Lebendige Bergstraße“ 

Die Bergstraße mit dem nach Süden anschließenden Übergang zum Kraichgau ist eine über 
Jahrhunderte gewachsene, offene Kulturlandschaft. Rebhänge und Obstbäume bestimmen 
zusammen mit Trockenmauern, einzelnen Gärten und eingestreuten Gebüschen den Cha-
rakter der Landschaft. Ihre besondere Vielfalt erhält sie durch den mosaikartigen Wechsel 
unterschiedlicher Flächen. Diese vielfältige Kulturlandschaft schließt direkt an die Orte an. 
Dies erhöht die Attraktivität der Bergstraßen-Gemeinden als Wohnorte. Den Bewohnern ste-
hen Räume zur Naherholung zur Verfügung, die sie zu Fuß leicht erreichen können. 
 
Diese eigenständige, heute als wertvoll und erhaltungswürdig anerkannte Kulturlandschaft 
entstand gleichsam als Nebenprodukt der Landwirtschaft in den vergangenen Jahrhunder-
ten. Die Landwirtschaft an der Bergstraße wird heute, wie in der Vergangenheit, von wirt-
schaftlichen Zwängen bestimmt. Doch diese haben sich in den zurückliegenden Jahrzehnten 
gewandelt. Kleine Bewirtschaftungseinheiten und weite Anfahrtswege machen ehemals 
landwirtschaftlich wertvollste Flächen heute unrentabel. Gerade auch im Weinbau relativie-
ren moderne Kellertechnik und Modetrends die Bedeutung von Spitzenlagen. Auch sie sind 
vor dem Brachfallen nicht mehr sicher. 
 
Auf den Brachen breiten sich Gebüsche oder Jungwald aus. Die Brachen erschweren zudem 
die Bewirtschaftung der Nachbarparzellen, etwa durch Vogelfraß oder durch Pilzbefall. Be-
sonders von dieser Änderung der Bewirtschaftungsverhältnisse sind die landschaftsästhe-
tisch wichtigen höheren und steilen Hanglagen betroffen. Die besondere Eigenart der Berg-
straßen-Landschaft droht zu verschwinden. 
 
Soll die eigenständige Bergstraßen-Landschaft als offene, vielfältig gegliederte Kulturland-
schaft mit ihrer hohen Attraktivität für die Besucher und Bürger erhalten bleiben, so muss ein 
Ersatz für die bisherige Pflege und Offenhaltung durch die landwirtschaftliche Nutzung ge-
funden werden. Dieser Ersatz muss dauerhaft wirksam und bezahlbar sein. Er kann kein 
Konservieren des bisherigen Landschaftsbildes darstellen, sondern es müssen alternative 
Konzepte zur Anwendung kommen. Diese Konzepte müssen eine Bergstraßen-Landschaft 
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entwickeln und erhalten, die nicht genau der heutigen oder der historischen Landschaft ent-
spricht, aber in gleicher Weise für die Naherholung geeignet und als Werbefaktor für die Re-
gion wirksam ist. Mit den Elementen Flächennutzungsplan 2015/20, Ökokonto und Beteili-
gung aller Interessengruppen ist der Nachbarschaftsverband dabei, einen solchen Entwick-
lungsprozess zu organisieren. Die verschiedenen möglichen Maßnahmen zur Offenhaltung 
der Landschaft wie landschaftspflegerisch orientierte Bodenordnung, Beweidung, Streuobst-
bau, Niederwaldwirtschaft, baurechtliche Sicherung von Naherholungsflächen und Pflege-
maßnahmen werden hinsichtlich ihrer lokalen und wirtschaftlichen Einsatzbedingungen er-
fasst und über einen Beteiligungsprozess bewertet. Das Umsetzungskonzept wird Interes-
sengruppen und Behörden einbinden und weit über klassische Ausgleichsmaßnahmen oder 
Grünordnungspläne hinausreichen. 
 
Diese sechs skizzierten Projekte zur Entwicklung von landschaftlichen Qualitäten sind so 
breit ausgelegt, dass sie für die noch anstehende Siedlungsentwicklung ein stabiles und um-
setzbares Ausgleichskonzept für alle 18 Städte und Gemeinden des Nachbarschaftsverban-
des ergeben. Falls temporär die Grundstücksverhältnisse bei einem Verbandsmitglied eine 
zügige Bereitstellung von Ausgleichsmaßnahmen für die Siedlungsentwicklung behinderten, 
dann bietet das Ökokonto mit der Möglichkeit, jenseits der eigenen Gemarkung zum Nutzen 
der gesamträumlichen Qualität Ausgleichsmaßnahmen zu verwirklichen. Um diese wesentli-
chen landschaftlichen Grundstrukturen für unsere Großstadtregion zügig in eine Umsetzung 
zu bringen, sollen Ausgleichsmaßnahmen vorrangig in den Projektgebieten angeordnet wer-
den. So wächst ein gesamträumlicher Zusammenhang und die einzelne Ausgleichsmaß-
nahme bedeutet nicht nur eine lokale Landschaftsverbesserung. Durch diese sechs Projekte 
zur Landschaftsentwicklung ergibt sich ein solches Angebot zum Ausgleich, das  mit ausrei-
chender Wahrscheinlichkeit die durch die Siedlungsentwicklung entstehende Beeinträchti-
gung des Naturhaushaltes qualitativ und auch im funktionalen Sinne ausgleichen  kann. 
 
Das Ausgleichskonzept hat eine hohe Bedeutung für die Qualitätsentwicklung in der Groß-
stadtregion „Nachbarschaftsverband“. Allein aus den Nutzungsdarstellungen des Flächen-
nutzungsplans 2015/20 kann das nicht erfasst werden. Deshalb werden die Landschafts-
räume, in denen mit Priorität der Ausgleich für die Siedlungsentwicklung durchgeführt wer-
den soll, durch eine eigenständige Grafik auf dem Flächennutzungsplan 2015/20 vor Augen 
geführt. 
 
Aus diesem Leitbild zur Landschaftsentwicklung ergeben sich weitere Prüffragen an Sied-
lungsvorhaben: 
 

• Wie beeinträchtigt das Siedlungsvorhaben die Erhaltung und Vernetzung von Freiflä-
chen, die für Klima und Artenvielfalt wichtig sind? 

• Wie wird der Schutz des Grundwassers und das lokale Wasservorkommen dadurch 
betroffen? 
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2.4 Beteiligung der Bevölkerung am Planungsprozess 

Die Flächennutzungsplan 2015/20ung erfordert ein vernetztes Denken! Sind doch die Wohn- 
und Erholungswünsche der Bevölkerung mit den Bedarfen eines erfolgreichen Wirtschafts-
standortes sowie der Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen gleichzeitig zu betrachten 
und zu einem ausgleichenden Maßnahmenkonzept zu vereinen. 
 
Aber die alltägliche Planungspraxis zeigt, wie schwierig dieser Anspruch umzusetzen ist. Die 
sektoralen Betrachtungen aus der Perspektive des Naturschutzes, der wirtschaftlichen Ent-
wicklung, der Zügigkeit des Straßenverkehrs oder des Schienennetzausbaus usw. herrschen 
vor und die interdisziplinäre Betrachtung der planerischen Aufgabenstellungen tritt in den 
Hintergrund. 
 
Die Erklärung der Verbandsversammlung des Nachbarschaftsverbandes, den Flächennut-
zungsplan 2015/20 an den Prinzipien der Nachhaltigkeit auszurichten, bricht mit dieser ein-
geschliffenen Arbeitsweise im Planungsgeschehen. Diese Erklärung formulierte eine neue 
Herausforderung bei der Aufstellung des Flächennutzungsplans 2015/20. 
 
Der neue Auftrag der Verbandsversammlung bestand nun darin, ohne den „Tunnelblick“ der 
Fachdisziplinen eine bedürfnisorientierte Planung mit einem ineinander greifenden Maßnah-
menkonzept aufzustellen. Das ist allein über die prozessuale Qualität einer breiten Beteili-
gung der Bevölkerung zu erreichen. Nur über die verschiedenartigen Beiträge aus der Be-
völkerung und den vielen Interessenvertretungen werden die negativen und positiven Aus-
wirkungen einer gedachten Entwicklung für unseren Verdichtungsraum sichtbar. Nur über 
eine breite Beteiligung wird der Hintergrund wirksamer Interessen ausgeleuchtet.  
 
Die verschiedenen Entwürfe zum Flächennutzungsplan 2015/20 sind das Instrument mit dem 
eine konsensfähige Strategie für eine nachhaltige Entwicklung unseres Verdichtungsraumes 
herausgefunden werden kann, da sie einer breiten Beteiligung ausgesetzt wurden.  
 
Die wirtschaftlichen Daten, die sozialen Daten, die Umweltdaten usw. signalisieren eine Um-
bruchsituation, die oftmals mit dem Stichwort „Globalisierung“ charakterisiert wird. Zur Be-
wältigung der damit einhergehenden Strukturbrüche in unserem Ballungsraum hat der neu 
aufzustellende Flächennutzungsplan 2015/20 auf der kommunalen Ebene beizutragen. Über 
den intensiven Austausch von Argumenten hinsichtlich der mit dem Flächennutzungsplan 
2015/20 einzuschlagenden Entwicklungsrichtung entsteht das Verständnis bei den Bürgern, 
dass es keine einfachen Lösungen gibt, aber Lösungen möglich sind! Über die durchgeführte 
Bürgerbeteiligung bemühte sich der Nachbarschaftsverband, das Misstrauen gegenüber 
staatlicher bzw. kommunaler Planung in Kompromiss- und Mitwirkungsbereitschaft umzu-
wandeln, da wichtige raumbedeutsame Vorhaben frühzeitig zur Diskussion gestellt wurden. 
So kann allmählich eine gewisse Akzeptanz für Planungsvorhaben entstehen.  
 
Der durch die Verbandsversammlung beschlossene Flächennutzungsplan 2015/20 soll in 
sich eine so breite Akzeptanz vereinen, dass die förmlichen Planverfahren, wie Bebauungs-
pläne oder Planfeststellungsverfahren, keine grundsätzlichen Konflikte mehr zu bewältigen 
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haben. Dieser prozessualen Komponente der Flächennutzungsplanung wurde daher eine 
große Aufmerksamkeit gewidmet. 
 
Die meisten Bürger sind mit der für die Darstellung der Planinhalte eines Flächennutzungs-
plans angewandten Technik nicht näher vertraut und haben daher Schwierigkeiten, ausgear-
beiteten Planentwürfe zu lesen und zu verstehen. Die in einem Flächennutzungsplan abzu-
arbeitende hohe Komplexität erzeugt einen solchen Abstraktionsgrad, dass die Wirkungen 
des Flächennutzungsplans auf die Lebensverhältnisse in unserem Verdichtungsraum von 
der breiten Öffentlichkeit kaum erfasst werden können. Das Planwerk mit seinen entschei-
denden Stellgrößen war daher für die Betroffenen quasi zu „übersetzen“.  
 
Das Baugesetzbuch sieht eine „zweistufige Bürgerbeteiligung“ im Aufstellungsverfahren des 
Flächennutzungsplans vor:  
 

• Die 1. Stufe ist die „frühzeitige“ Bürgerbeteiligung nach § 3(1) Baugesetzbuch.  
 

• Die 2. Stufe ist die „förmliche“ Bürgerbeteiligung nach § 3(2) Baugesetzbuch. In die-
ser Stufe ist der Planentwurf mit dem Erläuterungsbericht für die Dauer eines Monats 
öffentlich auszulegen. 

 
Mit der 1. Stufe der Bürgerbeteiligung zum Flächennutzungsplan wurde die von der Ver-
bandsversammlung vorgegebene Herausforderung einer breiten Beteiligung der Bevölke-
rung eingeleitet.  
 
In diesem Stadium ist der verwaltungsinterne Prozess zur Meinungsbildung bei bedeutsa-
men Siedlungsvorhaben noch nicht abgeschlossen und eine gut auf die erforderliche Dis-
kussion eingestimmte Bevölkerung kann dann mit ihren Beiträgen zur Planung entscheidend 
zur Bestimmung eines Interessenausgleichs beitragen. Mit Informationen zu folgenden Fra-
gen wurde die Bevölkerung in der „frühzeitigen Bürgerbeteiligung“ zu einer regen Beteiligung 
aufgefordert:  
 

• Welche Bedeutung hat der Flächennutzungsplan 2015/20 für die zukünftige Entwick-
lung des Verbandsgebietes? 

• Welche Leitgedanken prägten den Entwurf zum Flächennutzungsplan 2015/20 ? 
• Wer ist an die Darstellungen des Flächennutzungsplans 2015/20 gebunden? 
• Was können die Anregungen der Bürgerinnen und Bürger bewirken? 
• Welche Möglichkeiten zur Information und zur Beteiligung bestehen im weiteren Pla-

nungsprozess? 
 
Dieser Kommunikationsprozess mit der Bevölkerung geschah unter zwei Aspekten: 

• Die Bürger sind über die Planung eingehend zu informieren. 
• Zur Äußerung und Erörterung der Planungsinhalte im Flächennutzungsplan 2015/20 

muss ausreichend Gelegenheit bestehen. 
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2.4.1 Information 

Um die Sprachebene zu den Bürgern herzustellen, wurden die Inhalte des Leitbildes mit Pla-
katen visualisiert. Die verschiedenen thematischen Plakate sollten helfen, Strukturverände-
rungen und deren Konsequenzen zu sehen. Über diese Plakate wurde der hohe Abstrakti-
onsgrad der Flächennutzungsplanung so gemindert, dass die Grundziele und das Erforder-
nis zur Vorgabe neuer Entwicklungsrichtungen für eine breite Öffentlichkeit sichtbar wurden. 
Die Plakate hatten einen Aufforderungscharakter. In ihnen wurden einerseits Sachziele mit-
einander verknüpft und andererseits Kooperationsmöglichkeiten aufgezeigt. Damit wurde der 
Umsetzungsprozess angesprochen, der in einem engen Zusammenhang mit der Planung 
steht. 
 
Neben diesen Plakaten mit Aufforderungscharakter wird seit Februar 2004 auch das Internet 
zur Vermittlung der Flächennutzungsplanung in die Bevölkerung genutzt. Über das Internet 
können nun direkt dem Verband über ein Forum oder über e-mail Stellungnahmen vorgetra-
gen und Antworten abgerufen werden.  
 
Um Schritt für Schritt durch Information das Interesse an der Flächennutzungsplanung zu 
verbreitern, wurde zu Beginn der Beteiligungsphase auf eine zielgruppenspezifische Anspra-
che gesetzt, um Multiplikatoren zu gewinnen, die die Grundgedanken des Flächennutzungs-
planes und seine Wirkungskraft weiter tragen. 
 
Zielgruppe: Schüler 

Mit dem in der Aufstellung sich befindenden Flächennutzungsplan, der den Planungshorizont 
bis ca. 2015/20 haben wird, werden räumliche Strukturen geplant und schrittweise in die 
Umsetzung gebracht werden, in denen die heutigen Schüler später leben werden. Daher 
sollen die Schüler bereits im Rahmen ihres Unterrichtes auf die Thematik der langfristigen 
Entwicklung unserer Großstadtregion aufmerksam gemacht werden. Anhand des Leitbildes 
können sie ihre Bedürfnislage und ihre Meinung mit Unterrichtsprojekten ausformulieren und 
beim Nachbarschaftsverband einbringen. Auf diese Weise wird bei den Schülern dem ver-
breiteten Gefühl der Ohnmacht gegenüber staatlicher Planung entgegengewirkt, da sie auf 
Beteiligungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten hingewiesen werden. 
 
Da eine Vielzahl von Vorträgen im direkten Dialog mit den Schülern während des Unterrichts 
die Verbandsverwaltung überfordert hätte, wurde das Leitbild zum Flächennutzungsplan 
2015/20 zum Thema einer Lehrerfortbildungsveranstaltung, die im Juni 1998 stattfand. Zur 
Verstärkung dieses Ansatzes wurde noch eine „Lehrerhandreichung“ unter dem Titel „Be-
gleitmaterialien zur Flächennutzungsplanung für Lehrerinnen und Lehrer“ ausgearbeitet und 
über das Oberschulamt zur Verfügung gestellt. Für den Fachunterricht an verschiedenen 
Schulen wurden aufgrund dieser Aktivität des Nachbarschaftsverbandes bereits mehrfach 
weitere Informationsmaterialien und Zusammenstellungen von Fachdaten angefordert. 
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Zielgruppe: Fachöffentlichkeit 

Die nicht in öffentlichen Verwaltungen tätigen Raum- und Stadtplaner werden sich aufgrund 
ihrer beruflichen Tätigkeit mit den im Flächennutzungsplan 2015/20 vorgegebenen räumli-
chen Strukturen laufend auseinandersetzen müssen. Sie werden aus diesem Planwerk Be-
bauungspläne, Grünordnungspläne aber auch informelle Rahmenpläne entwickeln. Um die 
Erfahrung und Einschätzung zur Raumentwicklung dieser Fachleute frühzeitig einzubinden, 
wurde den Architektenkammern im Verbandsgebiet im September 1998 das Leitbild zum 
Flächennutzungsplan 2015/20 in einer dreistündigen Veranstaltung vorgestellt. Die in dieser 
lebhaften Diskussion entstandenen Hinweise und Anregungen wurden bei der Ausformulie-
rung der Zielkriterien mit berücksichtigt. 
 
Dem Verkehrsverbund Rhein-Neckar (VRN) wurde im August 1998 das Leitbild mit seinen 
Überlegungen zur Mobilitätsentwicklung erläutert. 
 
Zielgruppe: Familien 

Durch die Zunahme von Teilzeitarbeitsplätzen werden sich die Mobilitätsstrukturen und -
ansprüche in den Familien voraussichtlich während des Geltungszeitraumes des Flächen-
nutzungsplans 2015/20 stark verändern.  
Der Flächennutzungsplan beeinflusst Mobilitätsstrukturen, in dem er z.B. Standorte für Büro-
betriebe oder Einzelhandelsprojekte festlegt. Deshalb ist z.B. auf die Bildung neuer Standor-
te für den Einzelhandel oder auf neue geplante Dienstleistungszentren frühzeitig hinzuwei-
sen und zum kritischen Nachdenken über die langfristigen Lebensbedingungen in unserem 
Ballungsraum einzuladen.  
 
Verbände und Arbeitsgruppen, die sich vor allem mit Familienthematiken und ihrer Verbin-
dung zur Erwerbsarbeit befassen, wurden daher zum Dialog über das Thema „Vereinbarkeit 
von Familie und Berufstätigkeit - Beitrag der Flächennutzungsplanung“ aufgefordert. Damit 
eine solche Diskussion auch die direkt erreicht, die für die gesellschaftliche Umsetzung des 
Diskussionsprozesses verantwortlich sind, war die politische Ebene an dieser Veranstaltung 
beteiligt. 
Dieser „Workshop“ wurde im November 1998 in Heidelberg durchgeführt. 
 
Von den Teilnehmern wurde sehr begrüßt, dass der Nachbarschaftsverband diese Thematik 
aufgenommen hat. Folgenden Fragen wurden in diesem „Workshop“ nachgegangen: 
 

• Wie wirkt das Leitbild auf das Zeitbudget in den Familien? 
• Einkaufen, Betreuung und Ausbildung von Kindern, soziale Kontakte und Pflege von 

Alten und Kranken sind wichtige Tätigkeiten innerhalb von Familien. Verbessert oder 
verschlechtert das Leitbild zur Entwicklung des Verbandsgebietes die Verhältnisse? 

• Erleichtert oder erschwert das Leitbild die Kombinierbarkeit von Wegen? 
• Insbesondere der „Frauenalltag“ ist immer noch von „Mehrziel-Fahrten“ geprägt. – 

Ein Weg, viele Erledigungen! 
• Verbessert oder verschlechtert die Planung die autofreie Erreichbarkeit von Spiel- 

und Erholungsräumen? 
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Der Zusammenhang von dargestellten Raumstrukturen im Leitbild zum Flächennutzungsplan 
2015/20 und den künftigen Lebensverhältnissen von Familien wurde durchdiskutiert. Die 
dabei entstandenen Anregungen aus dem Teilnehmerkreis für den weiteren Planungspro-
zess wurden bei der Formulierung der Ziele und Prüffragen als „Leitplanken“ im Flächennut-
zungsplan 2015/20 beachtet. Insbesondere wurde von den Teilnehmern eine Verbreiterung 
der Diskussion zum Flächennutzungsplan vorgeschlagen, in dem Veranstaltungen für die 
verschiedensten gesellschaftlichen Gruppen angeboten werden sollten. Vor allem wurde in 
diesem Workshop thematisiert, dass das Nutzungskonzept im Flächennutzungsplan 2015/20 
so ausgerichtet sein sollte, dass das Mobilitätsproblem der Frauen viel stärker planerisch 
bedacht werden sollte. 
 
 
Nicht zielgruppenspezifische Ansprache 

Um die im Leitbild dargstellten ökologischen, ökonomischen und sozialen Zusammenhänge 
der Gesamtbevölkerung nahe zu bringen, wurde auf eine Einbindung der Medien im Rhein-
Neckar-Raum hingewirkt. Über die alleinige Ausstellung der Planungsunterlagen in den Rat-
häusern und Bürgerservice-Stellen hätte das nicht geleistet werden können. Aus diesem 
Grunde besteht beim Nachbarschaftsverband das stete Bemühen, Zeitungen, Funk und 
Fernsehen anhand des Leitbildes zu redaktionellen Berichterstattungen über den Flächen-
nutzungsplan 2015/20 anzuregen.  
 
Nach den geschilderten Vorbereitungen wurde die breite Öffentlichkeit mit einer Plakataus-
stellung zum Leitbild und den beabsichtigten Siedlungsvorhaben als auch zur Landschafts-
entwicklung eingehend über die angedachten Grundzüge des Flächennutzungsplans 
2015/20 unterrichtet. 
 
Diese Ausstellung wurde in allen Rathäusern und Bürgerservice-Stellen der Stadtteile prä-
sentiert.  
Damit auch eine ausreichende Aufmerksamkeit der Bevölkerung insgesamt hergestellt war, 
wurden 17 Pressekonferenzen teilweise mit direkter Publikumsbeteiligung durchgeführt. 
 
 
2.4.2 Gelegenheit zur Äußerung und zur Erörterung 

Zur Rückmeldung an den Nachbarschaftsverband waren der Bevölkerung folgende Möglich-
keiten geboten: 
 

• In den Presseberichten der lokalen Zeitungen und der Amtsblätter wurde die Postan-
schrift des Nachbarschaftsverbandes sowie die Telefon- und Fax-Nummer veröffent-
licht. So konnten telefonische Auskünfte eingeholt und schriftliche Stellungnahmen 
vorgetragen werden. 

 
• Während der Plakatausstellungen lagen mit den Mappen, die detailliert Auskunft zu 

den geplanten Baugebieten gaben, auch Faltblätter aus, die für eine Rückmeldung 
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genutzt werden konnten (vgl. Abb. Bürgerrückmeldung aus der frühzeitigen Bürger-
beteiligung). 
Das während der Ausstellung anwesende Personal war vom Nachbarschaftsverband 
zu den Inhalten der einzelnen Plakate eingewiesen worden, so dass für Besucher vor 
Ort die Möglichkeit bestand, sich Fragen erklären zu lassen und Aspekte der Planung 
zu erörtern. Die Faltblätter enthielten auch die Postanschrift und die Telefon- sowie 
Fax-Nummer des Nachbarschaftsverbandes. So war auch auf diesem Wege ein di-
rekter Austausch von Information und Planungsgedanken  mit dem Nachbarschafts-
verband geboten worden.  
Die Stellungnahmen der Bevölkerung konnten direkt in einem Postkasten in der Aus-
stellung abgelegt oder selbstverständlich dem Verband zugeschickt werden.  

 
• Teilweise wurde der Bevölkerung das Faltblatt als Einlage in den Amtsblättern oder 

als Wurfsendung an die Haushalte zugestellt.  
 
Gemessen an den Rückmeldungen hatte dieses Konzept der frühzeitigen Bürgerbeteiligung 
einen beachtenswert guten Erfolg. Es wurden mehr als 600 Anregungen, die teilweise mit 
Unterschriftssammlungen verstärkt waren, vorgetragen. Bei der Aufstellung des Flächennut-
zungsplans 1983 hatte die „Frühzeitige Bürgerbeteiligung“ trotz eines Hochglanzprospektes 
überhaupt keine Resonanz. 
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Abb. 6: Bürgerrückmeldung auf dem Faltblatt zur frühzeitigen Bürgerbeteiligung 
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Zur 2. Stufe der Bürger- und Behördenbeteiligung wird ein entsprechendes Kommunikati-
onskonzept durchgeführt werden. 
 
Dokumentation 

Die bei der frühzeitigen Bürgerbeteiligung, insbesondere auch bei den zielgruppenspezifi-
schen Veranstaltungen gewonnen Erkenntnisse, wurden schriftlich fixiert und ausgewertet. 
Die Stellungnahmen sind den verschiedenen Themen bzw. den einzelnen Flächen, die an-
gesprochen wurden, zugeordnet. Vor allem im Band 2 der Begründung sind alle Anregungen 
aus der Bevölkerung dargestellt. 
 
 
2.5 Strategie zur Nachhaltigkeit in der Großstadtregion „Nachbarschaftsver-

band“ 

Die folgenden Aktivitäten bzw. Maßnahmen beschreiben, wie über den Nachbarschaftsver-
band in einem ständigen Prozess auf die Nachhaltigkeit hingewirkt wird. 
 
 
2.5.1 Maßnahme: Selbstverpflichtung zur Nachhaltigkeit 

Bereits am 07.03.1996 beschloss die Verbandsversammlung mit dem Beitritt zur Charta von 
Aalborg einen AGENDA-21-Prozess durchzuführen. Über den Flächennutzungsplan 2015/20 
als Instrument wurde damit die Entwicklung des Verbandsgebietes nach den Kriterien der 
Nachhaltigkeit eingeleitet. Der Nachbarschaftsverband übernahm auf diese Weise eine Vor-
reiter- und Vorbildfunktion. Diese Selbstverpflichtung war für den folgenden Planungsprozess 
maßstabsetzend.  
 
Damit die Vorgabe der Nachhaltigkeit, die ökonomischen, sozialen und ökologischen Ziele in 
einem ausgewogenen Verhältnis zueinander gleichzeitig zu betreiben, mit Leben erfüllt wird, 
wurde für die täglichen Entscheidungen der Planungsprozesse ein Leitbild mit „Leitplanken“ 
ausformuliert. Dieses Leitbild ist im Abschnitt 2.3 im einzelnen beschrieben. 
 
 
2.5.2 Maßnahme: Leitbild 

Das Leitbild zeigt auf, dass das Verbandsgebiet ein Kooperationsraum ist, in dem auf dem 
Hintergrund des Flächennutzungsplans 2015/20 Aushandlungs- und Entscheidungsprozesse 
zwischen den Kommunen, dem Land, der Wirtschaft und allen weiteren Interessenvertretun-
gen zu organisieren sind. Im Leitbild werden Festlegungen deutlich, die aus den Kriterien der 
Nachhaltigkeit entstanden sind. So sind die strategisch wichtigen Standorte für die weitere 
Siedlungsentwicklung unser Großstadtregion darin hervorgehoben. 
 
Diese Konkretisierung mit einem gemarkungsübergreifenden und selbst bindenden Leitbild 
zur Steuerung der Raumentwicklung im Verbandsgebiet ist erforderlich, da die Lenkung der 
Siedlungsentwicklung über das „Zentrale-Orte- und Achsen-Konzept“ des Regionalplans an 
Kraft verloren hat. Aufgrund der üppigen Funktionszuweisung „Achsenort“ im Regionalplan 
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für unser Verbandsgebiet hat die Siedlungsentwicklung in der Vergangenheit keine einem 
Ordnungskonzept entsprechende Konzentration erfahren. Auch zentrale Einrichtungen für 
unser Verbandsgebiet befinden sich nicht ausschließlich in den Oberzentren bzw. dem Mit-
telzentrum. Sehr deutlich wird das an der Betrachtung der Standorte von Einzelhandelsgroß-
projekten.  
 
Deshalb muss unser Verbandsgebiet als ein Kooperationsraum verstanden werden, in dem 
der Leistungsverbund zwischen Heidelberg und Mannheim sowie den Nachbargemeinden 
über ein durch den Flächennutzungsplan 2015/20 verbindliches Leitbild zu organisieren ist. 
Mit moderierten Strategiekonferenzen ist der großstadtregionale Lasten-Nutzen-Ausgleich 
zwischen den einzelnen Verbandsmitgliedern herzustellen. Das Leitbild als visionärer Rah-
men bietet die nachhaltigen und realistischen Ziele für die Aushandlungsprozesse bei der 
Aufstellung des Flächennutzungsplans 2015/20 und zur Beurteilung künftiger im Flächennut-
zungsplan noch nicht bekannter Entwicklungschancen. 
 
 
2.5.3 Maßnahmenkomplex: Qualitäten für unseren Verdichtungsraum 

Der Nachbarschaftsverband geht von der These aus, dass die Qualitäten, die mit den „har-
ten“ Standortfaktoren wie Autobahnnetz, ICE-Anbindung, quantitatives Gewerbeflächenan-
gebot, Preisniveau für Grundstücke usw. beschrieben werden können, nicht mehr aus-
schlaggebend sind für den Erfolg in der Konkurrenz der europäischen Verdichtungsräume. 
Diese europaweite Konkurrenz um das in Zukunft geringer werdende Bevölkerungs- und 
Erwerbspersonenpotenzial wird deutlich härter werden. Das Angebot von neuer Siedlungs-
fläche in der Landschaft wird keine erfolgreiche Zukunftsstrategie sein, da so Naturpotenzia-
le verloren gehen. Hochqualifizierte Arbeitskräfte werden aber als Ausgleich zu ihrer physi-
schen und geistigen Beanspruchung auf ein vorzeigbares Landschafts- und Stadterlebnis 
sehr achten. Dieser Anspruch von Arbeitskräften ist schon heute bei Standortentscheidun-
gen zu beobachten. 
Deshalb sind Wohn-, Arbeits- und Erholungsqualitäten bereit zu stellen. 
Harte Standortqualitäten ergeben nicht mehr ein Alleinstellungsmerkmal in der Werbung für 
unsere Großstadtregion und bei der Vermarktung vorhandener Flächenangebote.  
 
Städtebauliche Attraktivität; Fühlungsvorteile wie Kundennähe, Nähe zu Forschungseinrich-
tungen oder zu zuarbeitenden Betrieben (Cluster), aber auch Kultur, Tradition und Erho-
lungsqualität haben zunehmend Bedeutung bei Standortentscheidungen der Wirtschaft. 
 
Hinsichtlich städtebaulich attraktiver Standortangebote wie „Mannheim 21“ oder die „Bahn-
stadt“ in Heidelberg und der Nutzungsmöglichkeiten auf dem ehemaligen DB-
Ausbesserungswerk in Schwetzingen kann der Flächennutzungsplan 2015/20 die Aufmerk-
samkeit auf diese entwicklungsstrategisch herausragenden Chancen lenken. Deshalb sind 
auch diese Schwerpunkte der Innenentwicklung im Leitbild hervorgehoben. Hier bestehen 
einmalige Chancen, städtebauliche Qualitäten als Alleinstellungsmerkmale für unsere Groß-
stadtregion „Nachbarschaftsverband“ über städtebauliche Entwürfe und Bebauungspläne 
herzustellen. Das ist parallel oder im Anschluss an die Flächennutzungsplanung zu leisten. 
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Wichtig ist aber auch das Ausbildungsniveau der Bevölkerung. Deshalb sind Standorte für 
Bildungseinrichtungen mit außerordentlichem Niveau Erfolg bringend. Der Flächennutzungs-
plan 2015/20 leistet die Versorgung mit geeigneten Flächen.  
 
Wichtig ist ebenfalls die Landschaftsästhetik oder die Qualität des Angebots von Erholungs-
möglichkeiten. Deshalb konzentriert sich der Nachbarschaftsverband auf die Bereitstellung 
solcher Qualitäten, indem er auch ihre Verwirklichung als Projekte mit verschiedenen Maß-
nahmeträgern anstößt und koordiniert. Solche von außen wahrnehmbare Qualitäten entste-
hen über die sechs Projekte zur Landschaftsentwicklung, die als Ausgleichskonzept im Flä-
chennutzungsplan 2015/20 verankert sind. Das Projekt „Lebendiger Neckar“ hat schon neue 
Qualitäten für unseren Raum bereitgestellt, die durch die EU-Förderung eine außerordentli-
che Beachtung finden. 
 
 
2.5.4 Maßnahmen: Moderierte Strategiekonferenzen 

Der nachhaltige Umgang mit den Naturgütern oder die Herausbildung von Qualitäten, die in 
einer breiten Öffentlichkeit wahrgenommen werden sollen, entstehen nicht von selbst. Ein 
Leitbild, das dem magischen Zieldreieck der Nachhaltigkeit Inhalt gibt, wird gebraucht. Das 
ist eine notwendige Bedingung, die aber durch die Organisation von Aushandlungs- und Ent-
scheidungsprozessen über Workshops, Mediationsverfahren und „Runde Tische“ auf jeden 
Fall zu ergänzen ist. 
 
Solche Prozesse hat der Nachbarschaftsverband angestoßen. So wurde 1996 zur Steuerung 
von Standorten für den Einzelhandel und einer entsprechenden Flächenbereitstellung eine 
Konferenz für die politischen Entscheidungsträger durchgeführt. Im Anschluss daran haben 
Gemeinderäte, Bürgermeister, Wirtschaftsförderer, die Industrie- und Handelskammer 
Rhein-Neckar, der Einzelhandelsverband aber auch Ortsbaumeister und Stadtentwicklungs-
planer in zwei Workshops die Problematik aufgearbeitet und in ein Aufgabenprogramm um-
gesetzt. Dieses Aufgabenprogramm wurde einschließlich einer Erhebung zum Einzelhandel 
und einer Prognose abgearbeitet. Die Ergebnisse dieses Prozesses sind im Entwurf des 
Flächennutzungsplanes 2015/20 sichtbar. Die Standorte für die Nahversorgung als auch für 
den langfristigen hochspezialisierten Einzelhandel in den Innenstädten von Mannheim und 
Heidelberg sind dargestellt. 
 
Um die vom Landschaftsplan herausgestellte Entwicklung eines gemeinsamen Qualitätskon-
zeptes zum Landschaftsraum für die Städte und Gemeinden abzustimmen, hatte der Nach-
barschaftsverband im November 1998 die Fachbehörden als auch Umweltverbände zu einer 
„Strategiekonferenz“ eingeladen. Die vom Landschaftsplan eingebrachten Projekte wurden 
ergänzt und hinsichtlich ihrer räumlichen Ausdehnung präzisiert. In der Folge dieser Konfe-
renz wurde dann das Projekt „Lebendiger Neckar“ als Pilotprojekt begonnen. 
 
Eine weitere Strategiekonferenz wurde vom Nachbarschaftsverband im Oktober 2003 zum 
Thema „nachhaltige Wirtschaftsentwicklung“ durchgeführt. Bei dieser thematischen Ausei-
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nandersetzung ging es darum, die voraussichtliche Beschäftigtenentwicklung und die Erfor-
dernisse der Wirtschaft an neue Betriebsstandorte zu betrachten. Aus diesem begonnenen 
Diskussionsprozess sind wesentliche Entscheidungsgrundlagen zur Abwägung der ver-
schiedenen Flächenansprüche für die Verbandsversammlung entstanden. 
 
Diese moderierten Strategiekonferenzen können nicht mit der Genehmigung des Flächen-
nutzungsplans 2015/20 abgeschlossen werden, sondern ihre Fortsetzung und Vertiefung ist 
dann das Gebot der Stunde.  
 
So ist z.B. erforderlich, dass die Baulandreserven periodisch erhoben werden, um die ge-
wünschte Innenentwicklung für die verschiedenen Siedlungseinheiten im Verbandsgebiet 
voranbringen zu können. Allein das Aufstellen der Dateien und ihrer Aktualisierung wird nicht 
den erhofften Fortschritt in der Innenentwicklung bringen. Anhand dieser Informationen müs-
sen dann Strategiekonferenzen durchgeführt werden, in denen die Mobilisierung der Bau-
landreserven gemeinsam von den Verbandsmitgliedern angegangen wird.  
 
Zur Entwicklung von „Dienstleistungsclustern“, aber auch zum Einzelhandel, zu den Land-
schaftsprojekten (vorrangig „Lebendige Bergstraße), zur Öffentlichkeitsarbeit usw. werden 
weitere moderierte Strategiekonferenzen notwendig sein, um die Zwischenziele für das gro-
ße Thema „Nachhaltigkeit“ bedarfs- und zeitgerecht in einem Konsens der Verbandsmitglie-
der zu formulieren und anzugehen. Auf diesem Wege wird die so wichtige öffentliche Prob-
lemwahrnehmung erreicht. 
 
 
2.5.5 Maßnahme: Berichterstattung/Kommunikationskonzept 

Voraussetzung, um solche Strategiekonferenzen durchführen zu können, ist die Bereitstel-
lung von relevanten Informationen über eine aktuelle Raumbeobachtung.  
 
Sie hat nicht nur eine Zeitpunktbetrachtung zu leisten, sondern Zeitreihen von Daten werden 
gebraucht, damit die langfristige Entwicklung deutlich wird. Die Bewertung der Datenerhe-
bungen über das gesamte Verbandsgebiet hinweg geschieht auf diesen Strategiekonferen-
zen, so dass danach Entscheidungen in den einzelnen politischen Gremien gefasst werden 
können.  
 
Der Nachbarschaftsverband verfügt über die digitalen Daten zur Raumnutzung. Mit dem 
geographischen Informationssystem hat er die Verbindung zu den Daten der amtlichen Sta-
tistik erstellt, so dass Themenkarten automatisiert erzeugt werden können. Daneben beste-
hen beim Nachbarschaftsverband Dateien zur Beschreibung der Situation im Einzelhandel 
aus dem Jahr 1998 und 2004. Über den Landschaftsplan hat der Nachbarschaftsverband 
digitale Informationen über Biotope, zu Schutzgebieten, zu möglichen Ausgleichsflächen 
(Ökokonto) usw. Zur Aktualisierung wird der Nachbarschaftsverband auch das Informations-
angebot des Landes „WAABIS“10 nutzen. 

                                                 
10 Wasser, Abfall, Altlasten, Boden-Informationssystem 
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Die beim Nachbarschaftsverband bereits vorhandenen Datengrundlagen sind weiter auszu-
bauen.  
 
Bisher kann die amtliche Statistik keine Auskunft darüber geben, in welchem Maße Innen- 
oder Außenentwicklung durch die Kommunen betrieben wird. Dies wird über die Berichter-
stattung des Nachbarschaftsverbandes zur Raumentwicklung künftig geleistet werden.  
 
„Flächenverbrauchsberichte“ sind eine Zukunftsaufgabe des Verbandes. 
 
Diese Informationen des Nachbarschaftsverbandes sind nicht nur für die Behörden und die 
Fachplanungen interessant, sondern auch für die Öffentlichkeit. Deshalb werden diese In-
formationen, sobald sie zur Verfügung stehen, in das Internet gestellt. 
 
Damit diese Datenbereitstellung eine Systematik erhält, wurde in der Strategiekonferenz 
„nachhaltige Wirtschaftsentwicklung“ die Empfehlung an die Politik ausgesprochen, beim 
Nachbarschaftsverband ein Indikatorensystem zur Raumbeobachtung zu installieren. Dann 
können die raumordnerischen Ziele auch quantifiziert werden und auch der mit der Änderung 
des Baugesetzbuches im Jahre 2004 eingeführte Auftrag eines „Monitoring“ erfüllt werden. 
Dieses Monitoring ermöglicht dann langfristig zu erkennen, inwieweit der Entwicklungspfad 
zur Nachhaltigkeit eingehalten wurde. Bei außerordentlichen Abweichungen kann frühzeitig 
entgegengesteuert werden. 
 
Als Indikatoren-System wird vorgeschlagen: 
 
1. Bevölkerungsentwicklung 
1.1 Bevölkerungsentwicklung insgesamt 
1.2 Natürliche Bevölkerungsbewegung 
1.3 Wanderungsraten und- saldo 
1.4 Alterstruktur 
1.5 Haushaltsgrößen 
1.6 Entwicklungsprognosen 
 
2. Flächennutzung und relative Bevölkerungsdichte 
2.1 Bodenflächen nach Nutzungsarten 
2.2 Anteil der bebauten Fläche an der Gemarkungsfläche 
2.3 Bevölkerungsdichte bezogen auf die bebaute Fläche 
2.4 Veränderung der Bevölkerungsdichte 
2.5 Flächenanteil von Naturschutzgebieten 
2.6 Anteil der Innenentwicklungsfläche an der Siedlungsfläche 
 
3. Bauflächenplanung und  Wohnungsversorgung 
3.1 Bauflächenplanung nach Nutzungstypen im Verhältnis zur bebauten Fläche 
3.2 Wohnfläche pro Einwohner und Einwohnerzahl pro Wohnungseinheit 
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3.3 Preisindex der Mieten 
3.4 Miet- und Sozialwohnungsanteil in der Kommune 
3.5 Zahl der ausgestellten Wohnberechtigungsscheine bezogen auf die Zahl der Sozial-

mietwohnungen 
3.6 Zahl der Wohnungslosen je 1.000 Einwohner 
 
4. Zur Versorgung der Bevölkerung 
4.1 Kaufkraftbindungsquote 
4.2 Dichte von Geschäften mit ausgewählten Gütern des täglichen Bedarfs (Nahversor-

gungsindex) 
4.3 Einzelhandelsfläche pro Einwohner 
4.4 Anteil regionaler Nahrungsmittel auf dem Wochenmarkt 
4.5 Anteil der landwirtschaftlichen Betriebe mit Direktvermarktung 
4.6 Kommunale Schulden je Einwohner in Euro 
 
5. Wirtschaftsstruktur und Beschäftigte 
5.1 Arbeitsstätten nach Wirtschaftsbereichen und Betriebsgrößen 
5.2 Anzahl der Betriebsgründungen und -Schließungen 
5.3 Anzahl der Unternehmen mit Öko-Audit 
5.4 Beschäftigte nach Wirtschaftsbereichen und Betriebsgrößen 
5.5 Anteil der Forschungs- und Entwicklungs-Beschäftigten 
5.6 Dynamik der Sektoralstrukturveränderung 
 
6. Arbeitslosigkeit 
6.1 Arbeitslosenquote, differenziert nach Männern und Frauen 
6.2 Sozialversicherungspflichtigbeschäftigte im Verhältnis zur Zahl der Erwerbspersonen, 

differenziert nach Männern und Frauen 
6.3 Anteil der Teilzeitbeschäftigten 
6.4 Anteil der arbeitslosen Jugendlichen unter 25 Jahren, differenziert nach Männern und 

Frauen 
6.5 Anteil der Langzeitarbeitslosen 
6.6 Eingliederungsbilanz des Arbeitsamtes 
 
7. Zum sozialen Rahmen 
7.1 Sozialhilfedichte (Frauen und Kinder gesondert) 
7.2 Anteil der Übergänge an weiterführende Schulen in Prozent 
7.3 Medizinischer Versorgungsgrad in Relation zum KV-Standard 
7.4 Bekannt gewordene Straftaten je 1.000 Einwohner 
7.5 Verkehrsunfälle mit Personenschäden je 1.000 Einwohner 
7.6 Zahl der 6- bis 27jährigen Einwohner pro Vollzeitstelle in öffentlich geförderten Ju-

gendfreizeitstätten 
 
8. Zum ökologischen Rahmen 
8.1 Siedlungsabfälle in Kilogramm pro Einwohner 
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8.2 Abfallaufkommen aus Produktion und Bautätigkeit 
8.3 Luftverunreinigungsindex 
8.4 Wasserverbrauch in Liter pro Einwohner pro Tag 
8.5 Anzahl der Pkw pro 1.000 Einwohner 
8.6 Modalsplitt 
 
Die Beobachtungsperiode für dieses Indikatorensystem sollte 3 Jahre betragen. Entspre-
chend der Dringlichkeit bzw. des Informationsbedarfs der vorgestellten Indikatoren wird der 
Nachbarschaftsverband ein Arbeitsprogramm aufbauen, so dass dieses Indikatorensystem 
schrittweise umgesetzt wird. 
 
Ohne eine solche periodische Raumbeobachtung kann der Auftrag einer nachhaltigen und 
modernen Flächennutzungsplanung nicht verwirklicht werden. 
 
 
2.5.6 Handlungskonzept 

Die dargestellten Maßnahmen für eine Nachhaltigkeitsstrategie im Gebiet des Nachbar-
schaftsverbandes können zu drei Handlungsfeldern zusammengefasst werden, damit die 
lebenswerte Stadt bzw. Gemeinde kein Leitbild oder eine Vision bleibt. 
 
Es bestehen drei Gebote zum Handeln: 

Handlungsfeld 1: Lebensräume stärken 
• Wohn- und Freiraumqualität schaffen, 
• Nutzungsmischung sichern und fördern, 
• Konzentration der Gewerbeentwicklung auf die langfristig besten Standorte (dezen-

trale Konzentration) 
 
Handlungsfeld 2: Verkehrssparsame Siedlungsstrukturen schaffen 

• Verkehrsvermeidung durch kompakte und gemischte Siedlungsstrukturen, 
• Wirkung städtebaulicher Konzepte auf das Verkehrsverhalten bedenken (integrierte 

Verkehrs- und Raumentwicklungskonzepte/ressourcenschonende Mobilität), 
• Verträgliche und effiziente Nutzung von Kfz-Stellflächen 

 
Handlungsfeld 3: Eine neue Planungskultur entwickeln 

• Planungsentscheidungen offen und problemorientiert moderieren, 
• Informationsarbeit nach „außen“ und nach „innen“ intensivieren, 
• Handlungskompetenz durch die strikte Beachtung des Subsidiaritätsprinzips sichern 

und durch die „Kooperation über Aushandlungs- und Entscheidungsprozesse der 
Städte und Gemeinden stärken“ 
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3 Siedlungsentwicklung 

3.1 Demographische Entwicklung 

Neben den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Veränderungen kommt der zu erwarten-
den Entwicklung der Bevölkerungszahl eine große Bedeutung für die Abschätzung des wahr-
scheinlichen Flächenbedarfs für die Siedlungsentwicklung zu. 
Während zur Lebenserwartung der Bevölkerung und zur Geburtenrate gesicherte langjährige 
Zeitreihen als Berechnungsgrundlage vorliegen, ist die Einschätzung der Mobilität in der Be-
völkerung höchst unsicher und schwierig. Das Wanderungsverhalten ist nämlich von wirt-
schaftlichen und politischen Entscheidungen stark abhängig, die sich nicht im Voraus schon 
abzeichnen. 
Daten zur erwarteten Bevölkerungsentwicklung liegen für Heidelberg, Mannheim und die 
Nachbargemeinden vom Statistischen Landesamt Baden-Württemberg vor.  
 
Tab. 2: Bevölkerungsprognose des Stat. Landesamtes (mit moderater Wanderung, Basis 2001) 
 
Prognose 2001 2005 2010 2015 2020 

Mannheim  

EW 308.385 311.184 314.430 314.658 314.546 

Saldo  + 2.799 + 6.045 + 6.273 + 6.161 

%  + 0,91 + 1,96 + 2,03 + 2,00 

Heidelberg  

EW 141.509 145.498 148.966 150.176 151.066 

Saldo  + 3.989 + 7.457 + 8.667 + 9.557 

% 100 + 2,82 + 5,27 + 6,12 + 6,75 

Schwetzingen  

EW 22.472 22.726 22.907 22.890 22.818 

Saldo  + 254 + 435 + 418 + 346 

% 100 + 1,13 + 1,94 + 1,86 + 1,54 

Nachbargemeinden  

EW 192.289 196.802 200.619 202.246 203.116 

Saldo  + 4.513 + 8.330 + 9.957 + 10.827 

% 100 + 2,35 + 4,33 + 5,18 + 5,63 

 
Aus dieser Tabelle ist für Mannheim zu erkennen, dass eine konstante Zunahme der Bevöl-
kerung um ca. 2 % erwartet wird. Die Zuwachsraten für Heidelberg sind höher.  Bei den 
Nachbargemeinden wird die Entwicklung der 90er Jahre fortgeführt. 
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Abb. 7: Entwicklung der Einwohnerzahlen in Baden-Württemberg(1990 – 2050) 

 
 
Aus dieser Abbildung wird deutlich, dass zwischen 2020 und 2030 mit großer Wahrschein-
lichkeit die Bevölkerungszahl in Baden-Württemberg nicht mehr ansteigen wird. Trotz einer 
jährlichen Nettozuwanderung wird die Bevölkerungszahl des Landes voraussichtlich allmäh-
lich abnehmen. Das Statistische Landesamt bezeichnet die Variante 1 und die ihr zugrunde 
liegende Annahme einer Zuwanderung von 38.000 Personen pro Jahr als „moderate“ und  
als wahrscheinliche Entwicklung. 
 
Für Mannheim wurde im August 2004 eine Studie zum künftigen Wohnraumbedarf   (InWIS-
Studie) fertig gestellt, in der eine Bevölkerungsprognose enthalten ist. Mit 3 Varianten wurde 
die mögliche Entwicklungsbreite für die Stadt in den nächsten 10 bis 15 Jahren ausgelotet. 
Auch bei dieser Mannheimer Bevölkerungsprognose wird vom Nachbarschaftsverband der 
Prognosepfad in die Betrachtung genommen, der als „moderat“ hinsichtlich der Annahme zur 
Zuwanderung bezeichnet wird. 
 
Ebenso veröffentlichte das Amt für Stadtentwicklung und Statistik in Heidelberg eigene Be-
rechnungen, die im Gegensatz zur Prognose des Statistischen Landesamtes auf der soge-
nannten wohnberechtigten Bevölkerung basiert. Bei dieser Bevölkerungsabschätzung wer-
den alle Personen einbezogen, die mit ihrem Haupt- und Nebenwohnsitz in Heidelberg er-
fasst sind. 
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Die folgende Tabelle stellt die Ergebnisse der verschiedenen Prognosen für die beiden 
Großstädte gegenüber. 
 
Tab. 3: Bevölkerungsangaben für Heidelberg und Mannheim 
 

Heidelberg Mannheim  
Jahr Angaben des Lan-

des11  
Angaben der 
Stadt12 

Angaben des Lan-
des1  

Angaben der 
Stadt13,14 

2003 142 959 148 489 308 353 308353  

2010 149 000 150 700 314 400 304 500 

2015 150 200 153 000 314 700 301 900 

2020 151 100 154 900 314 500 299 200 

 
Die Einschätzung der Bevölkerungsentwicklung für Mannheim durch das Land und der von 
der Stadtverwaltung verwendeten Prognose zeigen unterschiedliche Trends. Das Land er-
wartet für Mannheim in der Dekade von 2010 bis 2020 eine Stabilität in der Bevölkerungs-
zahl. Die von der Mannheimer Stadtentwicklung verwendete Prognose setzt lediglich eine 
jährliche Zuwanderungsrate von 150 Personen an, während das Land von einer Zuwachsra-
te von 900 Personen ausgeht. Durch diese niedere Zuwachsrate von 150 Personen pro Jahr 
und dem hohen Sterbeüberschuss entsteht für den Zeitraum von 2010 bis 2020 die Aussa-
ge, dass die absolute Bevölkerungszahl allmählich für die Stadt sinken wird. 
 
Für die Stadt Heidelberg wird vom Land und der Heidelberger Stadtentwicklung ein positiver 
Grundtrend in der städtischen Bevölkerungsentwicklung gesehen. So geht das Statistische 
Landesamt von einer Zuwanderung von 690 Personen pro Jahr aus. Die Stadtentwicklung 
setzt eine nicht ganz so hohe  Quote von 650 Personen pro Jahr bei der Zuwanderung an. 
 
Wenn  die zurückliegende Bevölkerungsentwicklung für Heidelberg  betrachtet wird, so bietet 
das relative Sicherheit, dass  der Ansatz einer Zuwanderung  für die nächsten 10 bis 15 Jah-
re gerechtfertigt ist. Deshalb stützt sich der Nachbarschaftsverband auf die vorgelegten 
Prognosen für Heidelberg. 
 
Wenn man die Entwicklung in den Agglomerationsräumen Westdeutschlands betrachtet, 
dann wird deutlich, dass die Kernstädte mit ihrer Bevölkerungszahl seit 1990 stagnieren15.  
 

                                                 
11 Basis sind alle mit 1. Wohnsitz gemeldeten Einwohner 
12 Basis ist die wohnberechtigte Bevölkerung (1. u. 2. Wohnsitz) 
13 Basis Einwohner 4. Quartal 2002 (308 759 Einwohner) 
14 Prognose geht vom durchschnittlichen Wanderungssaldo der letzten 5 Jahre aus 
15 vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (2003): Siedlungsstrukturelle Veränderungen im 
Umland der Agglomerationsräume, S. 32 
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Gegenüber dem Bundestrend bei den Kernstädten erwartet der Nachbarschaftsverband auf-
grund der spezifischen Bedingungen von Heidelberg für den Planungszeitraum des FNP dort 
eine Zunahme der Bevölkerung. 
Bei Mannheim wird vom Nachbarschaftsverband der Bundestrend „Stabilität der Bevölkerung 
in Kernstädten“ unterstellt bzw. als Entwicklungsziel gesetzt, um die mit dem Leitbild ange-
strebte „Dezentrale Konzentration“ des Netzwerks „Nachbarschaftsverband“ auch deutlich 
zum Ausdruck zu bringen. 
 
Für die Nachbargemeinden wird in der Summe die Landesprognose angesetzt, da der darin 
unterstellte Trend der Zuwanderung in die Verdichtungsräume der bisherigen Beobachtung 
entspricht. In den Verdichtungsräumen entsteht das wirtschaftliche Wachstum und damit 
Wohlstand. Wer eine Existenzmöglichkeit, einen Arbeitsplatz, sucht, wird daher in einem 
Verdichtungsraum die größte Chance haben und sich dahin orientieren. Die Großstadtregion 
„Nachbarschaftsverband“ als wesentliches Element des Verdichtungsraums „Metropolregion 
Rhein-Neckar“ definiert auch mit dem Flächennutzungsplan seine wirtschaftliche Stärke. Die 
im Flächennutzungsplan indirekt zum Ausdruck gebrachte Erwartung eines wirtschaftlichen 
Wachstums nimmt die in der Landesprognose enthaltene Erwartung in etwa auf.  Deshalb ist 
die in der Landesprognose dargestellte Zuwanderung auch für die Nachbargemeinden in der 
Summe ein erreichbarer Zielwert. Die Bedarfsermittlung für den Flächennutzungsplan geht 
daher  von einem Bevölkerungswachstum in den Nachbargemeinden bis zum Jahr 2020 von 
11.000 Personen aus16. 
 
 
3.2 Wohnungsbedarf 

Die Bevölkerungszahl wird in unserem Verbandsgebiet bis zum Jahr 2020 zunehmen1. Die-
ser Zuwachs wird ganz überwiegend auf Fernzuwanderung beruhen, da die wirtschaftliche 
Stärke unseres Verdichtungsraums mit interessanten Arbeitsplätzen und die breiten Mög-
lichkeiten für die persönliche und betriebliche Weiterbildung europaweit attraktiv sind. Die in 
unser Verbandsgebiet zuwandernden Menschen erwartet ein vielfältiges Wohnungsangebot. 
Daraus entsteht ein Bedarf an Wohnungsneubau für den Siedlungsfläche bereitzustellen ist. 
 
Daneben gilt es aber noch folgende Trends zu berücksichtigen, die zu einem weiteren Woh-
nungsbedarf beitragen:  

                                                 
16 vgl. Tab. 2: Bevölkerungsprognose des Statistischen Landesamtes (mit moderater Wanderung) 



Erläuterungsbericht zum FNP 2015/2020  3  Siedlungsentwicklung 

27.09.2005  Nachbarschaftsverband Heidelberg-Mannheim 74

Abb. 8: Vorausschätzung zur Zahl der Haushalte17 
 

40

35

30

25

20

15

10

5

0
1995 2005 2015 2025 2035 2045 2055

A
nz

ah
l d

er
 H

au
sh

al
te

 (i
n 

10
00

)

Jahr

Haushalte insgesamt

Mehrpersonenhaushalte

Einpersonenhaushalte

40

35

30

25

20

15

10

5

0
1995 2005 2015 2025 2035 2045 2055

A
nz

ah
l d

er
 H

au
sh

al
te

 (i
n 

10
00

)

Jahr

Haushalte insgesamt

Mehrpersonenhaushalte

Einpersonenhaushalte

 
 

• Die Anzahl der Haushalte wird bis zum Jahr 2015 ansteigen, vor allem durch die Zu-
nahme der Einpersonenhaushalte (vgl. Abbildung: Vorausschätzung zur Zahl der 
Haushalte). Die Alterung unserer Gesellschaft wird für die nächsten 10 – 15 Jahre 
auch dahingehend wirken, dass statistisch pro Person mehr Fläche beansprucht 
werden wird. Erst nach diesem Zeitraum wird der Wohnflächenbedarf abebben.  

 
• Durch Abriss, durch Umnutzung von Wohnungen in Büros usw. und durch Zusam-

menlegung von Wohnungen entsteht ein Ersatzbedarf.  
 

• Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass eine Fluktuationsreserve hilft, damit Wohnun-
gen relativ zügig gewechselt werden können, wenn sich für Einzelpersonen und Fa-
milien die Lebenssituation ändert. Ein gewisser Leerstand an Wohnungen ist also ei-
ne Marktbedingung und bei der Bedarfsabschätzung einzurechnen.  

                                                 
17 Quelle: Brig, H (2003): Die demographische Zeitenwende, München, S. 146 
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Mit der Innenentwicklung wird neben dem schonenden Umgang mit Grund und Boden auch 
verfolgt, ein urbanes, bezahlbares Wohnungsangebot zu haben. Dabei liegt der Schwerpunkt 
der Stadtentwicklung auf der qualitativen Aufgabe. 
Aus der Vielfalt der Lebensstile entsteht eine Vielfalt der Wohnungswünsche, die vor allem 
durch Umbau des Wohnungsbestandes, durch Nutzung von Baulücken, Brachen und ab-
wechslungsreiche gemischte Siedlungsstrukturen aufgenommen und gedeckt werden kann. 
Die sich immer stärker durch Einkommen und persönliche Referenzen je nach Lebensstil 
ausdifferenzierende Nachfrage nach Wohnraum, braucht ein flexibles Wohnangebot, das die 
neuen Formen des städtischen Wohnens bedient. Von zentraler Bedeutung ist dabei auch 
die Veränderung im Altersaufbau der Bevölkerung. Ältere Menschen kommen, wenn sie al-
leinstehend und immobiler werden, nicht mehr gut mit dem traditionellen Einfamilienhaus 
oder der Mietwohnung ohne Fahrstuhl zurecht. Sie brauchen ein anregendes und unterstüt-
zendes Umfeld mit den verschiedensten Formen des betreuten Wohnens. Vor allem die von 
Mannheim und Heidelberg betriebene Innenentwicklung wird Antworten auf die Trends der 
Lebensstile und die Bedürfnisse der Familien geben, indem den neuen Bedürfnissen ge-
rechtwerdende Wohnformen über den Stadtumbau bereitgestellt werden. 
 
Die für Mannheim und Heidelberg dargelegten Ziele der Flächennutzungsplanung zur quanti-
tativen Bevölkerungsentwicklung werden nicht nur durch die Fernwanderung sondern vor 
allem auch durch die Innenentwicklung realistisch. 
 
 
3.2.1 Wohnungsbedarf für Mannheim 

Aufgrund der speziell erstellten Bevölkerungsprognose für Mannheim (InWIS) und der Vor-
ausschätzung, wie sich die Haushaltsgrößen entwickeln werden, werden für das Jahr 2015 
folgende Eckwerte des Wohnungsbedarfs ermittelt18: 
 
Ohne Zuwanderung: ca. 2.000 Wohnungen
Realistische, moderate Variante: ca. 5.300 Wohnungen
Erhöhte Zuwanderung: ca. 15.400 Wohnungen
 
Die aktuelle Mannheimer Erhebung der Wohnbaureserven kommt zu dem Ergebnis, dass ein 
Potential zum Bau von 4.300 Wohnungen vorhanden ist1 . 
Wenn dieses Potential vom ermittelten Bedarf von 5.200 Wohnungen bis zum Jahr 2015 
abgesetzt wird, dann wären für ca. 900 Wohnungen noch Bauflächen über den Flächennut-
zungsplan in der Zeitstufe I bereitzustellen.  
 
Folgende Darstellungen sind im Flächennutzungsplan 2015/2020 für Mannheim in der Zeit-
stufe I enthalten:  
 

                                                 
18 Ermittlungsergebnis des Fachbereichs Städtebau der Stadt Mannheim 
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Tab. 4: Wohngebiete Zeitstufe I, Mannheim 
 
Flächen Nr. Wohngebiet Größe 
12.06 Käfertal "Im Rott" Teil 2 6,08 ha
12.07 Käfertal "Südl. Dürkheimer Straße" 1,23 ha
12.15 Hochstätt, kleine Erweiterung 10,37 ha
12.17 Lindenhof "Mannheim 21" 2,30 ha
12.18 Rheinau "Am Rheinauer See – Ergänzung" 2,20 ha
12.21 Waldhof "Bebauung Draisgelände" 5,25 ha
Summe 27,43 ha
 
Da in  Mannheim u.a. mit dem Projekt "Mannheim 21" eine großstädtische Nutzungsdichte 
angestrebt wird, könnte mit diesen Entwicklungsflächen eine durchschnittliche Wohndichte 
von ca. 60 Wohneinheiten/ha durchaus erreicht werden. Somit können mit diesen Entwick-
lungsflächen ca. 1.600 Wohnungen19 noch bis zum Jahr 2015 errichtet werden.  
 
Der über die Wohnungsbedarfsprognose ermittelte Fehlbedarf von 900 Wohnungen kann, 
wenn wie gezeigt die Potentiale der Innenentwicklung ausgeschöpft sind, auf jeden Fall ab-
gedeckt werden.  
 
Darüber hinaus ist Bauland für weitere 700 Wohnungen vorhanden. Die 700 Wohnungen 
stützen das Ziel des Flächennutzungsplanes, in Mannheim eine Stabilität der aktuellen Be-
völkerungszahl bis 2015/2020 anzustreben.  
 
Mit einem Monitoring-System wird in der Laufzeit des Flächennutzungsplans 2015/2020 die 
Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung in Mannheim kontinuierlich beobachtet werden, so 
dass bei einem entstehenden, jetzt noch nicht erkennbaren Bedarf, auf eine langfristige stra-
tegische Entwicklungsreserve (12.13 Alteichwald) zurückgegriffen werden kann, die im Regi-
onalplan verbindlich ausgewiesen ist. 
 
Für das Bevölkerungsziel des Flächennutzungsplans im Fall von Mannheim besteht mit den 
dargestellten Entwicklungsflächen und den Potentialen der Innenentwicklung eine ausrei-
chende Flächenvorsorge, die über eine strategische Flächenreserve und ggf. durch die Frei-
gabe bisher militärisch genutzter Flächen zusätzlich abgesichert ist.  
Aufgrund der mittel- bis langfristigen Militärplanung wird erwartet, dass in unserem Ver-
bandsgebiet größere Flächenkontingente künftig zivil genutzt werden können. Dann wird die 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplans unumgänglich, da die erforderlichen Folgenut-
zungen nicht aus diesem Flächennutzungsplan entwickelt werden können.  
 
Mit diesem Verhalten, nicht für alle Eventualitäten bereits im Flächennutzungsplan eine Flä-
chenvorsorge zu haben, sondern mit einer sorgfältigen begleitenden Marktbeobachtung ggf. 
frühzeitig auf künftig entstehende Anforderungen mit einer dann aktuellen Planunge zu rea-

                                                 
19 27 ha x 60 WE/ha = 1620 WE 
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gieren, soll das Ziel, die Naturgüter und die Bodenfläche so gering wie nur möglich zu bean-
spruchen, erreicht werden. 
 
 
3.2.2 Wohnungsbedarf für Heidelberg 

Aufgrund der Heidelberger Vorausschätzung der Bevölkerungsentwicklung bis zum Jahr 
202020, die die Bevölkerung mit Nebenwohnsitz einbezieht, um vor allem auch dem Bedarf 
der Studierenden an Infrastruktur und Wohnmöglichkeiten gerecht zu werden, sollten ab 
2003 bis zum Jahr 2020 ca. 8.000 neue Wohnungen errichtet werden. Dabei wurde auch der 
Ersatzbedarf und die steigenden Nachfragen nach größeren Wohnungen berücksichtigt.  
 
Im Rahmen des Stadtumbaus, d.h. der klassischen Innenentwicklung (Furukawa mit 400 
WE, Altklinikum mit 450 WE, CBC einschl. HSB-Gelände und Feuerwache mit 500 WE,  
Bahnstadt mit 2000 WE) können ca. 3.350 Wohnungen gebaut werden.  
 
Tab. 5: Wohngebiete Zeitstufe I, Heidelberg 
 
Flächen Nr. Wohngebiet Größe Wohnungen 
6.3 Wieblingen „Schollengewann“ 9,80 ha 200 WE
6.6 Pfaffengrund /Bahnstadt „Eppelheimer Straße“ 18,40 ha 500 WE
6.7 Kirchheim „Harbigweg“ 19,68 ha 500 WE
6.8 Kirchheim „Im Bieth“ 5,24 ha 200 WE
Summe 53,12 ha    1400 WE
 
Durch die in der Tabelle aufgeführte Flächenbereitstellung können noch 1.400  Wohnungen 
gebaut werden. Somit können bis zum Jahr 2015 in der ersten Zeitstufe ca. 4.750 Wohnun-
gen insgesamt erstellt werden. Mit diesem Potential kann der von der Stadt Heidelberg er-
wartete Einwohnerzuwachs bis zum Jahr 2020 von ca. 6.400 Personen21  mit Wohnraum 
versorgt werden. Bei einer durchschnittlichen Belegungsdichte von 2,2 Personen pro Woh-
nung  werden allein von den Zuwandernden 2900 Wohnungen belegt. Da bei neu bezogen 
Gebieten die Belegungsdichte deutlich über zwei liegt, weil vor allem Familien die neuen 
Wohnungen annehmen, ist ein Ansatz von 2,2 als Belegungsdichte nicht überzogen. 
 
Für den immer noch ansteigenden Wohnkonsum (Wohnfläche pro Kopf) stehen dann noch 
38 % des Potentials an Wohnbaumöglichkeiten, nämlich 1850 WE zur Verfügung. 
Auch für Heidelberg ist langfristig zu erwarten, dass in relativ großem Umfang heute noch 
von militärischem Personal belegte Wohnungen mittel- bis langfristig frei werden und auf 
diese Weise zu einer Entlastung der zivilen Nachfrage nach Wohnungen beitragen werden.  
 
In Heidelberg wird ebenfalls, wie in Mannheim, auf die Strategie der Innenentwicklung ge-
setzt, um den Anforderungen einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung zu entsprechen.  

                                                 
20 vgl.: Stadt Heidelberg (2004): Bevölkerungsentwicklung in Heidelberg nach Stadtteilen 2003 bis 
2020 
21 vgl. Tab. 3: Bevölkerungsangaben für Heidelberg und Mannheim 
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3.2.3 Wohnbedarf der Städte und Gemeinden in der Nachbarschaft von Heidelberg und 

Mannheim 

Alle Städte und Gemeinden bis auf Brühl, Ilvesheim und Ketsch sind vom Regionalplan als 
Achsenorte für die Entwicklung der Siedlungsstruktur herausgehoben22.  
 
In der Summe ist für die Nachbargemeinden zu erwarten, dass ihre Bevölkerungszahl bis 
zum Jahr 2020 noch ansteigt. Nach Tabelle 2 "Bevölkerungsprognose" können zusätzlich 
über 10.000 Einwohner für alle Nachbargemeinden zusammengenommen erwartet werden. 
Daraus entsteht eine Wohnungsnachfrage.  
 
Mit der Zuwanderung wird auch die Zahl der Haushalte zunehmen. Durch die Tendenz zu 
kleineren Haushalten wird der Wohnflächenbedarf zusätzlich erhöht. Nicht zuletzt führt die 
steigende Lebenserwartung in der Bevölkerung ebenfalls zu einem Anstieg der Nachfrage 
nach Wohnraum.  
Da die jungen Haushalte heute vermögender als vor 20 Jahren sind, können sie sich von 
vornherein einen entsprechend höheren Wohnflächenkonsum leisten. Das erhöht ebenfalls 
den Bedarf an Wohnfläche. 
 
Für diese Faktoren einer Ausweitung der Nachfrage nach Wohnraum ist über den Flächen-
nutzungsplan bei den Städten und Gemeinden in der Nachbarschaft von Heidelberg und 
Mannheim Vorsorge zu leisten.  
 
Da bis auf drei Orte alle Achsenorte nach dem Regionalplan sind, ist bei ihnen der Sied-
lungsbedarf aufgrund der ausgeweiteten Nachfrage zu konzentrieren.  
 
Aus den aufgezählten Faktoren wie Bevölkerungszunahme und dem Trend vom Mehrgene-
rationenhaushalt zu Single-Haushalten ist die Quantität der Flächenvorsorge zu ermitteln.  
 
2004 betrug der Einwohnerstand für die Nachbargemeinden 215.748 Personen. Für das Jahr 
2020 wird eine Einwohnerbasis für die Nachbargemeinden von 225.934 Personen prognosti-
ziert (vgl. Tab 2: Bevölkerungsprognose). Somit beträgt die Zunahme 10.186 Personen bis 
zum Jahr 2020. Für den Flächennutzungsplan wird daher eine Bevölkerungszunahme in der 
Größe von 10.000 Personen angesetzt.  
 
Im Jahr 2004 betrug die beanspruchte Wohnfläche pro Kopf: 41,988 m².  
Aufgrund der statistisch ermittelten jährlichen Zunahme der Wohnfläche von 0,244 m²/Kopf 
wird im Jahr 2020 die durchschnittliche Beanspruchung von Wohnfläche pro Kopf bei 45,892 
m² liegen23. Aufgrund des prognostizierten Einwohnerzuwachses von 10.000 Personen und 
der beanspruchten Wohnfläche pro Kopf wird der Bedarf an Nettowohnbaufläche insgesamt 
bei 458.920 m² liegen.  

                                                 
22 vgl. Grundsatz 2.1 des Regionalplans, S. 31 und das Ziel 2.3.1, S. 41 
23 (16 x 0,244) + 41,988 = 45,892m2 
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Da bei den Nachbargemeinden hauptsächlich Einfamilienhäuser und Reihenhaus- bzw. 
Doppelhausgruppen erstellt werden, liegt die durchschnittliche Wohnungsgröße bei 96 m². 
Aufgrund des ermittelten Bedarfs an Nettowohnbaufläche von 458.920 m² sollten bis zum 
Jahr 2020 ca. 5.000 Wohneinheiten bei den Nachbargemeinden erstellt werden (458.920 : 
96 = 4.780).  
 
Für die Ermittlung der erforderlichen Wohnbauflächen für den Flächennutzungsplan wird 
eine Wohndichte von 35 Wohneinheiten / ha angesetzt. Diese Dichte kann man durch Rei-
henhäuser erreichen, die gemessen an einer reinen Einfamilienhausbebauung höher ist. Wir 
verwenden die Dichte für Reihenhäuser, da in unserem Verdichtungsraum die Bodenpreise 
relativ hoch sind und damit diese durchschnittliche Wohndichte eine große Wahrscheinlich-
keit hat. Somit werden insgesamt ca. 140 ha brutto Wohnbauland zur Abdeckung dieses 
Bedarfes benötigt (5.000 Wohneinheiten : 35 Wohneinheiten/ha = 142,8 ha).  
 
Zu diesem Flächenbedarf aufgrund der prognostizierten Bevölkerungszunahme ist der Be-
darf für den steigenden Konsum an Wohnfläche bei der bereits vorhandenen Bevölkerung in 
unserem Verbandsgebiet hinzuzurechnen. 2004 betrug die Bevölkerungsbasis 215.750 Per-
sonen. Die durchschnittliche jährliche Zunahme der Wohnfläche beträgt 0,244 m². In den 16 
Jahren bis zum Jahr 2020 entsteht daraus eine gesamte Zunahme von 3,904 m². Aufgrund 
der vorhandenen Bevölkerung entsteht daraus ein Bedarf an zusätzlicher Wohnfläche von 
842.300 m² (215.750 x 3,904 m² = 842.288 m²). Wird die durchschnittliche statistische Woh-
nungsgröße von 96 m² angewandt, werden ca. 8.800 Wohneinheiten bis zum Jahr 2020 er-
forderlich sein (842.288 : 96 = 8.773,83). Bei einer angenommenen durchschnittlichen Brut-
towohndichte von 35 Wohneinheiten/ha ergibt sich ein Flächenbedarf für den stetig wach-
senden Wohnkonsum der bereits ansässigen Bevölkerung von 250 ha.  
 
140 ha werden für den Bedarf an Wohnfläche für die zuwandernde Bevölkerung bis zum 
Jahr 2020 voraussichtlich erforderlich sein. Zusammen mit dem Bedarf durch den steigenden 
Wohnkonsum von 250 ha benötigen die Nachbargemeinden voraussichtlich insgesamt 390 
ha neue Wohnbaufläche.  
 



Erläuterungsbericht zum FNP 2015/2020  3  Siedlungsentwicklung 

27.09.2005  Nachbarschaftsverband Heidelberg-Mannheim 80

Tab. 6: Wohnbauflächen der Nachbargemeinden 
 

Wohnbaufläche  
Gemeinde Zeitstufe I Zeitstufe II Zeitstufe I + II 
Brühl 15,16 ha - 15,16 ha
Dossenheim 11,89 ha - 11,89 ha
Edingen - Neckarhausen 19,90 ha 31,91 ha 51,81 ha
Eppelheim 13,95 ha - 13,95 ha
Heddesheim 24,34 ha 35,94 ha 60,28 ha
Hirschberg 24,29 ha 8,82 ha 33,11 ha
Ilvesheim 19,83 ha - 19,83 ha
Ketsch 15,78 ha 9,33 ha 25,11 ha
Ladenburg 28,26 ha 37,62 ha 65,88 ha
Leimen 14,09 ha - 14,09 ha
Nussloch 12,52 ha 12,51 ha 25,03 ha
Oftersheim 7,84 ha - 7,84 ha
Plankstadt 14,88 ha 5,09 ha 19,97 ha
Sandhausen - - -
Schriesheim - 11,60 ha 11,60 ha
Schwetzingen 6,11 ha - 6,11 ha
gesamt 228,84 ha 152,82 ha 381,66 ha
 
Der für die Nachbargemeinden insgesamt nachgewiesene Bedarf an Wohnbaufläche von 
390 ha wird durch die über den Flächennutzungsplan 2015/20 bereitgestellten Entwicklungs-
flächen für den Wohnungsbau von 382 ha gedeckt. 
 
 
3.2.4 Das Konzept der Zeitstufen 

Da die Projekte bei den Städten und Gemeinden zur Siedlungsentwicklung für die nächsten 
10 Jahre sehr viel präziser erfasst werden können und auch eine Bedarfsabschätzung für 
diesen Zeitraum deshalb mit einem geringeren Risiko belegt ist, wird der Planungszeitraum 
bis 2020 des Flächennutzungsplans in Zeitstufen unterteilt. Die 1. Zeitstufe umfasst den Zeit-
raum von der Genehmigung des Planwerks bis zum Jahre 2015. Die 2. Zeitstufe reicht dann 
von 2015 bis 2020, dem zugrunde gelegten Planungshorizont des gegenwärtigen Flächen-
nutzungsplans. Mit dem enger gefassten Flächenrahmen für die 1. Zeitstufe wird auch ver-
folgt, dass die Ziele einer nachhaltigen Stadt- und Ortsentwicklung sehr viel konkreter ange-
gangen werden als bei einem ungegliederten Flächenkontingent für die Siedlungsentwick-
lung. Da mit diesem Flächennutzungsplan 2015/2020 die Nachhaltigkeit der in ihm darge-
stellten Entwicklungsmaßnahmen erklärtes Ziel ist, entsteht das Erfordernis nach § 1(3) 
BauGB zur Einführung solcher Zeitstufen. Ohne diese Zeitstufen wären die Effekte für die 
Nachhaltigkeit wesentlich schwächer. 
 
Zur rechtlichen Wirkung dieser dargestellten Zeitstufen im Flächennutzungsplan ist auf fol-
gendes hinzuweisen: 
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• Die dargestellten Zeitstufen im Flächennutzungsplan binden die Mitglieder, d.h. die 

Städte und Gemeinden des Nachbarschaftsverbandes intern. Die damit gegebene 
Angabe, in welchem Zeitabschnitt eine Maßnahme zur Siedlungsentwicklung begon-
nen werden kann, ist als eine „informelle Planung“ entsprechend § 1(5) Nr. 10 BauGB 
alter Fassung bzw. § 1(6) Nr. 11 BauGB neuer Fassung zu werten. Deshalb werden 
die Zeitstufen in der Legende unter „nachrichtliche Übernahmen“ aufgeführt. Im Fest-
stellungsbeschluss zum Flächennutzungsplan wird auf diese Rechtswirkung hinge-
wiesen werden. Ein Abweichen vom Zeitstufenplan setzt daher keine formelle Ände-
rung der Flächennutzungsplanung voraus, sondern wird im Rahmen einer verbands-
internen Abstimmung, für die die Verbandsversammlung allein legitimiert ist, ent-
schieden. Als sogenannte informelle Planung ist daher die Zeitstufenplanung nicht 
Bestandteil der Genehmigung des Flächennutzungsplans durch die höhere Raum-
ordnungsbehörde, das Regierungspräsidium. 

 
• Die Genehmigung des Flächennutzungsplans durch das Regierungspräsidium erfolgt 

insgesamt im Hinblick auf das Zieljahr 2020. Deshalb ist der Flächenbedarf insge-
samt bis zum Jahr 2020 ermittelt. Wenn in der Zeitstufe II dann Bebauungspläne für 
die ihr zugeordneten Siedlungsmaßnahmen erstellen werden sollen, sind sie aus 
dem Flächennutzungsplan entwickelt und müssen nicht mehr zur Genehmigung dem 
Regierungspräsidium vorgelegt werden. 

 
Durch die Einführung der Zeitstufe I für die dargestellten Maßnahmen zur Siedlungsentwick-
lung im Flächennutzungsplan wird folgendes erreicht: 
 

• Im Plansatz 2.1 des Regionalplans auf Seite 31 wird der Grundsatz aufgestellt, „dass 
einzelne Orte eine ausreichende infrastrukturelle Tragfähigkeit … behalten oder er-
reichen sollen.“ Dies gilt auch für Orte, die keine zentrale Funktion haben. Denn nach 
der Gebietsreform der 70iger Jahre sollten Gemeindegrößen entstehen, die langfris-
tig existenzfähig sind und eine ausreichende Infrastruktur, auch kostengünstig, be-
reitstellen können. 
Im Verbandsgebiet haben die Gemeinden Hirschberg, Ilvesheim, Nussloch, Ofters-
heim und Plankstadt eine unterdurchschnittliche Bevölkerungsbasis. Wenn nach 
2020 entsprechend der bisherigen Erwartungen aus der Bevölkerungsprognose des 
Landes die Einwohnerzahl allmählich geringer wird, dann besteht für diese Gemein-
den die Gefahr, dass die Kosten für den Erhalt der Infrastruktur pro Kopf ansteigen. 
In der Folge wird ihre Einwohnerbasis ggfs. noch schwächer und die Probleme im 
kommunalen Haushalt steigen. Um dem vorzubeugen, sollte bereits jetzt vorrangig in 
diesen Gemeinden die Bevölkerungsbasis gestärkt werden können, indem ihre für 
den Wohnungsbau geeigneten Flächen mit Priorität versehen werden. Deshalb sind 
die in diesen Gemeinden vorhandenen geeigneten Wohnbauflächen in der 1. Zeitstu-
fe dargestellt. Dieses städtebauliche Anliegen des Flächennutzungsplans wird auch 
durch den Landesentwicklungsplan 2002 mit dem Plansatz 3.2.2 gestützt, da dort 
ausgeführt wird, dass zur Deckung des Wohnraumbedarfs vorrangig vorhandene 
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Wohngebiete funktionsfähig zu halten und weiterzuentwickeln sind. Funktional sind 
die Nachbargemeinden von Mannheim und Heidelberg, die keine großen Kreisstädte 
sind, Wohngebiete im kommunalen Leistungsverbund des Nachbarschaftsverbandes. 

 
• Mit dem Flächennutzungsplan und seinem Zeitstufenkonzept wird auch das Anliegen 

des Landesentwicklungsplans 2002 aufgenommen, wenn er das Ziel 3.2.5 formuliert, 
„neue Bauflächen sind auf eine Bedienung durch öffentliche Verkehre auszurichten.“ 
Dieses Ziel wird auch ganz explizit im Zielsystem des Nachbarschaftsverbandes für 
den Flächennutzungsplan herausgestellt. Deshalb wurden für die Zeitstufe I alle 
Wohnbauflächen ausgewählt, die eine Lagegunst zur S-Bahn oder zur Stadtbahn ha-
ben. 

 
• In einem 3. Schritt wurde berücksichtigt, dass Städte und Gemeinden ohne eine sol-

che Lagegunst selbstverständlich für die weiter steigende Wohnflächennachfrage ih-
rer vorhandenen Bevölkerung ein Angebot zur Verfügung haben müssen. Daher wur-
den für ihre Eigenentwicklung die geeigneten künftigen Wohnbauflächen in die Zeit-
stufe I mit hinein genommen.  

 
 
3.3 Flächenbedarf für die Wirtschaftsentwicklung 

Die Bereitstellung von Bauflächen für Produktion und Dienstleistung ist ein unverzichtbarer 
Bestandteil kommunaler Wirtschaftspolitik. Über ein qualifiziertes Angebot von Flächen wird 
die Möglichkeit geschaffen, bedarfs- und über die Zeitstufen auch zeitgerecht auf die konkre-
te Nachfrage von Betrieben reagieren zu können. 
 
Der Dienstleistungssektor wird der Motor der Beschäftigungsentwicklung und des wirtschaft-
lichen Wachstums in unserem Verbandsgebiet sein. Daneben wird ein leistungsfähiges pro-
duzierendes Gewerbe gebraucht, um eine vielfältige stabile Wirtschaftsstruktur zu haben. 
Auf diese Erfordernisse ist der Flächennutzungsplan 2015/20 ausgerichtet. 
 
 
3.3.1 Beschäftigtenentwicklung 

Ein Indikator, um den Bedarf an weiteren Bauflächen für Betriebe zu quantifizieren, ist die 
Beschäftigtenentwicklung. Dabei ist neben der Gesamtentwicklung die Veränderung der 
Wirtschaftsstruktur von Interesse, da Arbeitsplätze im Sektor „Dienstleistung“ qualitativ und 
quantitativ andere Anforderungen an Gewerbeflächen haben als der produzierende Sektor. 
Wie die Tabelle 7 „Beschäftigtenentwicklung 1992 bis 2004“ zeigt, ist die Beschäftigtenzahl 
in Heidelberg fast konstant geblieben, während für das gesamte Verbandsgebiet festzustel-
len ist, dass ca. 28.000 Beschäftigungsverhältnisse verloren gegangen sind. Zwar zeigt der 
Dienstleistungsbereich einen Zuwachs zwischen 1992 und 2004 um ca. 14.000 Beschäftigte 
auf, aber die Hoffnung, dass die Beschäftigungsdynamik im Dienstleistungsbereich den Ab-
bau von Arbeitsplätzen im produzierenden Gewerbe ausgleichen könne, hat sich leider nicht 
erfüllt. Der Trend vom produzierenden und verarbeitenden Gewerbe zum Dienstleistungs-
sektor hält, wie Tabelle 7 zeigt, nach wie vor an.  
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Tab. 7: Beschäftigtenentwicklung 1992 - 200424,25 
 
Beschäftigte26 1992 2004 92 / 2004 
Heidelberg    
insgesamt 75.268 74.525 - 743 (- 1 %) 
Produzierendes Gewerbe 31 %  20 %  - 8.174 
Dienstleistungen 69 %  79 %  + 7.185 
Mannheim    
insgesamt 181.758 163.329 - 23.737 (- 13 %) 
Produzierendes Gewerbe 44 %  34 %  - 26.079 
Dienstleistungen 56 %  65 %  + 1.772 
Nachbargemeinden    
insgesamt 42.745 38.927 - 3.818 (- 9 %) 
Produzierendes Gewerbe 54 % 35 % - 9.762 
Dienstleistungen 46 % 64 % + 5.427 
Nachbarschaftsverband    
insgesamt 299.771 271.473 - 28.298 (9 %) 
Produzierendes Gewerbe 43 % 31 % - 44.015 
Dienstleistungen 58 % 69 % + 14.384 
 

Ein Zusammenhang zwischen der Arbeitsplatzentwicklung und dem Gewerbeflächenbedarf 
erscheint plausibel, da für zusätzliche Arbeitsplätze bei der Expansion von Betrieben und bei 
der Ansiedlung von Betrieben auch zusätzliche Flächen benötigt werden. Der Zusammen-
hang ist jedoch nur bedingt eng, da 
 

• vorhandene Betriebe die Anzahl ihrer Beschäftigten auch auf der vorhandenen Flä-
che ausweiten oder einschränken können, 

 
• bei einer Zunahme der Arbeitsplätze der Flächenbedarf sogar sinken kann, wenn z.B. 

flächenextensive Betriebe stillgelegt werden und gleichzeitig eine Arbeitsplatzzunah-
me in flächensparenden Branchen stattfindet, 

 
• auch bei rückläufigen Beschäftigtenzahlen Bedarf an zusätzlichen Flächen bestehen 

kann, wenn z.B. Betriebe verlagert werden und dann in der Folge durch rationelle Be-
triebsabläufe weniger Arbeitskräfte benötigen und/oder die bisherigen Flächen weder 
wieder- noch umgenutzt werden können. 

 

Die Bereitstellung von Bauflächen für die Wirtschaftsentwicklung ist für alle Kommunen von 
existentieller Bedeutung, weil so die örtlichen Entwicklungschancen verbessert werden. Über 
die Vorhaltung eines differenzierten Gewerbeflächenangebotes werden die Voraussetzungen 
                                                 
24 Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 
25 Zu den Dienstleistungen werden Beschäftigte in Handel, Gastgewerbe und Verkehr hinzugezählt 
26 Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer 
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zur räumlichen Expansion ansässiger Betriebe, für Neugründungen und für Ansiedlungen 
geschaffen. Deshalb steht die Vorsorge mit Flächen für die Wirtschaft im Mittelpunkt des 
kommunalen Interesses. 
 

 

3.3.2 Methoden zur Bedarfsabschätzung 

Die Nachfrage nach Bauflächen durch Wirtschaftsunternehmen ist ein Ergebnis, das sich 
aus der Abhängigkeit von Eigentumsformen, von planerischen Leitbildern, den örtlichen öko-
logischen Gegebenheiten, den gesellschaftlichen Vorstellungen, von gesunden Arbeits- und 
Wohnverhältnissen, von den Produktionsmethoden sowie der gesamtwirtschaftlichen Situati-
on ergibt.  
 
Der Flächenbedarf entsteht somit aus verschiedensten, sich gegenseitig beeinflussenden 
Einzelprozessen: 
 

• Die Entwicklung der Technik führt zu neuen Fertigungsprozessen und zu neuen Or-
ganisationen des Fertigungsablaufs. Durch Aufstellflächen für Maschinen oder ihre 
Anordnung kann neuer Flächenbedarf entstehen. 

 
• Bei speziellen Markt- bzw. Wettbewerbssituationen werden an einem Betriebsstand-

ort vorhandene Produktionsprozesse teilweise ausgegliedert und verlagert. Am neuen 
Standort ergibt sich ein Flächenbedarf. 

 
• Die verschiedenen Wirtschaftsbranchen haben unterschiedlichste Ansprüche an die 

Standortqualität ihrer Betriebsgrundstücke. Auch das ist bei Bedarfsabschätzungen 
zu berücksichtigen.  

 
• Boden kann durch Kapital und Arbeitskräfte in großem Umfang eingespart werden. 

Inwieweit das realisiert wird, hängt vor allem vom Verhältnis der Preise für Arbeit und 
Kapital sowie dem Stand der Technik ab. 

 
• Der Bedarf an Flächen für die Wirtschaft entsteht auch aus gesellschaftlichen An-

sprüchen und Werthaltungen. So ist durch die Gesetzgebung zum Umweltschutz das 
Gewerbe aus seiner angestammten Lage inmitten von Wohngebäuden an den Orts-
rand verlagert worden, um den Anforderungen des Imissionsschutzes gerecht zu 
werden. Dabei wachsen auch die in Anspruch genommenen Betriebsgrundstücke. 

 
• Der Umfang eines Gewerbeflächenangebotes ist weiterhin das Ergebnis eines unab-

hängigen politischen Prozesses, mit dem die kommunale Wirtschaftsstruktur geför-
dert werden soll. Die Bereitstellung von gewerblich nutzbaren Bauflächen ist daher 
nicht das Ergebnis von Angebot und Nachfrage auf einem Markt. Der Umfang ge-
werblich nutzbarer Grundstücke ist zum großen Teil eine kommunale Angebotspolitik, 
um die eigene wirtschaftliche Stärke auszubauen. 
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Diese verschiedenen Faktoren sind bei einer Gewerbeflächenprognose in ihren Zusammen-
hängen darzustellen und zu gewichten. Da dieses Wechselspiel zwischen den verschiede-
nen Ursachen schwierig mit einer Bedarfsberechnung abzubilden ist, haben Gewerbeflä-
chenprognosen noch immer ein sehr hohes Maß an Unsicherheit. 
 
Zur Bedarfsabschätzung werden vor allem drei Grundmethoden eingesetzt: 
 

• Der Gewerbeflächenverbrauch der Vergangenheit wird in die Zukunft fortgeschrie-
ben.  
Eine wichtige Datenbasis sind die Statistiken der Wirtschaftsförderer. 
 

• Die Beschäftigtenentwicklung der verschiedenen Branchen wird vorausgeschätzt.  
Mit Flächenkennziffern für die Branchen wird dann der Gewerbeflächenbedarf be-
rechnet. 
 

• Der Flächenbedarf für zu erwartende Neugründungen, Ansiedlungen von außerhalb 
des Plangebiets und für Verlagerungen innerhalb des Plangebiets wird getrennt er-
mittelt und zusammengeführt.  

 
Schwierig ist allerdings, für die Berechnungen aktuelle Daten zur Verfügung stellen zu kön-
nen. Da unbekannt ist, welche Betriebe aus welcher Branche sich im Prognosezeitraum an-
siedeln oder verlagern werden, wird mit Quoten gearbeitet. Für die Ermittlung dieser Quoten 
bedarf es daher einer langjährigen Beobachtung. Eine solche durchgehende Datenbasis für 
das Verbandsgebiet ist nicht vorhanden. Für die wichtigen Variablen dieses Modells erschei-
nen unterschiedliche Werte als plausibel. Dementsprechend entstehen unterschiedliche Er-
gebnisse. Da in Mannheim die Datenbasis aufgrund der langjährigen Beobachtung der Wirt-
schaftsförderung relativ gesichert ist, wurde diese Methode dort eingesetzt, um den Bedarf 
an gewerblichen Bauflächen für den Zeitraum bis 2015 abzuschätzen. 

 
Da für die weiteren Städte und Gemeinden diese Datenbasis nicht gegeben ist, wäre eine 
Flächenbedarfsberechnung nach dieser Methode mit zu großen Unsicherheiten behaftet. 
Deshalb geht der Nachbarschaftsverband ähnlich wie der Umlandverband Frankfurt mit sei-
ner Studie "Region 2015" vor und stützt sich auf ein Flächenkapazitätsmodell, bei dem auch 
die unterschiedlichen Standortanforderungen berücksichtigt sind.  
 
 
Vorgehen des Nachbarschaftsverbandes: Flächenkapazitätsmodell 

Die Statistik der Beschäftigtenentwicklung (vgl. Tabelle 7) zeigt auf, dass sich in den letzten 
30 Jahren ein starker Strukturwandel in der Wirtschaft vollzogen hat. Die Beschäftigungsver-
hältnisse im produzierenden Sektor sind deutlich zurückgegangen, während im tertiären Sek-
tor  (Dienstleistungen) die Beschäftigung zugenommen hat. Die Metropolregion Rhein-
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Neckar nimmt diesen Trend positiv auf und stellt für die zukünftige wirtschaftliche Ausrich-
tung die folgenden Gesichtspunkte in den Vordergrund27 . 
 

1. Die Verbesserung der Branchenstruktur durch weitere Verbesserung des Dienstleis-
tungsanteils.  

 
2. Die Pflege der vorhandenen industriellen Stärke bei den Branchen Chemie, Maschi-

nenbau und Straßenfahrzeugbau 
 

3. Förderung der Cluster-Bildung für Unternehmen, die der Sparte Health-Science bzw. 
Life-Science (Gesundheits-, Lebens- oder Biowissenschaften: gezielte marktwirt-
schaftlich orientierte Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse) zugeordnet wer-
den können.  

 
4. Unterstützung des Engagements beim Technologietransfer zwischen den Unterneh-

men und den Institutionen für Forschung und Entwicklung. Dieses Handlungsfeld wird 
auch als "Quartärer Sektor" bezeichnet. Dieser spezielle Sektor im Dienstleistungsbe-
reich steht für die Produktion, Verwaltung und Vermittlung von Wissen28. 

 
5. Ganz speziell steht für die wirtschaftliche Ausrichtung auch die Biomedizin im Vor-

dergrund. 
 

Um dieses Anliegen des Großraums Rhein-Neckar, indem der Nachbarschaftsverband zu 
einem Großteil den eigentlichen Entwicklungskern ausmacht, nach Kräften zu unterstützen, 
werden die für eine wirtschaftliche Entwicklung geeigneten Flächen nach folgenden Kriterien 
für die Zeitstufe I ausgewählt:  
 

1. Vorrang haben alle Flächen, die den Standortanforderungen des Quartären Sektors 
am besten entsprechen. 

 
2. Alle Flächen, mit denen die weitere Stärkung des Dienstleistungssektors gefördert 

werden kann. 
 

3. Neben der Kommunikation ist eine gut funktionierende Logistik wesentlich für eine 
Optimierung der Betriebsführung und damit ein starkes Fördermoment in Volkswirt-
schaften. Europaweit werden von Logistikbetrieben strategische Standorte gesucht, 
von denen aus die Verteilung der Güter rationell durchgeführt werden kann. Mit sei-
ner Verkehrsgunst liegt der Rhein-Neckar-Raum im Interesse der Logistikbetriebe, 
die ihre Aktivitäten in großen betriebseigenen Güterverkehrszentren konzentrieren, 
mit denen sie dann insgesamt strategisch günstig in Europa liegen. Für diese Nach-

                                                 
27 vgl. Zukunft Rhein-Neckar-Dreieck: Erfolgsprofil Rhein-Neckar-Dreieck, Stärken – Potentiale – Kon-

sequenzen, Teil 1: Ergebnisse der Regionalanalyse (Kurzfassung) S. 8 
28 Vgl. Knox/Marston (2001): Humangeographie, Heidelberg, Berlin, S. 338 
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frage sollte unser Raum vorbereitet sein, in dem dafür sehr gut geeignete Flächen 
über den Flächennutzungsplan zur Vermarktung vorbereitet werden. 

 
4. Für die Expansion von Klein- und Mittelbetrieben ist ein für sie gut geeignetes Flä-

chenangebot darzustellen. 
 
Alle weiteren für Wirtschaftsunternehmen geeigneten Flächen dienen der Reserve für den 
Zeitraum nach 2015 – 2020. 
 
Flächenqualitäten und die Erfahrung, in welchem Maß für die nächsten 10 Jahre dem vor-
handenen Betriebsbesatz geeignete Grundstücke zur Expansion bereitgestellt werden müs-
sen, bestimmten die Auswahl der gewerblich nutzbaren Flächen für die Zeitstufe I. Um die 
genannten Kriterien für die Auswahl anwenden zu können, wurden die für die Wirtschaft inte-
ressanten Entwicklungsflächen nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten der verschie-
denen Branchen untersucht. Wichtige Kriterien wie die Qualifikation der Arbeitskräfte oder 
das Lohnniveau wurden in dieser Untersuchung nicht berücksichtigt, da davon auszugehen 
ist, dass diese Faktoren innerhalb des Nachbarschaftsverbandes nahezu identisch sind.  
 
Die verschiedenen Branchen wurden in solche Hauptgruppen zusammengefasst, die nahezu 
deckungsgleiche Standortanforderungen haben.  
 

• So bilden das Handwerk und die kleinen und mittleren Betriebe eine Gruppe, weil sie 
häufig ortsbezogen sind und ihre Abnehmer bzw. auch Zulieferer in relativ naher Ent-
fernung haben. Betriebe dieser Gruppe achten vor allem auf niedrige Grundstücks-
preise und eine Nähe zu Kunden und Lieferanten.  

 
• In eine zweite Gruppe können die Logistikbetriebe und Unternehmen mit Großserien-

fertigung zusammengefasst werden. Die Unternehmen dieser Gruppe erwarten große 
Flächen und eine sehr gute Verkehrsanbindung.  

 
• In der dritten Gruppe sind die Dienstleistungsunternehmen wie Bürobetriebe usw. 

(Tertiärer Sektor) zusammen gefasst, für die neben den Grundstückspreisen und der 
Verkehrsanbindung auch das Umfeld, das Image des Standortes relevant ist.  

 
• Die Betriebe der vierten Gruppe machen den so genannten "Quartären Sektor" aus. 

Dort werden Dienstleistungen höchster Qualität angeboten. Für diese Gruppe von 
Unternehmen sind schnelle Verkehrsbeziehungen, die Nähe zu Wettbewerbern und 
ganz besonders die Nähe zu Forschungseinrichtungen höchst wichtig. Daneben sind 
aber Standortimage und urbanes Umfeld ebenfalls ausschlaggebend für eine Stand-
ortentscheidung.  
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Tab. 8: Gewichtung der Standortfaktoren 
 
Kriterium

Handwerk Großindustrie/Logistiker tertiärer Sektor quartärer Sektor
Grundstückseigenschaften
Große Flächen 15
Eingeschossige Bebauung 3
Niedrige Grundstückspreise/Mieten 40 12 20
Verkehr
Anschluss Wasserstraße 4
Anschluss Schiene 10
Gute Erreichbarkeit Autobahn 21 10 13
Gute Erreichbarkeit Hauptverkehrsstraße 20 13 10 6,5
Gute Erreichbarkeit Flughafen 4 10 5
Gute Erreichbarkeit Fernbahnhof 4 6 8
Gute Erreichbarkeit mit ÖPNV 4 4
Beziehungen
Nähe zu Lieferanten 10 10
Nähe zu Kunden 20
Nähe zu Wettbewerbern 15
Nähe zu Forschungseinrichtungen 30
weiche Faktoren
Urbanes Umfeld 5 14 11,25
Zentrale Lage 5 14
Standortimage 12 11,25
Summe 100 100 100 100

Gruppe

 
 
Die Tabelle zeigt die Bedeutung der einzelnen Standorteigenschaften für eine Ansiedlungs-
entscheidung.  
 
Jede einzelne für eine gewerbliche Verwertung geeignete Fläche wurde hinsichtlich ihrer in 
der Tabelle (Gewichtung der Standortfaktoren) dargestellten Standorteigenschaften bewer-
tet. Die Note „Eins“ wurde für die höchste Qualität vergeben und „sechs“ für die schlechteste. 
Danach wurden diese Noten entsprechend der Tabelle gewichtet. Die daraus resultierenden 
Ergebnisse der Standortqualität einer Fläche dürfen nicht als absolute Wertung begriffen 
werden, sondern sind vielmehr eine qualitative Unterscheidung von Flächen für Unterneh-
mungen. Mit den Ergebnissen dieser Bewertung können Aussagen darüber getroffen wer-
den, welche Flächen besser oder schlechter für eine bestimmte Wirtschaftsgruppe geeignet 
sind. Die dargestellte Gewichtung bedeutet ebenfalls lediglich einen Anhaltspunkt für die 
tendenzielle Gewichtung innerhalb der Unternehmensgruppe. Einzelne Unternehmen mit 
speziellen Ansprüchen werden eventuell andere Gebiete als besser ansehen, als dies hier 
dargestellt ist. Jedoch werden sich die Unternehmen im Durchschnitt dieser Untersuchung 
sicherlich anschließen. Bei dieser Analyse stand allein die unternehmerische Sicht im For-
dergrund. Unberücksichtigt blieben z.B. Schwierigkeiten der Erschließung einer bestimmten 
Fläche oder naturschutzfachliche Qualitäten.  
 
Die folgenden Abbildungen geben die Standortqualität aller für eine gewerbliche Entwicklung 
vorgesehenen Fläche wider.  
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Abb. 9: Qualität der Entwicklungsvorschläge für Klein- u. Mittelunternehmen, Handwerk 
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Abb. 10: Qualität der Entwicklungsvorschläge für Großindustrie und Logistik 
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Abb. 11: Qualität der Entwicklungsvorschläge für Dienstleistungen, Back-Offices 
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Abb. 12: Qualität der Entwicklungsvorschläge für Forschung, Wissenschaft u. Beratung 
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3.3.3 Vorsorge mit Flächenangeboten zur Wirtschaftsentwicklung in Mannheim 

Die aktuelle Mannheimer Abschätzung für gewerbliche Bauflächen kommt zum Ergebnis, 
dass mit den Flächenreserven in den vorhandenen Industrie- und Gewerbegebieten einschl. 
der im Flächennutzungsplan 2015/2020 dargestellten Entwicklungsflächen für das Gewerbe 
auf jeden Fall bis zum Zeitabschnitt 2015 ein attraktives Gewerbeflächenangebot für alle 
Bedarfskategorien gegeben ist. Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass für die Entwick-
lung des Quartären- bzw. des Dienstleistungssektors ein Schwerpunktstandort erforderlich 
ist29.  
Im Flächennutzungsplan 2015/2020 ist für diesen städtischen Bedarf das Gebiet „Mannheim 
21“ südlich  des  Hauptbahnhofs  beim  Stadtteil Lindenhof dargestellt. Diese Fläche ist als 
Mischbaufläche (Kerngebiet) gekennzeichnet, damit von vornherein für Projektentwickler und 
Immobilienwirtschaft das erforderliche Signal gesetzt ist. 
 
Es wurde bereits herausgestellt, dass unser Verbandsgebiet für zentrale Einrichtungen der 
Logistik-Wirtschaft gute Standortbedingungen hat, die durch entsprechende Flächenangebo-
te auch aufgenommen werden sollten. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
dass vor allem der Rheinauhafen in Mannheim für diese Nachfrage ein interessanter Stand-
ort ist und auch mengenmäßig ein gutes Flächenangebot hat. Hier können die erforderlichen 
Baumassen und Bauhöhen ohne weiteres für Silos und Lagergebäude den Logistikbetrieben 
zur Verfügung gestellt werden. Mit erheblicher finanzieller Unterstützung des Landes wurde 
mit dem Bau der 2. Hafenzufahrt die infrastrukturelle Ausstattung des Rheinauhafens ver-
bessert. Mit dem Flächennutzungsplan soll darauf hingewirkt werden, dass die Investitions-
leistung der Stadt und des Landes langfristig optimal ausgenutzt wird. Neben den Logistikbe-
trieben sind  die Grundstücksangebote in den Hafengebieten insgesamt  für Betriebe mit 
Großserienfertigung interessant, da hier alle Transportmöglichkeiten über Wasser, Schiene 
und Strasse miteinander verknüpft sind. 
 
Aufgrund der städtischen Untersuchung als auch aus der Gesamtbetrachtung des Nachbar-
schaftsverbandes ist die Stadt Mannheim mit den vorhandenen Flächenreserven und den im 
Planwerk dargestellten Entwicklungsflächen für die Wirtschaft zur Abdeckung des Bedarfs 
gut aufgestellt. Es wird hauptsächlich auf die Innenentwicklung gesetzt, wobei damit für die 
fortschreitende Tertiärisierung, den Wirtschaftsumbau für die Dienstleister,   im Zeitraum bis 
zum Jahre 2015 ein qualifiziertes, differenziertes Flächenangebot gleichzeitig gegeben ist.  
Aber auch für den Zeitabschnitt von 2015 bis 2020 werden noch ausreichende Entwick-
lungskapazitäten aus der Zeitstufe I zur Verfügung stehen, so dass die kontinuierliche Wei-
terentwicklung keinen Bruch erhalten wird. Der bis zum Jahr 2020 zu erwartendenden Zu-
wanderung aktiver Bevölkerung (20 bis 59 Jahre) von ca. 2200 Personen  (Quelle: statisti-
sches Landesamt, moderate Zuwanderung, 2001/2020, Basis 2001) steht eine Kapazität für 
Beschäftigung von mindestens 5700 Personen auf den im Flächennutzungsplan dargestell-
ten Entwicklungsflächen für die Wirtschaft in Zeitstufe I gegenüber.  Dieser Überschuss an 
Kapazität ist aus heutiger Sicht durchaus ausreichend  nicht nur für den Bedarf an Beschäfti-

                                                 
29 Aussage des Fachbereichs Städtebau der Stadt Mannheim 
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gung durch Zuwanderung sondern auch für den Standortwechsel und die Expansion vorhan-
dener Betriebe bis 2020. 
 
Tab. 9: Entwicklungsflächen für den Bedarf der Wirtschaft in Mannheim30 
 
Flächennr. Lage ha Eignung Kapazität für 

Beschäftigte

12.04 Sandhofen, B44 9,23 Expansionsfläche der SCA 200

12.05 Friesenheimer Insel 61,83 Logistik, Großindustrie 1.300

12.08 Wallstadt-Nord 4,21 verarbeitendes Gewerbe, 
Handwerk 

200

12.11 Hochstätt 9,20 verarbeitendes Gewerbe, 
Handwerk 

500

12.14 Rheinau 7,85 Logistik 150

12.16 Casterfeld 2,10 verarbeitendes Gewerbe, 100

12.17 Mannheim 21 24,80 Quartärer Sektor 3.100

12.22 Neckarau, Morch-
feldkreisel 

2,54 Dienstleistung 200

Zeitstufe I  121,76  5.750

 
 
3.3.4 Vorsorge mit Flächenangeboten zur Wirtschaftsentwicklung in Heidelberg 

Im Rahmen des Modells der räumlichen Ordnung wurde in Heidelberg geprüft, inwieweit mit 
den möglichen Flächenkapazitäten die städtische Wirtschaftsentwicklung vorangebracht wer-
den kann. Deshalb wurde die aus dem Abgleich mit den ökologischen Erfordernissen ermit-
telten Flächenkapazitäten nach ihrer Effizienz für die Entwicklung beurteilt und mit entspre-
chenden Prioritäten gekennzeichnet. 
 
Als große Chance für Heidelberg und zur Unterstützung des erforderlichen Strukturwandels 
im Verbandsgebiet wurde die „Bahnstadt“ analysiert. Die vom Nachbarschaftsverband ange-
stellte Standortbewertung der Entwicklungsflächen für die Wirtschaft bestätigt dieses Ergeb-
nis und die Heidelberger Prioritätensetzung. Dementsprechend sind auch die Heidelberger 
Entwicklungsflächen in die Zeitstufen des Flächennutzungsplans 2015/2020 eingeordnet 
worden.  
Der Vergleich der Kapazität für Beschäftigung auf den dargestellten Flächen mit der für die 
zu erwartende Fernwanderung erforderlichen Bereitstellung, zeigt für Heidelberg, dass eine 
ausreichende Flächenvorsorge bis zum Jahre 2020 gegeben ist.  
Die Zunahme der erwerbsfähigen Personen im Alter von 20 bis 59 Jahren bis zum Jahr 2020 
wird nach der Landesprognose in etwa 5900 Personen für Heidelberg ausmachen31. Bis zum 
Jahr 2015 ist mit den in Zeitstufe 1 dargestellten Flächen eine Kapazität für Beschäftigung in 
der Größenordnung von mindestens 9000 Personen gegeben. Zusätzlich bis zum Jahr 2020 
ist noch eine Kapazität für weitere 2000 Personen verfügbar. Die Nachfrage aus der Zuwan-

                                                 
30 Eigene Berechnungen anhand von Flächenkennziffern entsprechend der Standorteignung 
31 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 
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derung und die zu erwartende Nachfrage für Erweiterungsmöglichkeiten aus dem vorhande-
nen Unternehmensbesatz in Heidelberg kann gedeckt werden. 
 
Tab. 10: Entwicklungsflächen für den Bedarf der Wirtschaft in Heidelberg32 
 
Flächennr. Lage ha Eignung Kapazität für 

Beschäftigte

06.04 Rittel, Eselsbuckel 4,82 Dienstleistung 500

06.06 Bahnstadt; 42,57 ha MI, 
17,22 ha GE 

59,79 Quartärer Sektor, Dienstleis-
tung 

7.500

06.08 Kirchheim, Im Bieth 9,70 verarbeitendes Gewerbe, 
Handwerk 

750

06.12 Neuenheimer Feld 4,56 Forschung 600

Zeitstufe I  78,87  9.350

06.01 Wieblingen, Holzapfel-
baum 

18,39 Logistik, verarbeitendes 
Gewerbe 

500

06.02 Autobahnkreuz, Wolfs-
gärten 

9,74 verarbeitendes Gewerbe 250

06.11 westlich Eppelheim, 
Marienhof 

59,30 Logistik, verarbeitendes 
Gewerbe 

1.200

Zeitstufe II  87,43  1.950

insgesamt 
(I und II) 

 166,30  11.300

 
 
Fazit für Heidelberg und Mannheim:  
Mit dem Flächenangebot „Bahnstadt“ und dem Projekt „Mannheim 21“ wird ganz entschei-
dend der Quartäre Sektor etabliert werden können. Dieser Impuls der ersten Zeitstufe wird 
prägend für die gesamte Planungsperiode des Flächennutzungsplanes. Mit diesen Vorhaben 
der Stadtentwicklung wird die gewünschte und erforderliche Akzentuierung für die Kernstäd-
te erreicht. Beide Projekte sind durch Flächengröße und Lagequalität attraktiv. Die für beide 
Städte über den Flächennutzungsplan dargestellten Entwicklungsflächen dienen nicht nur 
dem Bedarf der Kernstädte selbst, sondern sie sind im Leistungsverbund und der kommuna-
len Funktionsteilung auch ein erforderliches Angebot an Beschäftigungsmöglichkeit für die 
Nachbargemeinden. Im Flächennutzungsplan ist somit lediglich unter der Berücksichtigung 
der Abschätzungsrisiken die erforderliche Dispositionsmasse für die Wirtschaftsentwicklung 
dargestellt. 
 
 
3.3.5 Vorsorge mit Flächenangeboten zur Wirtschaftsentwicklung bei den Nachbarge-

meinden 

Entsprechend der Funktion im Leistungsverbund des Nachbarschaftsverbandes werden bei 
den Nachbargemeinden hauptsächlich Gewerbeflächen angeboten, die der direkten Nach-

                                                 
32 Eigene Berechnung anhand von Flächenkennziffern entsprechend der Standorteignung 
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frage der bei ihnen ansässigen Wirtschaftsunternehmen dienen. Vor allem sind bei den 
Nachbargemeinden hauptsächlich Handwerksbetriebe und Klein- und Mittelbetriebe etabliert. 
Oftmals bezieht sich ihr Einzugsbereich auf die Standortgemeinde und deren engere Nach-
barschaft. Deshalb ist das Flächenangebot mit seiner Standortqualität hauptsächlich auf die 
Bereitstellung von Expansionsmöglichkeiten für dort ansässige Betriebe bezogen. 
 
Da bei den Gemeinden ein Zuwachs der Bevölkerung nach der Prognose erwartet wird, ist 
der Umfang der Flächenvorsorge in einem gewissen Maße auch für die Neuansiedlung von 
Betrieben ausgelegt. Auf diese Weise werden vor allem auch hinsichtlich des Ansteigens von 
zeitempfindlichen Teilzeitarbeitsplätzen vor Ort Arbeitsmöglichkeiten angeboten werden. 
 
Beim Flächenangebot der Nachbargemeinden kommt der Brachfläche des ehemaligen Bun-
desbahnausbesserungswerkes bei Schwetzingen eine besondere Bedeutung zu. Mit seiner 
Vermarktung gelingt ein weiteres Mal in unserem Verbandsgebiet „Flächenrecycling“.  
 
Das Gebiet liegt verkehrsgünstig. Die S-Bahnstation ist nah und auch die Anbindung an die 
B 535 mit ihrer Verknüpfung zum Autobahnnetz ist kurz. Wenn die mit dem Flächennut-
zungsplan 2015/2020 ins Gespräch gebrachte S-Bahnverbindung zwischen Mannheim-
Friedrichsfeld und Schwetzingen entstehen sollte, ist von diesem Standort nicht nur Mann-
heim, sondern auch Heidelberg zeitgleich erreichbar. Die gewachsenen Strukturen des Orts-
kerns von Schwetzingen mit ihrem besonderen Flair durch das kurfürstliche Schloss können 
für die Vermarktung dieser Fläche ebenfalls eingebracht werden. Damit kann ein weiteres 
hervorragendes Angebot für den erforderlichen Wirtschaftsumbau im Verbandsgebiet geleis-
tet werden, da für den Wandel zur Dienstleistungsgesellschaft hiermit Raum geboten wird. 
Die mit dem Leitbild für unser Verbandsgebiet herausgestellte dezentrale Konzentration bei 
den Siedlungsschwerpunkten wird über den mit der S-Bahn hergestellten Verbund zwischen 
den Bevölkerungsschwerpunkten in Mannheim und Heidelberg und dem Bevölkerungs-
schwerpunkt mit Schwetzingen, Plankstadt und Oftersheim gefördert. 
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Tab. 11: Entwicklungsflächen für den Bedarf der Wirtschaft bei den Nachbargemeinden 
Zeitstufe I 

 
Flächennr. Lage ha Eignung Kapazität33 f. 

Beschäftigte

01.03 Brühl, nördlicher 
Ortseingang 

1,55 Handwerk, Klein- und Mittel-
betriebe 

50

02.03 Dossenheim, Nordwest 9,18 Handwerk, Dienstleister 300

04.01 Eppelheim, Handelsstra-
ße 

4,34 verarbeitendes Gewerbe, 
Handwerk 

150

04.03 Eppelheim, südlicher 
Ortsrand 

17,03 Expansionsfläche für Fa. 
Wild, Handwerk 

450

05.05 Heddesheim, Großsach-
sener Straße 

15,90 Logistik, verarbeitendes 
Gewerbe 

300

07.08 Hirschberg, nördl. Ge-
werbepark 

10,31 Logistik, verarbeitendes 
Gewerbe 

200

07.09 Hirschberg, Ortseingang 
Großsachsen 

2,03 Handwerk, Klein- und Mittel-
betriebe 

100

08.01 Ilvesheim, Verbindungs- 
str. Mannheim-Schriesh. 

11,59 Logistik, Industrie 250

10.04 Ladenburg, Verbin-
dungsstr. Mannheim-
Schriesheim 

27,71 Logistik, Industrie 550

10.05 Ladenburg, westlich der 
Boveristraße   

8,74 Handwerk, verarbeitendes 
Gewerbe 

300

11.01 Leimen, Fautenbühl, 
nördl. der Baggerseen 
und der L 600 

12,83 Industrie, Handwerk 400

11.02 Leimen, am südl. Orts-
rand, östl. der B 3 

2,88 Handwerk, Klein- und Mittel-
betriebe 

100

13.02 Nußloch, nördl. Gewer-
begebiet Nord 

5,05 Handwerk, Klein- und Mittel-
betriebe 

150

14.06 Oftersheim, nördlicher 
Ortseingang 

2,21 Dienstleistungen, Handwer-
ker 

100

15.01 Plankstadt, Nordwest 2,98 Handwerk, Klein- und Mittel-
betriebe 

100

16.01 Sandhausen, Mühlfeld 1 10,04 Handwerk, Klein- und Mittel-
betriebe 

300

18.03 Schwetzingen, ehem. 
DB-Ausbesserungswerk 

20,56 Dienstleister 1.300

18.04 Schwetzingen, Bruch-
häuser Straße 

2,06 Dienstleister 100

18.05 Schwetzingen, BAB-
Knoten 

4,97 Klein- und Mittelbetriebe, 
Handwerk, Spedition 

150

18.06 Schwetzingen, Ortsein-
gang Brühl 

3,81 Dienstleister, Handwerk 200

Zeitstufe I  175,77  5.550

                                                 
33 Eigene Berechnungen anhand von Flächenkennziffern entsprechend der Standorteignung 
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In der Zeitstufe I sind für die Nachbargemeinden zur Abdeckung des Flächenbedarfs für die 
Expansion und Verlagerung ansässiger Betriebe bis zu 10 ha Entwicklungsfläche (Eigenbe-
darf) dargestellt. 
 
Für diesen Eigenbedarf steht in Eppelheim die Entwicklungsfläche an der Handelsstraße zur 
Verfügung. Am südlichen Ortsrand von Eppelheim sind 17 ha gewerbliche Baufläche für die 
Standortsicherung der Firma Wild im Flächennutzungsplan enthalten. 
 
Heddesheim und Hirschberg sind an dem regionalen Gewerbepark beteiligt, der nach dem 
Regionalplan verbindlich als Schwerpunkt für Industrie und Dienstleistungseinrichtungen 
ausgewiesen ist. Diesem regionalen Ziel dienen Darstellungen von ca. 16 ha in Heddesheim 
und von ca. 10 ha in Hirschberg. 
 
In Ladenburg ist neben der Darstellung einer gewerblichen Baufläche westlich der Boveri-
straße, die vor allem der Eigenentwicklung des vorhandenen Betriebsbesatzes zur Verfü-
gung stehen soll, eine Fläche von fast 28 ha für die Weiterentwicklung des Industrieansatzes 
im Flächennutzungsplan enthalten. Diese Fläche war bereits im Flächennutzungsplan 1983 
dargestellt. Inzwischen ist zur Verbesserung der infrastrukturellen Ausstattung der bestehen-
den Industrieflächen und zur städtebaulichen Einbindung der vorhandenen Expansionsvor-
haben der ansässigen Industrie ein Bebauungsplan in der Aufstellung, der auch diese Ent-
wicklungsfläche von 28 ha einschließt. Durch den Bebauungsplan soll der Bestand an 
Werksanlagen und ihre Weiterentwicklung in Richtung L 597 mit dem sonstigen kommunalen 
Belangen aufeinander abgestimmt werden. 
 
Die Darstellung von ca. 13 ha in Leimen südlich der Werksanlagen für die Zementproduktion 
war ebenfalls bereits im FNP 1983 enthalten. Diese Fläche dient der Bestands- und Stand-
ortsicherung der vorhandenen Industrie. Falls der gesamte Flächenumfang für die industriel-
le Expansion nicht erforderlich sein sollte, können Teile der Fläche auch für die Eigenent-
wicklung von Handwerksbetrieben sowie kleinen und mittleren Unternehmen des verarbei-
tenden Gewerbes genutzt werden. Das ist eine absichernde Kapazitätsergänzung, da für die 
der Eigenentwicklung in Leimen lediglich nur noch eine Fläche von knapp 3 ha östlich der B3 
zur Verfügung steht.  
 
 
Mit der Zeitstufe II werden die langfristigen Wirtschaftserfordernisse der Wirtschaft abge-
deckt. 
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Allein aus der prognostizierten Bevölkerungsentwicklung bis zum Jahre 2020 entsteht ein 
Flächenbedarf von ca. 145 ha34. Darin ist nicht der Bedarf für die Expansion und Verlagerung 
von ansässigen Betrieben enthalten. Pauschale Abschätzungen ergeben aufgrund der unsi-
cheren Datenlage vor allem bei Gemeinden in der Größe zwischen 7000 und 15.000 Ein-
wohnern hohe Flächenwerte1. 
 
Die Gesamtdarstellung von Gewerbeflächen in Zeitstufe I und II des Nachbarschaftsverban-
des mit 236 ha liegt deutlich unter den Ergebnissen solcher pauschalisierter Ansätze für un-
ser Verbandsgebiet. 
 
Tab. 12: Entwicklungsflächen für den Bedarf der Wirtschaft bei den Nachbargemeinden  

- Zeitstufe II 
Flächennr. Lage ha Eignung Kapazität35 für 

Beschäftigte

02.04 Dossenheim, Ergänzung 
Gewerbegebiet Südwest

6,03 Handwerk, Klein- und Mittel-
betriebe 

200

05.05 Heddesheim, Gewerbe-
gebiet Großsachsener 
Straße 

16,31 Logistik, verarbeitendes 
Gewerbe 

300

10.01 Ladenburg, Ortseingang 
Nordwest 

14,05 Logistik, verarbeitendes 
Gewerbe, Dienstleister 

450

11.03  Leimen, Gauangelloch 2,11 Handwerk 50

15.01 Plankstadt, Nordwest 3,12 Handwerk, Klein- und Mittel-
betriebe 

100

16.01 Sandhausen, Mühlfeld 2 9,55 Handwerk, Klein- und Mittel-
betriebe 

300

18.01 Schwetzingen, Plank-
stadter Jungholz 

9,41 Industrie, Spedition, Hand-
werk 

250

Zeitstufe II  60,58  1.650

insgesamt 
(I u II) 

 236,35  7.200

 
In Dossenheim kann durch die mögliche städtebauliche Abrundung des bestehenden Ge-
werbegebietes an der Gerhard-Hauptmann-Straße ein Handwerkerzentrum geplant werden, 
um die wohnungsnahe Versorgung mit Handwerksleistungen zu verbessern. 
 
Durch die Verkehrsgunst des Gewerbeparks Heddesheim / Hirschberg wird eine weitere 
Ausbaustufe nach 2015 als erforderlich eingeschätzt. Zirka 16 ha sollen dafür auf Heddes-
heimer Gemarkung bereitgestellt. 
 
In Ladenburg besteht an dem gut frequentierten nordwestlichen Ortseingang die Möglichkeit, 
die Wirtschaftsstrukturen mit dem Ausbau für Dienstleistungsbeteiligung ausgewogener zu 

                                                 
34 s. Erläuterung zum FNP Weinheim, vgl. mit der Flächendarstellung für Gewerbe beim Nachbar-
schaftsverband Karlsruhe 
35 Eigene Berechnungen anhand von Flächenkennziffern entsprechend der Standorteignung 
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gestalten. Die erforderliche Lagequalität ist gegeben. Für die Stabilisierung des städtischen 
Haushaltes ist dieser Entwicklungsansatz wichtig.  
 
Damit in Leimen-Gauangelloch langfristig für ortsbezogenes Handwerk ein Standortangebot 
bereitgestellt werden kann, werden 2 ha dafür im FNP ausgewiesen.  
 
Die Ortsentwicklung für Plankstadt ist noch nicht abgeschlossen. Die Gemeinde braucht eine 
Verbesserung der Bevölkerungsbasis. Komplementär zu dieser Entwicklung im Wohnbereich 
sind auch wohnbezogene Handwerkerbetriebe erforderlich. Dem dient die Ausweisung von 
ca. 3 ha für Gewerbe in Plankstadt-Nordwest.  
 
In Sandhausen hat sich ein erheblicher Bedarf an Gewerbefläche aufgebaut, der durch kon-
krete Flächenanforderungen von Betrieben belegt ist. Dafür wird zur Zeit das Gewerbegebiet 
Mühlfeld 1 entwickelt. Für die gewerbliche Eigenentwicklung dieses relativ großen Ortes wird 
noch langfristig Kapazität gebraucht. Deshalb ist mit Mühlfeld 2 noch eine Möglichkeit zur 
Weiterentwicklung dargestellt.  
 
Auch bei Schwetzingen ist für den langfristigen Bedarf des verarbeitenden Gewerbes noch 
eine Flächendarstellung mit dem Gebiet „Plankstadter Jungholz“ zu leisten, um der Funktion 
Schwetzingens als Mittelzentrum gerecht zu werden.  
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4 Infrastruktur 

4.1 Öffentliche Einrichtungen 

Die Planung unterscheidet zwischen dem übergeordneten Gemeinbedarf, dem wohnungs-
bezogenen Gemeinbedarf sowie Einrichtungen mit besonderer Zweckbestimmung (Sonder-
bauflächen). Einrichtungen des wohnungsbezogenen Gemeinbedarfs sollen die Versorgung 
eines enger gefassten Wohnbereichs sicherstellen und sollen deshalb zu Fuß erreichbar 
sein. Hierzu gehören Kindergärten, Kinderspielplätze und Jugendfreizeiteinrichtungen. Schu-
len und Sportanlagen haben je nach Größe und Funktion der Einrichtung eher übergeordne-
ten oder eher wohnbezogenen Charakter. Einrichtungen des übergeordneten Gemeinbe-
darfs (für Kultur, Hochschule, Forschung, Gesundheitsversorgung, Verwaltung, Post sowie 
Sicherheit und Ordnung) dienen einem Einzugsbereich, der mindestens eine Gemeinde, das 
gesamte Verbandsgebiet oder eine Region umfasst. 
 
 
4.1.2 Bildungseinrichtungen 

Nach der Prognose des Landes36 und des Bundes37 steigt die Schülerzahl im Land bis 
2006/2007 auf knapp 1,72 Mio und sinkt bis 2020/21 auf 1,41 Mio, was einem Rückgang um 
18 % entspricht. Ursächlich für diese Entwicklung ist das demographische Echo der gebur-
tenstarken Jahrgänge der 60er Jahre, die ab Mitte der 80er Jahre eine stark besetzte Eltern-
generation bilden. Auf deren Kinder, die während der letzten 15 bis 20 Jahre geboren wur-
den, ist die zahlenmäßige Zunahme der Schüler zurückzuführen. Ab 2006 treten hingegen 
geringer besetzte Jahrgänge in die Schulen ein, denn dies sind zum Teil bereits Kinder der 
geburtenschwachen Jahrgänge der 70er Jahre. Von da an ist in den alten Bundesländern mit 
einem deutlichen und anhaltenden quantitativen Rückgang der Schülerzahlen zu rechnen. 
 
Parallel hierzu zeichnet sich eine steigende Quote an Studierberechtigten ab. Der Anteil der 
Schulabgänger mit Fachhochschul- oder Hochschulreife an einem Geburtsjahrgang lag Mitte 
der neunziger Jahre bei 35% und erhöhte sich bis zum Jahr 2001 auf gut 37%. Schon 2005 
dürfte der Anteil der Studierberechtigten die 40%-Marke passieren und im weiteren Verlauf 
auf 45% eines Altersjahrgangs steigen. 
 
Aufgrund der Prognosen ist von Bildungseinrichtungen innerhalb des Planungszeitraums 
kein weiterer Flächenbedarf zu erwarten. 
 

                                                 
36 Landesportal Baden-Württemberg, Statistisch-prognostischer Bericht 2003, http://www.baden-
wuerttemberg.de 
37 Kultusministerkonferenz, 2004: Vorausberechnung der Schüler – und Absolventenzahlen 2003 bis 
2020 
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Abb. 13: Vorausberechnung der Schulanfängerzahlen bis 202038 

 
 
 
4.1.2 Krankenhäuser und Pflegeinrichtungen 

Nach Modellrechnungen des Statistischen Landesamtes dürfte die Zahl der Pflegebedürfti-
gen in spätestens 20 Jahren zwischen 40 und 50% zugenommen haben – allein als Folge 
der Veränderungen in der Bevölkerungsstruktur. Berücksichtigte man zusätzlich, dass eine 
Verlängerung der Lebenserwartung wahrscheinlich auch zu einer Erhöhung des Pflegerisi-
kos führt, dann würden die Zahlen noch rasanter steigen. Zusammen mit dem Trend zur 
Kleinfamilie sind zukünftig professionelle Einrichtungen zur ambulanten und stationären 
Pflege gefragt.  
 
Dem Flächenbedarf dieser Einrichtungen kann innerhalb von Umnutzungen und Verdichtun-
gen als Innenentwicklung in den einzelnen Stadtquartieren und Gemeinden entsprochen 
werden. 
 
 
4.1.3 Sport- und Freizeiteinrichtungen 

Die Attraktivität und Akzeptanz eines Wohn- und Arbeitsortes werden wesentlich durch die 
Qualität und Quantität der Einrichtungen der sozialen Infrastruktur bestimmt. Um dem Auf-
trag zur Schaffung eines ausgewogenen und leistungsfähigen Netzes von solchen Einrich-
tungen zu entsprechen, muss zum einen der Bestand gesichert und zum andern der Bedarf 
bei neu zu entwickelnden Wohngebieten zeitgleich mit ihrer Entstehung realisiert werden. 
 
Bei der Erholungs- und Freizeitnutzung wird unterschieden in landschaftsbezogene Freizeit-
aktivitäten und einrichtungsbezogene Freizeitaktivitäten. Infrastruktureinrichtungen sind für 
die Ausübung von landschaftsgebundenen Aktivitäten (z.B. Angeln, Klettern, Mountainbiking, 
Joggen...) nicht unbedingt bzw. nur in geringem Umfang erforderlich. Die Aktivitäten sind 
gebunden an landschaftliche Gegebenheiten.  
                                                 
38 Kultusministerkonferenz, 2002: Vorausberechnung der Schüler- und Absolventenzahlen 2003 bis 
2020 
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Einrichtungsbezogene Freizeitaktivitäten sind an bestimmte Einrichtungen gebunden wäh-
rend die landschaftliche Umgebung dabei keine Rolle spielt. 
 
Im Regionalplan sind die folgenden Naherholungsschwerpunkte (Freizeit- und Erholungs-
schwerpunkte) ausgewiesen, in denen die Standortvoraussetzungen für Anlagen von räum-
lich konzentrierten, verschiedenartigen Freizeiteinrichtungen von regionaler Bedeutung ge-
geben oder durch gezielte Planungen und Maßnahmen geschaffen werden sollen: 
 

• Brühl / Ketsch: Bachwiesen und Teile der Kollerinsel 
• Heddesheim: Baggersee 
• Heidelberg: Königstuhlgebiet, Zoo, Schlosspark, Neckarvorland 
• Leimen: Freizeitgebiet-Süd 
• Mannheim: Herzogenriedpark, Käfertaler Wald, Luisenpark, Rheinau-Süd (Bagger-

see), Rheinauer Wald / Dossenwald, Sport- und Erholungszentrum westlich Necka-
rau, Waldpark (ohne NSG Reissinsel) 

• Schwetzingen: Bellamar und Schlosspark 
• In Ladenburg sind im Rahmen des „Grünprojektes“ attraktive neue Aufenthalts- und 

Spielbereiche entstanden, die durch die städtebauliche, gestalterische Verknüpfung 
mit der Altstadt ein besonderes Flair haben. 

 
Freizeitnutzungen sind Modetrends unterworfen (Mountain-Biking, Inline-Skating, Golf, Rei-
ten..). Dagegen lassen die in allen Teilen der Bevölkerung ausgeübten Erholungsarten wie 
Spazierengehen, Radfahren, Spiele im Freien, Baden / Schwimmen, Joggen, Gärtnern keine 
relevanten Tendenzen erkennen, so dass von einem ungefähr gleich bleibenden Bedarf 
(gemessen an der Wohnbevölkerung) ausgegangen werden kann. Bestehende Anlagen 
können teilweise noch in ihrer Auslastung und Qualität optimiert werden. Ein großes Poten-
zial zur Nutzung im Sinne von Sport und Freizeit bieten auch Baulücken und entstandene 
Brachen im bestehenden Siedlungsgebiet. Für einige Freiraumnutzungen wie z.B. Sportflä-
chen, Spielflächen und Kleingärten bestehen Bedarfsrichtwerte, die in Abhängigkeit von den 
örtlichen Gegebenheiten überprüft und gegebenenfalls modifiziert werden müssen. 
 
Weiterhin ist darauf hinzuweisen, dass über die Projekte des Nachbarschaftsverbandes zur 
Landschaftsentwicklung weitere Freizeitangebote entstehen werden. 
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4.2 Versorgung und Endsorgung 
4.2.1 Wasserversorgung 
Tab. 13: Wasserversorgungsunternehmen und Zweckverbände 
 

Städte und Gemeinden Wasserversorgungsunternehmen und Zweck-
verbände 

Brühl MVV Mannheim 

Dossenheim Stadtwerke Heidelberg 

Gemeindewerke Dossenheim 

Edingen-Neckarhausen Wasserzweckverband „Neckargruppe“ 

Eppelheim Stadt Eppelheim 

Betriebsführung: Stadtwerke Heidelberg 

Heddesheim Wasserzweckverband „Obere Bergstraße“ 

Wasserzweckverband „Lobdengau“ 

Heidelberg Grundversorgung: Stadtwerke Heidelberg 

Spitzenbedarf: Zweckverband Wasserversorgung
                          Kurpfalz 

Hirschberg Wasserzweckverband „Obere Bergstraße“ 

Ilvesheim MVV Mannheim 

Ketsch Zweckverband Wasserversorgung Kurpfalz 

Ladenburg Wasserzweckverband „Lobdengau“ 

Leimen Zweckverband Wasserversorgung „Hardtgruppe“ 

Mannheim  Grundversorgung: MVV Mannheim 

Spitzenbedar:f: Zweckverband Wasserversorgung
                          Kurpfalz 

Nußloch Gemeindewasserwerke Nußloch 

Oftersheim Zweckverband Wasserversorgung Kurpfalz 

Plankstadt Gemeindewerke Plankstadt 

Zweckverband Wasserversorgung Kurpfalz 

Sandhausen Zweckverband Wasserversorgung „Hardtgruppe“ 

Schriesheim Wasserzweckverband „Eichelberg“, Wasser-
zweckverband „Lobdengau“, Gemeindewerke 
Schriesheim 

Schwetzingen Grundversorgung: Zweckverband Wasserversor 
                              gung Kurpfalz 

Spitzenbedarf: MVV Mannheim 
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Die derzeitigen und geplanten öffentlichen Wasserentnahmen werden durch die Grundwas-
serneubildung gedeckt.  
Das zur Verteilung kommende Trinkwasser im Verbandsgebiet erfüllt derzeit sämtliche Krite-
rien der Trinkwasserverordnung. Allerdings reichen die in den ausgewiesenen Wasser-
schutzgebieten bestehenden Nutzungsauflagen zur Sicherung der Trinkwasserqualität oft 
nicht aus, so dass an etlichen Entnahmestellen im Planungsraum ein erheblicher Aufwand 
zur Aufbereitung von Rohwasser bzw. eine Mischung von Wasser aus dem Oberen Grund-
wasserleiter mit Grundwasser aus dem Mittleren Grundwasserleiter betrieben wird. Im Sinne 
einer nachhaltigen Grundwassernutzung soll jedoch auf die Nutzung von langfristig nicht 
regenerierbarem Tiefenwasser verzichtet werden und die Erreichung der Trinkwasserqualität 
durch entsprechende Nutzungsregelungen im Wassereinzugsgebiet angestrebt werden. 
 
Nach Änderung des §43 WGBW 1995 sind Wasserleitungen nicht mehr genehmigungspflich-
tig. Da auch in der Vorprüfung zur Umweltverträglichkeitsprüfung in der Regel festgestellt 
wird, dass von einer Trinkwasserleitung keine erheblichen Auswirkungen für Natur und Um-
welt zu erwarten sind, wird auf die Darstellung von Wasserleitungen und Wasserfernleitun-
gen verzichtet. 
Auf der Ebene des Bebauungsplans muss dieser Sachverhalt jedoch abgeklärt werden. 
 
 
4.2.2 Gas 

Im Gebiet des Nachbarschaftsverbandes sind Gashochdruckleitungen folgender Betreiber 
verlegt: 
 

• Gasversorgung Süddeutschland (GVS) (Fernleitung SÜDAL) 
• Mannheimer Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft AG (MVV) 
• Stadtwerke Heidelberg 

 
Zusätzlich wird von der Ruhgas AG zusammen mit der WINGAS GmbH eine neue überregi-
onale Erdgasfernleitung geplant (Süddeutsche Erdgasleitung, SEL), die von der deutsch-
östereichischen Grenze bis zum Kontenpunkt Lampertheim zusätzliche Gasmengen aus 
Russland und zentralasiatischen Staaten nach Süddeutschland transportieren, um sie so-
wohl dem innerdeutschen Markt als auch im Transit in andere westeuropäische Länder wei-
terzuleiten. Im Flächennutzungsplan 2015/20 ist die Trasse der Gasleitung noch nicht darge-
stellt, da die Nutzungskonflikte im Abschnitt Heidelberg / Leimen / Nußloch noch nicht auf 
eine optimale Trassenführung abgeklärt werden konnten.  
 
Gashochdruckleitungen sind je nach Leitungsdurchmesser in 6 bis 10 m breiten Schutzstrei-
fen verlegt. Im Schutzstreifen dürfen für die Dauer des Bestehens der Gasfernleitung keine 
Gebäude oder baulichen Anlagen errichtet werden. Darüber hinaus dürfen keine sonstigen 
Einwirkungen vorgenommen werden, die den Bestand oder Betrieb der Gasfernleitung be-
einträchtigen oder gefährden. 
 
An das Gasnetz sind alle Städte und Gemeinden des Verbandes angeschlossen. 
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Im Flächennutzungsplan 2015/20 sind alle Hochdruckleitungen dargestellt, die einen Durch-
messer  (DN) von 300 mm und mehr besitzen. Untergeordnete Leitungen sind nicht darge-
stellt, da für den Bau dieser Leitungen keine UVP-Pflicht besteht.  
 
 
4.2.3 Fernwärme 

Das Fernwärmenetz im Gebiet des Nachbarschaftsverbandes wird von der Mannheimer 
Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft AG (MVV) und der Heidelberger Stadtwerke AG 
betrieben. 
 
Im Flächennutzungsplan 2015/20 werden alle Fernwärme-  und Dampfhochdruckleitungen 
ab 250 mm Durchmesser (DN) dargestellt.  
 
 
4.2.4 Stromversorgung  

Im Gebiet des Nachbarschaftsverband werden die Hochspannungsleitungen jeweils von der 
EnBW AG, der Mannheimer Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft AG (MVV) und der 
RWE NET AG betrieben 
 
Im Flächennutzungsplan 2015/20 werden alle Hochspannungsfreileitungen ab 110 kV sowie 
sämtliche Anlagen zur Energiegewinnung und Umspannwerke dargestellt. Leitungen mit 
einer Nennspannung von weniger als 110 kV unterliegen nicht der UVP-Pflicht. Daher sind 
sie nicht Planinhalt.  
 
 
4.2.5 Windenergie 

Das Land Baden-Württemberg hat durch die Novellierung des Landesplanungsgesetzes vom 
10. Juli.03 (§ 11 Absatz 3 Nr. 11 LPlG) die Aufgabe der Steuerung von Windenergieanlagen 
an die Regionalverbände übertragen.  
 
In der Teilfortschreibung des Regionalplanes Unterer Neckar, Plankapitel 5.7.1 Windenergie 
werden gebietsscharf Vorranggebiete ausgewiesen, während die übrigen Gebiete der Regi-
on als Ausschlussgebiete festgelegt sind, in denen regionalbedeutsame Windenergieanlagen 
nicht zulässig sind. 
 
Die Teilfortschreibung des Regionalplanes zur Windenergie ist am 16.06.2004 beschlossen 
und in Kraft getreten. 
 
Da der Regionalplan bis zur Entwurfsphase zum Flächennutzungsplan 2015/20 keine Aus-
sagen zur Nutzung der Windenergie machte, hat der Nachbarschaftsverband eine Arbeits-
karte zur qualifizierten Standortzuweisung für das Gebiet des Nachbarschaftsverbandes vor-
bereitet, um auf dieser Grundlage die Nutzung der Windenergie in der Zwischenzeit zu steu-
ern.  
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Hierfür wurde das gesamte Verbandsgebiet bezüglich des Ausschlusses und der potentiellen 
Eignung für die Nutzung von Windenergie überprüft. Zur Abgrenzung der Ausschlussflächen 
wurden Kriterien verwandt, die sich weitgehend aus den gesetzlichen Bestimmungen ablei-
ten. Derzeitige oder geplante Nutzungen und Schutzgebietsverordnungen leiten Restriktio-
nen ab, deren räumliche Ausdehnung entweder gesetzlich geregelt ist oder sich als planeri-
sche Faustwerte durchgesetzt haben.  
 
Die Darstellung von Ausschlussbereichen basiert auf den Grundlagen einer nachhaltigen 
Stadt- und Landschaftsplanung. Die Windhöffigkeit (mittlere jährliche Windgeschwindigkeit) 
wird nicht als Kriterium herangezogen, da die Einschätzung der wirtschaftlichen Erfolgsaus-
sichten allein in der Verantwortung vom möglichen Investor liegt. Allein der Investor kann 
und soll nach eigenen detaillierten Vor-Ort-Messungen über den Zeitraum von mindestens 
einem Jahr darüber entscheiden, ob an einem ausgewiesenen Standort das vorhandene 
Windangebot aus seiner Sicht eine ausreichende Basis für eine Investitionsentscheidung ist. 
Zudem können sich die Voraussetzungen für einen entsprechende Untersuchung der Wirt-
schaftlichkeit leicht ändern (Einspeisevergütung, technische Entwicklung). 
 
Grundsätzlich ist die mittlere jährliche Windgeschwindigkeit im Bereich des Nachbarschafts-
verbandes mit Ausnahme des Odenwaldes relativ homogen und liegt in 80m Höhe bei 
durchschnittlich 5,8 m/s. Daten zur Windhöffigkeit liegen dem Nachbarschaftsverband flä-
chendeckend vor. 
 
Als Ergebnis dieser Restriktionsanalyse zeigen sich „Suchräume für Windkraftanlagen“, die 
bei Bedarf innerhalb jeder Gemeinde bezüglich weiterer „weicher“ Gunst- oder Ungunstfakto-
ren überprüft werden müssen. 
 
Windparks nehmen erhebliche Flächen „in Anspruch“. Korrekter gesagt können Flächen als 
Windpark zusätzlich beansprucht werden, die ansonsten weiterhin uneingeschränkt landwirt-
schaftlich, forstwirtschaftlich oder auch unter Umständen gewerblich genutzt werden können, 
weil die Anlagen untereinander Abstandsflächen benötigen. Mit höherer Leistungsfähigkeit 
nehmen die erforderlichen Abstände zu. Der Flächenanspruch ist von Bauhöhe und Aufstel-
lungsdichte abhängig. Als Richtwert für einen Windpark mit z.B. 5 Windenergieanlagen mit 
einer Leistung von jeweils 1 bis 1,5 MW ergibt sich eine Mindestfläche von ca. 30 ha (s. 
Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg: Windfibel). 
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Die Teilfortschreibung des Regionalplans wählt folgende Ausweisungen: 
 

Vorranggebiete Windenergie: 

Z 

Regionalbedeutsame Windenergieanlagen sind nur in 
den ausgewiesenen Vorrangegebieten für die Windener-
gienutzung zulässig. 

 In den Vorrangebieten für die Windenergienutzung sind 
alle Vorhaben und Maßnahmen ausgeschlossen, die der 
Nutzung der Windenergie entgegenstehen; gleiches gilt 
für beabsichtigte Nutzungsänderungen. 

Ausschlussgebiete Windenergie: 

Z 

Außerhalb der Vorranggebiete für die Windenergienut-
zung sind die Errichtung und der Betrieb von regionalbe-
deutsamen Windenergieanlagen ausgeschlossen 

G Nicht regionalbedeutsame Windenergieanlagen sollen in 
den ausgewiesenen Vorranggebieten für die Windener-
gienutzung konzentriert werden 

 
 
Nach einer Festlegung von Ausschlussgebieten anhand absoluter Ausschlusskriterien und 
weiterer Abwägung wurden die verbliebenen Flächen anhand der Windgeschwindigkeit und 
der Flächengröße überprüft um nach einer Einzelfallbetrachtung der verbliebenen Standorte 
für das Verbandesgebiet zwei Standorte vorzuschlagen: 
Mannheim: Deponie Friesenheimer Insel 
Ilvesheim, Ladenburg: Lange Gehren 
Nach Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen wurde der Entwurf der Teilfortschrei-
bung des Regionalplans dahingehend geändert, dass die oben genannten Vorranggebiete 
innerhalb des Nachbarschaftsverbandes nicht weiter verfolgt werden und auch das in Hei-
delberg während der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange vorgeschlagene Vorrang-
gebiet „Drei Eichen“ aus der Planungskulisse genommen wird..  
 
Innerhalb des Gebiets des Nachbarschaftsverbandes sind demnach keine Vorranggebiete 
für die Nutzung der Windenergie ausgewiesen, d.h. das gesamte Verbandsgebiet ist ein 
Ausschlussgebiet und die regionalbedeutsame Nutzung der Windenergie ist nicht zulässig. 
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Tab. 14: Ausschluss- und Restriktionskriterien in der Bearbeitung des Nachbarschaftsverban-
des 

Ausschlusskriterien Raumordnerischer Grund für Unverträglichkeit / Aus-
schluss 

Bestehende und geplante Siedlungs- und Wohngebiete 
+ Landwirtschaftliche Weiler incl. eines Abstands von 
500 m  

Immissionsschutz, Freihalten von Bereichen für Sied-
lungserweiterung, Vermeidung von Beeinträchtigungen 
durch Lärm, Schattenwurf, Lichtreflexe, Eisschlag.  
In BW gibt es keine Vorschrift, die einen Abstand fest-
schreibt. In anderen Bundesländern gibt es Abstands-
empfehlungen zwischen 750 m bis 250 m in Abhängig-
keit von der Art des Siedlungsbereichs. 

Important Bird Areas nach EU-Vogelschutzrichtlinie incl. 
eines Abstands von 500 m 

Schutz von Brut-, Nahrungs- und Rastplätzen beson-
ders geschützter Tierarten und ihrer unmittelbaren 
Nähe, EU – Vogelschutzrichtlinie. 

Sport- und Freizeitflächen einschließlich eines Bereichs 
von 250 m um diese Anlagen 

Immissionsschutz (Vermeidung von Beeinträchtigungen 
z.B. durch Lärm, Schattenwurf, Lichtreflexe, Eisschlag) 

Friedhöfe und Grünanlagen einschließlich eines Be-
reichs von 250 m um diese Anlagen 

Immissionsschutz (Vermeidung von Beeinträchtigungen 
z.B. durch Lärm), Vermeidung von Störungen der Park-
situation innerhalb der Anlagen durch visuelle Beein-
trächtigungen (Landschaftsbild) 

Bestehende oder geplante Naturschutzgebiete incl. 
eines Abstandes von 200 m 

Naturschutzrecht, Regelung durch die Landes- u. Regi-
onalplanung 

Besonders geschützte Biotope (§ 24 a Biotope, FFH - 
Flächen) incl. eines Abstandes von 200 m 

Naturschutzrecht, Regelung durch die Landes- u. Regi-
onalplanung 

Schienenstrecken incl. Abstand von 100 m  Freihaltung der Verkehrstrasse mit angemessenem 
Sicherheitsabstand (Eisschlag, Schattenwurf, Lichtre-
flexe, Vermeidungen von Betriebsfunkstörungen der 
Bahn) 

Autobahnen, Bundesstraßen incl. Abstand 100 m Freihaltung der Verkehrstrasse mit angemessenem 
Sicherheitsabstand (Eisschlag, Schattenwurf, Lichtre-
flexe) 

Hochspannungsleitung + Sicherheitsabstand 100 m Freihaltung der Trasse mit angemessenem Sicher-
heitsabstand für ausschwingende Kabel und zur Ver-
meidung von Schäden durch Nachlaufströmungen 

Richtfunkstrecken mit einem Korridor von  
100 m 

Vermeidung von Störungen des Richtfunkbetriebs 

Luftverkehrsschutzflächen Hochragende Bauwerke in Einflugs-/ Abflugsschneise 
unmöglich, seitliche Hindernisfreiheit, Vermeidung von 
Radarstörung 

Standorte für regionalbedeutsame Infrastrukturanlagen 
(Deponie) 

Die ausgewiesenen Gebiete sind nach dem Regional-
plan von einer für die Abfallbeseitigung oder Verwertung 
entgegenstehenden Nutzung freizuhalten 

Vorhandene und noch betriebene Steinbrüche Unmittelbarer Nutzungskonflikt 

Flächen zur Rohstoffsicherung Unmittelbarer Nutzungskonflikt 

Gewerbeflächen und Hafen Nutzungskonflikte sind im Einzellfall zu überprüfen 

Landschaftsschutzgebiete Besondere Bedeutung von Landschaftsschutzgebieten 
im Verdichtungsraum, Immissionsschutz, Vermeidung 
von visueller Beeinträchtigung, 

 
 
4.2.6 Abfallwirtschaft 

Die Kommunen des Nachbarschaftsverbandes sind im Zweckverband Abfallwirtschaft Rhein-
Neckar (ZARN) zusammengeschlossen. Die Abfallbeseitigung erfolgt in vier unterschiedli-
chen Anlagenarten: 
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• Deponien:  
Restdeponien für Bauschutt befinden sich in Mannheim auf der Friesenheimer Insel 
und in Heidelberg/Oftersheim. In Ladenburg, Eppelheim, Plankstadt, Nussloch, Hei-
delberg und Mannheim wird Erdaushub und Bauschutt in Sand- und Kiesgruben mit 
Rekultivierungsverpflichtung deponiert. Zahlreiche ehemalige Abgrabungen sind mit 
Altablagerungen, meist Bauschutt und Hausmüll, verfüllt. 

• Kompostieranlagen: 
In Heidelberg-Wieblingen wird ein Kompostierwerk mit Restmüllverbrennung betrie-
ben. Kompostmüll aus Leimen, Nussloch und Sandhausen wird zum Kompostierwerk 
nach Wiesloch transportiert. 

• In der Müllverbrennungsanlage Mannheim auf der Friesenheimer Insel wird der 
Restmüll von Mannheim und Heidelberg und den Gemeinden des Rhein-Neckar-
Kreises verbrannt.  

• In den Gemeinden des Verbandsgebiets befinden sich mehrere Recyclinghöfe. 
 
In den letzten Jahren hat durch den Rückgang des Aufkommens und durch den Bau von 
Behandlungsanlagen eine deutliche Entlastung im Abfallbereich stattgefunden. So halbierte 
sich nach Angaben des ZARN im Zeitraum von 1990 bis 1996 der Gewerbe- und Hausmüll. 
Durch den Neubau des Müllkessels 4 auf der Friesenheimer Insel sind sogar Überkapazitä-
ten entstanden. Maßgeblich für den Mengenrückgang sind gesetzliche Vorschriften.  
 
Untersuchungen des Regionalverbands belegen, dass bei einer gesamträumlichen Betrach-
tungsweise, ausgenommen die Behandlung der nativ-organischen Abfälle, das gesamte er-
forderliche Spektrum an Behandlungs- und Entsorgungsanlagen vorhanden bzw. im Bau 
ist39. Daher sind keine neuen Standorte bzw. Flächen für die Abfallwirtschaft im Flächennut-
zungsplan 2015/20 dargestellt. 
 
 
4.2.7 Abwasserbeseitigung 

Ein Großteil der Gemeinden im Planungsraum, mit Ausnahme der Stadt Mannheim und der 
Gemeinde Ilvesheim, haben sich zur Entsorgung der Siedlungsabwässer zu Abwasserbesei-
tigungsverbänden (AV) zusammengeschlossen. Von diesen werden im Planungsraum fol-
gende Kläranlagen betrieben: 
 

• Stadt Mannheim: Mannheim-Scharhof 
• Gemeinde Ilvesheim: Ilvesheim (zwischen Neckar und Neckarkanal) 
• AV Heidelberg mit den Gemeinden Heidelberg, Eppelheim, Dossenheim, Standort: 

Heidelberg (Handschuhsheimer Feld), kleine örtliche Anlagen in: Heidelberg-Kohlhof, 
Heidelberg-Grenzhof 

• AV Unterer Neckar mit den Gemeinden Edingen-Neckarhausen, Heddesheim, La-
denburg, Schriesheim, Standort: Edingen-Neckarhausen (Neckarplatten) 

                                                 
39 Raumordnungsverband Rhein-Neckar (1995): Materialien zum Raumordnungsplan Rhein-Neckar, 
Regionales Konzept der Abfallwirtschaft im Rhein-Neckar-Raum. 
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• AV Untere Hardt mit den Gemeinden Leimen, Sandhausen, Nussloch u.a., Standort 
Leimen (am Landgraben, nördlich von St. Ilgen) 

• Zweckverband Kläranlage Bezirk Schwetzingen mit den Gemeinden Schwetzingen, 
Plankstadt, Oftersheim, Brühl, Ketsch, Standort: Schwetzingen (beim Ketscher Alt-
rhein) 

• AV Bergstraße mit der Gemeinde Hirschberg u.a., Standort: Weinheim (ausserhalb 
des Planungsraums) 

 
Die Vorflut bilden, mit Ausnahme der Kläranlage am Landgraben bei St. Ilgen und der Klär-
anlage Heidelberg-Kohlhof, die Flüsse Rhein und Neckar. Die Abwasserreinigung in Kläran-
lagen geschieht nicht immer in dem Umfang und in der Qualität, dass Belastungen von Ober-
flächengewässern vollständig vermieden werden können. Die Gütesituation der Vorfluter, 
insbesondere der kleinen Gewässer (z.B. Landgraben / Leimbach) zeigt dies deutlich. Bei 
der verbreiteten Mischkanalisation kommt es bei starken Niederschlagsereignissen zu einer 
Einleitung von ungeklärtem Schmutzwasser in die Vorfluter (Überlauf). Möglichkeiten zur 
Rückhaltung von Niederschlägen und Brauchwassernutzung sowie Trennkanalisation in Ver-
bindung mit Regenrückhalte- und –überlaufbecken können die Wasserqualität in den Vorflu-
tern verbessern. 
 
 
4.3 Verkehr 

Der Flächennutzungsplan 2015/20 beschränkt sich in seiner Plandarstellung und seinen Er-
läuterungen auf generelle Aussagen zu Optimierungen im Schienennetz der Deutschen 
Bahn AG und auf Ergänzungsvorschläge zur S-Bahn bzw. Regionalbahnbedienung auf dem 
Schienennetz der Bahn AG in seinem Leitbild . Er gibt den Diskussionsstand im Bereich der 
Stadtbahnplanung bekannt und übernimmt das klassifizierte Straßennetz aus dem General-
verkehrsplan Baden-Württemberg und dem rechtsverbindlichen Regionalplan Unterer Ne-
ckar zur Sicherung einer ausreichenden Erschließung seiner Verbandsgemeinden und ihrer 
Verbindungen mit den zugehörigen Mittel- und Oberzentren sowie weiterer Versorgungsein-
richtungen und einer guten Verbindung untereinander. 
Im Gebiet des Nachbarschaftsverbandes beträgt der Anteil der Verkehrsflächen innerhalb 
der Siedlungsflächen ca. 15 – 20%. 
 
 
DB-Neubaustrecke Rhein-Main/ Rhein-Neckar, Streckenabschnitt Baden-Württemberg 
Die Deutsche Bahn AG plant den Bau einer ICE Neubaustrecke Frankfurt – Mannheim als 
Lückenschluss im deutschen und europäischen Hochgeschwindigkeitsnetz. Im Januar 2000 
wurde bekannt, dass der ICE-Knoten Mannheim/ Hauptbahnhof umfahren werden sollte und 
eine Anbindung nur über einen Nebenast vorgeschlagen war. 
 
Wirtschaft, Wissenschaft, Politik, Gewerkschaften, die Kammern, Kommunen und Verbände 
der Region schlossen sich zu einem Forum zusammen, das eine Umfahrung des Knoten-
punktes Mannheim einhellig ablehnte.  
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Der Nachbarschaftsverband hat in seiner Stellungnahme vom 30.05.2003 zum Raumord-
nungsverfahren vorgetragen, dass mit einer Umfahrung:  
 

• eine Minderung des wirtschaftlichen Erfolgs der Region und der DB-AG verbunden 
ist. 

• den bundesweiten Raumordnerischen Vorgaben widersprochen wird,  
• der Effekt einer Fahrzeitverkürzung stark überschätzt wird, 
• die Wirkung des psychologischen Moments der Vorbeifahrt auf die Wirtschaftsent-

wicklung unseres Raumes nicht gewürdigt wird und  
• dass die Vorzugsvariante der Bahn AG eine nicht ausgleichbare Grünzäsur in An-

spruch nimmt. 
 

Über das Raumordnungsverfahren wurde die optimale Trassenführung erkannt. Die von der 
Deutsche Bahn AG verfolgte Umfahrung des Hauptbahnhofs von Mannheim wurde verwor-
fen. 
Im Flächennutzungsplan ist die im Raumordnungsverfahren ermittelte Trassenführung dar-
gestellt.  
 
 
4.3.1. Öffentlicher Personennahverkehr 
Vorrangiges Ziel der Verkehrsplanung und Verkehrsförderung in den Verdichtungsräumen 
auf Landes- Regional- und kommunaler Ebene sollte insbesondere die Schaffung und Be-
reitstellung eines leistungsfähigen öffentlichen Personennahverkehrsangebotes sein. 
Im nachfolgenden Kapitel wird auf einen Vorschlag des Flächennutzungsplans 2015/20 in 
seinem Leitbild eingegangen, die Nahverkehrsanbindung von Schwetzingen, Oftersheim und 
Plankstadt durch Verknüpfung der DB-Strecke 4060 mit der DB Ostweststrecke 4002 zu 
verbessern. Im übrigen trägt der FNP auch durch konsequente Ausweisung von Siedlungs-
schwerpunkten im Einzugsbereich bestehender und zukünftiger S-Bahnhaltestellen zur Stär-
kung des öffentlichen Nahverkehrs bei. 
 
 
S-Bahn (Regionalbahn) Rhein-Neckar 
Als verkehrspolitische Leitlinie hat der Zweckverband Verkehrsverbund Rhein-Neckar am 
10.10.1996 ein Grundsatzkonzept „Rhein-Neckar- Takt 2010“ für seinen grenzüberschreiten-
den Zuständigkeitsbereich beschlossen, der folgende Priorisierung der Ausbaumaßnahmen 
für R-/ S-Bahnen vorsieht: 
 

• Stufe 1: (Kaiserslautern-) Neustadt – Ludwigshafen – Mannheim – Heidelberg – 
Wiesloch.– Walldorf - Bruchsal (- Karlsruhe) 

• Stufe 2: Germersheim – Ludwigshafen – Mannheim – Weinheim – Bensheim (-
Darmstadt) 

• Stufe 3: (Mainz-/ Biblis-) Worms – Ludwigshafen – Mannheim – Schwetzingen - 
Waghäusel (- Karlsruhe/ - Bruchsal) 
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• Stufe 4: (Goddelau – Erfelden -) Biblis – Mannheim – Heidelberg – Eberbach – Mos-
bach – Osterburken 

 
Ergänzend schlägt der Nachbarschaftsverband die Einrichtung eines S-Bahnbetriebes auf 
der DB-Strecke 3601 nach Weinheim vor.  
Weiterhin ist durch eine leistungsfähige Verknüpfung der S-Bahndurchmesserlinie der Stufe 
1 in Ostwestrichtung mit der zukünftigen S-Bahnlinie Mannheim – Schwetzingen - Bruchsal 
in Mannheim - Friedrichsfeld und der Einrichtung eines Umsteigepunktes eine leistungsfähi-
ge und schnelle Verbindung von Schwetzingen, Oftersheim aber auch Plankstadt nach Hei-
delberg zu erreichen. Eine solche Planung wäre abzugleichen mit den Überlegungen, die 
HSB-Linie 2 von Eppelheim über Plankstadt nach Schwetzingen zu verlängern. 
 
Bereits am 14. Dezember 2004 ist auf der Durchmesserlinie Stufe 1 die S-Bahn in Betrieb 
genommen worden. Der Nachbarschaftsverband unterstützt die Bemühungen der betroffe-
nen Verbandsgemeinden, die Strecke Mannheim - Schwetzingen, durch die auch die Ge-
meinde Oftersheim bedient wird, bereits  im Zuge der zweiten S-Bahn-Ausbaustufe zu 
realisieren. 
 
 
Straßenbahnnetz 
Die Landkreise haben nach den §§ 5, 6 des ÖPNV-Gesetzes die Aufgabe, eine ausreichen-
de Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im öffentlichen Personenverkehr als 
weisungsfreie Aufgabe sicherzustellen. 
 
Hierzu wurde ein erster Nahverkehrs- und Entwicklungsplan 1998 aufgestellt, der alle 5 Jah-
re fortgeschrieben wird. In seinem Fortschreibungsentwurf 2004 – 2008 wurden als langfris-
tige Maßnahme folgende Maßnahmen Bestandteil des Nahverkehrsentwicklungsplans: 
 

• Stadtbahnverlängerung Leimen – Wiesloch 
• Stadtbahnverlängerung Eppelheim – Plankstadt – Bf. Schwetzingen 
• Stadtbahnverlängerung Mannheim – Feudenheim – Ladenburg – Schriesheim 
• Stadtbahnverlängerung Heidelberg – Kirchheim – Sandhausen – Walldorf 
 

Ursprüngliche Überlegungen von Stadtbahnverlängerungen (Ma - Rheinau) - Rohrhof – 
Brühl – Ketsch sowie Heddesheim – Hirschberg werden nicht mehr weiterverfolgt. 
 
 
4.3.2 Straßenverkehr 

Unterhalb der Ebene der Fernstraßenverbindungen leiten sich Funktionen und Bedeutung 
des Straßennetzes im Verbandsgebiet des Nachbarschaftsverbandes von der unterschiedli-
chen Zentralität und Versorgungsfunktion seiner Mitgliedsgemeinden als Oberzentren und 
Mittelzentren ab sowie von der Bedeutung weiterer Versorgungsstandorte für die Mitglieds-
gemeinden. 
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In Anlehnung an die Kategorisierung im Straßengesetz Baden-Württemberg werden die 
Straßen wie folgt unterteilt: 
 

• Kategorie A  
Direktverbindungen der Verdichtungsräume (Autobahnen, Europastraßen) 

• Kategorie B  
Überregionale und regionale Verbindungsstraßen (Bundesstraßen, Landesstraßen 
z.T. Kreisstraßen) 

• Kategorie C  
Zwischengemeindliche Verbindungsstraßen (Kreisstraßen, Gemeindeverbindungs-
straßen) 

• Kategorie D  
Haupterschließungs- und Sammelstraßen in den Siedlungsbereichen 

 
Darüber hinaus wurden im Flächennutzungsplan 2015/20 keine weiteren Straßen dargestellt. 
Die Darstellung der Straßen nach Kategorie D dient auch der Strukturierung der Siedlungs-
einheiten und der Kennzeichnung des Ortsgrundrisses in den Verbandsgemeinden. In der 
Plandarstellung wurde diese Bedeutungshierarchie durch unterschiedliche Straßenbreiten 
berücksichtigt. 
 
Auf eine differenzierte Unterscheidung der Einstufung der Straßen in Bundes-, Landes-, 
Kreis- und Gemeindeverbindungsstraßen wurde verzichtet. Vielmehr wurde bei der Darstel-
lung im Plan darauf geachtet, dass jeweils die zeitgünstigsten Verbindungen jeder Ver-
bandsgemeinde mit ihrem zugeordneten Ober- und Mittelzentrum sowie den Nachbarge-
meinden enthalten sind.  
 
 
Straßenplanungen 
Straßenplanungen werden aus dem Generalverkehrsplan Baden-Württemberg und dem ver-
bindlichen Regionalplan Unterer Neckar in den Flächennutzungsplan 2015/20 übernommen, 
soweit ihre Trassenführung unter den Verbandsgemeinden abgestimmt ist. 
 
Für die Straßenplanungen, zu denen noch kein tragender Konsens hergestellt wurde, wird 
die bisher erzielte Planungsreife beschrieben. 
 
Zur Beseitigung von Engpässen und Erreichbarkeitsmängeln im Netz der regionalen Verbin-
dungen werden folgende Straßen dargestellt:  

• B 38a 
Als 4-spuriger Ostabschnitt des Tangentenrings von Mannheim - Ludwigshafen mit 
seiner noch zu schließenden Lücke zwischen der B 36 und der Rheinquerung bei 
Altrip mit Anschluss an das linksrheinische Schnellverkehrsstraßennetz (Rhein-
Neckar-Schnellweg).  
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Die Rheinquerung bei Altrip ist in den Bundesverkehrswegeplan 2003 nicht mehr 
aufgenommen. 

• B 535,  
als leistungsfähige Schnellverkehrsstraße unter Verknüpfung mit dem Rhein-Neckar-
Schnellweg im Westen und der L 600 a, B 3 (neu), der L 594 und der L 600 im Osten, 
wobei die Verknüpfungen mit der L 600 a und B 3 (neu) bereits realisiert sind.  

• B 44, 
Mit dem Ziel die stark vom Verkehr belasteten Wohngebiete Jungbusch und Neckar-
stadt-West zu entlasten und die WirtschaftsPotenziale der Friesenheimer Insel bes-
ser zu erschließen wurde 2004 eine Machbarkeitsstudie zu drei Varianten dieses 
Vorhabens durchgeführt. 

• 5. Neckarquerung Heidelberg 
zur besseren Anbindung des Neuenheimer Feldes  

Der Verkehrsentwicklungsplan der Stadt Heidelberg unterstützt den Bau einer 5. Ne-
ckarquerung als Tunnel. Der FNP hält sich in seiner Darstellung an die Beschlusslage 
des Gemeinderats und zeigt den Raumbedarf für eine solche Trasse auf. 
In einer freiwilligen Machbarkeitsstudie der Stadt Heidelberg werden derzeit zusätz-
lich die Möglichkeiten einer Neckarquerung in unterschiedlichen Varianten unter-
sucht: 
 

- Neckarquerung als Brücke 
- Neckarquerung als Tunnel 
- Anbindung durch die Tiergartenstr. an die L 531 Variante 1 + 2) 
- Anbindung durch den Klausenpfad an die L 531 „Radieschentunnel“ 
- Anbindung durch den Klausenpfad an die L 531 „Radieschenstraße“ 

 
Im Ausbauprogramm des Generalverkehrsplans Baden-Württemberg sind im Verbandsge-
biet folgende Landesstraßen im vordringlichen Bedarf enthalten: 

• L 722, 
als zweispurige Verbindung zwischen Speyer-Heidelberg mit dem Abschnitt B 
291/L600. Verschiedene Trassenvarianten werden diskutiert und im Rahmen von 
gemeindlichen Verkehrsentwicklungsplanungen, deren Ergebnisse 2004 vorliegen 
werden, untersucht. Die Grundsatzentscheidung steht noch aus. 

• L 543 (neu), 
Diese Trasse ist als gemeindeübergreifendes ökologisches Ausgleichsprojekt im 
Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan 2015/20 für das sogenannte „Ökokonto“ 
vorgemerkt (historische Maulbeeralleen. Eine Ausweisung der Trasse im FNP wird 
zurückgestellt. 
 

Weiterhin werden die im Generalverkehrsplan als vordringlicher Bedarf ausgewiesenen 
Ortsumgehungen im FNP dargestellt die 
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• L 536, 
im Bereich Schriesheim-Altenbach als Haupterschließungsstraße des Odenwaldes 
mit Tunnel nördlich Schriesheim, die 

• L 541, 
als Südostumgehung der Gemeinde Heddesheim. Beim Land soll die Aufstufung der 
K 4236 als L 631 beantragt werden und die Ortsdurchfahrt im Zuge der L 631 zur Ab-
stufung als Gemeindestraße beantragt werden.  

Derzeit wird die Umweltverträglichkeit der Ortsumgehung Heddesheim überprüft. 

• L 597, 
als Lückenschluss zwischen Mannheim – Friedrichsfeld und Ladenburg mit neuer 
Neckarbrücke. 

Das Planfeststellungsverfahren wurde 2001 eröffnet. In einem Eränzungsverfahren wurde 
das Gesamtverfahren in einen Teilabschnitt „Nord“ und einen Teilabschnitt „Süd“ gesplittet. 
Woraufhin das Planfeststellungsverfahren sich nur auf den Teilabschnitt „Nord“ zwischen der 
K 4138 bei Neckarhausen und der Umgehung Ladenburg beschränkt.  
Der Nachbarschaftsverband besteht darauf, dass die Realisierung nur mit der Fortsetzung 
nach Süden erfolgt. 
 
In der Plandarstellung des Flächennutzungsplans 2015/20 wird zwischen Planung und Be-
stand nicht unterschieden. 
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Abb. 14: Straßen- und Schienennetz 
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4.3.3 Radverkehr 

Die Nutzungsqualität des Straßenraums für den Fahrrad- und Fußgängerverkehr sollte auch 
im Hinblick auf eine Verbesserung der Flächenerschließung durch den ÖPNV mit Hilfe des 
kombinierten Systems „bike-and-ride“ optimiert werden.  
 
Des weiteren gibt es Bestrebungen den Fahrradverkehr zwischen Stadt- bzw. Ortsteilen und 
Gemeinden sowie den großräumigen und regionalen Fahrradverkehr durch ein attraktives 
und funktionstüchtiges Wegenetz auszubauen. Entsprechend geradlinige, zügig befahrbare 
und hindernisarme Verbindungen werden generell von zahlreichen Radfahrern sowohl für 
den Berufsverkehr als auch Erholungsverkehr angenommen und dienen dadurch auch der 
Minderung von kfz-bedingten Belastungen. 
 
Ein Ziel des Projektes „Lebendiger Neckars“ des Nachbarschaftsverbandes ist eine durch-
gängige Fahrradverbindung auf beiden Seiten des Neckars zwischen Mannheim und Heidel-
berg zu schaffen. Durch Querspangen sollen die beiden Fahrradwege verbunden werden, so 
dass individuelle Routen ermöglicht werden können. 
 
 
4.3.4 Güterverkehr 

Der Gütertransport wird sowohl im Fernverkehr als auch innerhalb des Nachbarschaftsver-
bandes überwiegend auf der Straße durchgeführt. Dies führt zu sehr hohen Belastungen des 
Straßenraumes und der Bevölkerung. Der Güterverkehr ist in den letzten Jahren stark ge-
wachsen, wobei der Anteil der Transportleistung über die Straße sich weiter erhöht hat, wäh-
rend der Anteil der Bahn geschrumpft ist. 
 
Ziel des Flächennutzungsplans ist es, den Schienengüterverkehr zur Vermeidung von Um-
weltbelastungen, vor allem bei weitlaufenden, schweren und umfangreichen Sendungen so-
wie bei Gefahrguttransporten, vorrangig zu fördern. Hierfür ist es auch notwendig die Leis-
tungsfähigkeit des Rangierbahnhofs Mannheim zu erhalten und zu erhöhen. Dies wird mit 
der Darstellung Sonderbaufläche „Verkehrswirtschaft“ zum Ausdruck gebracht. Außerdem 
wird der Erhalt und Ausbau von Industriestammgleisen und privaten Gleisanschlüssen unter-
stützt. 
 
 
Wasserstraßen 
Die Nutzung der Binnenschifffahrt zeichnet sich durch große Mengenleistungsfähigkeit bei 
vergleichsweise niedrigen Transportkosten, niedrigen Energieverbrauch und geringe Um-
weltbelastungen aus. Daher soll die Standortgunst am Schifffahrtsweg des Rheins und Ne-
ckars ausgebaut und langfristig sichergestellt werden. 
 
Der FNP enthält keine Entwicklungsflächen für Hafenanlagen. Bestehende Hafengebiete als 
Sonderbaufläche „Hafenanlage“ bieten genügend Kapazität für die Entwicklung zu Güterver-
kehrszentren. 
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Frachtzentren 
Im Bereich des Nachbarschaftsverbandes gibt es Überlegungen im Bereich der City-Logistik, 
die jedoch noch keine Planungsreife vorweisen.  
Diesbezügliche Flächenbedarfe können durch Umnutzung oder Nutzung von großflächigen 
Brachen in Gewerbegebieten oder Hafengebieten oder auf Flächen der Bahn bedient wer-
den.  
 
 
4.3.5 Luftverkehr 

Im FNP dargestellt sind der zivile Flughafen Mannheim-Neuostheim und der Militärflugplatz 
Mannheim-Sandhofen.  
Da die Kapazitäten in Mannheim-Neuostheim nicht mehr erweiterbar sind werden Standort-
prüfungen für einen Regionalflughafen Rhein-Neckar mit entsprechenden Kapazitäten 
durchgeführt.  
Im FNP sind keine Erweiterungsflächen für den Luftverkehr vorgesehen. 
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5 Naturgüter 

5.1 Landschaftsplan 
5.1.1 Rechtliche Grundlage 

Grundlage für die Ausarbeitung des Landschaftsplanes ist das Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) und das Naturschutzgesetz Baden-Württemberg (NatSchG). 
Nach § 1 NatSchG sind durch Naturschutz und Landschaftspflege die freie und besiedelte 
Landschaft als Lebensgrundlage und Erholungsraum des Menschen so zu schützen, zu 
pflegen, zu gestalten und zu entwickeln, dass 
 

• die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 
• die Nutzungsfähigkeit der Naturgüter (Boden, Wasser, Luft, Klima, Tier- und Pflan-

zenwelt) sowie 
• die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft  

 
nachhaltig gesichert werden. 
 
Der frei lebenden Tier- und Pflanzenwelt sind angemessene Lebensräume zu erhalten. Das 
Recht auf Erholung in der freien Landschaft soll gewährleistet werden (Erholungsvorsorge). 
 
Nach einem Abwägungsprozess mit anderen Nutzungsansprüchen des Menschen an die 
Landschaft sind die Darstellungen des Landschaftsplans bei der Aufstellung des Flächennut-
zungsplans nach § 1a BauGB zu berücksichtigen und sollen nach § 9 NatSchG, soweit er-
forderlich und geeignet, in den Flächennutzungsplan integriert werden.  
 
Nach § 1 BauGB, ist die Bauleitplanung nicht nur Instrument zur Bereitstellung von Bauland, 
sondern sie ist im Rahmen ihrer Aufgabe der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung 
auch dem Umwelt- und Landschaftsschutz verpflichtet.  
 
In Baden-Württemberg stellt der Landschaftsplan kein rechtlich eigenständiges Planungs-
werk dar. Er ist ein selbstständiger Fachplan, der keiner planungsrechtlichen Genehmigung 
unterliegt. 
 
Mit der räumlich konkreten Darstellung und Beurteilung der durch die Ausweisung von Bau-
flächen möglichen Summen- und Folgewirkungen und zu erwartender Beeinträchtigungen 
rückt der Landschaftsplan jedoch hinsichtlich der Standortauswahl in die Nähe des Instru-
ments der Plan-Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne der Novellierung des Baugesetzbu-
ches zur Anpassung an die EU-Richtlinie. 
 
 
5.1.2 Funktion und Vorgehensweise 

Der Landschaftsplan ist der ökologische Fachbeitrag zur Flächennutzungsplanung.  
Aufgabe des Landschaftsplanes ist es, sowohl die Qualität der natürlichen Ressourcen zu 
erhalten und zu entwickeln, Biotope zu bewahren und zu entwickeln, als auch die Ansprüche 
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der Landwirtschaft und forstlichen Nutzung zu berücksichtigen und nicht zuletzt dafür zu sor-
gen, dass Menschen, die hier leben, einen befriedigenden Erlebnis- und Erholungsraum in 
der Landschaft finden. 
 
Die wesentlichen Inhalte des Landschaftsplans sind: 
 

• die Erhebung und Beurteilung der im Planungsgebiet vorhandenen Ausprägungen 
der Schutzgüter von Natur und Landschaft unter dem Aspekt der Schutzwürdigkeit, 
Vorbelastung und Entwicklungsfähigkeit 

• die Beurteilung der ökologischen und gestalterischen Verträglichkeit von Nutzungsan-
forderungen (Konfliktplan) 

• die daraus resultierenden landespflegerischen Planungsempfehlungen (ökologisches 
Fachkonzept). 

 
Nach einer Bestandsaufnahme und Bewertung sämtlicher Faktoren von Natur und Land-
schaft: Arten- und Biotopschutz, Boden, Wasser, Klima, Luft sowie Landschaftsbild und Er-
holung wurde eine landschaftspflegerische Gesamtkonzeption entwickelt. Dieser wurden 
Planungen und Planungsabsichten gegenübergestellt und deren voraussichtliche Auswir-
kungen auf Natur und Landschaft beurteilt. Auf dieser Grundlage wurden Nutzungsregelun-
gen und Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minderung von bestehenden und zukünftigen 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft formuliert. Eine besondere Aufgabe des 
Landschaftsplans, die nur in enger Verknüpfung mit der Flächennutzungsplanung zu leisten 
ist, ist die Entwicklung eines Kompensationskonzeptes zum ökologischen Ausgleich von un-
vermeidbaren baulichen Eingriffen mit erheblichen Beeinträchtigungen für Natur und Land-
schaft. 
 
Außerdem stellt der Landschaftsplan geeignete Flächen und Maßnahmen zur Kompensation 
unvermeidbarer erheblicher Beeinträchtigungen dar. 
 
Kennzeichnend für die Erstellung des Landschaftsplans für unser Verbandsgebiet ist das 
Kooperationsprinzip sowie eine außerordentlich frühzeitige Beteiligung der umweltbezoge-
nen Träger öffentlicher Belange innerhalb einer Arbeitsgruppe, die beispielsweise bereits in 
der Ausarbeitung des Anforderungsprofils für den Landschaftsplan einbezogen wurde. 
 
Die Arbeitsgruppe bestand aus Vertretern der Naturschutzbehörden, Forstbehörden, des 
Hochwasserschutzes und der Wasserwirtschaft, der kommunalen Dienststellen für Umwelt-
schutz, Immissionsschutzbehörden, Landwirtschaft, Flurbereinigung, Regionalverband, 
BUND, NABU und der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald. 
 
Durch die intensive und direkte Zusammenarbeit zwischen dem Landschaftsplaner und den 
Trägern öffentlicher Belange in Arbeitsgruppen konnten das Fachwissen und die Kenntnisse 
der Fachdienststellen und der Umweltschutzverbände über die lokale Umweltsituation auf 
schnellen kurzen Informationswegen genutzt werden. Die umfassende und frühzeitige Betei-
ligung diente auch der Vermeidung langwieriger Abstimmungen bei fortgeschrittenen Pla-
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nungsständen. Die landschaftsplanerischen Ziele und fachlichen Beurteilungen wurden der 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplans 2015/20 zugrunde gelegt. 
 
Die Bearbeitung des Landschaftsplans erfolgte auf der Grundlage der topographischen Karte 
(Maßstab 1 : 25.000 und Vergrößerung im Maßstab 1 : 10.000) und gliedert sich in die fol-
genden Schritte: 
 

• Bestandsaufnahme und Ermittlung der planerischen Rahmenbedingungen 
• Bestandsbeurteilung und Ableitung landschaftsplanerischer Ziele 
• Landschaftspflegerische Gesamtkonzeption 
• Verträglichkeitsuntersuchung geplanter Nutzungen 
• Nutzungs- und Maßnahmenkonzept 
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Abb. 15: Ablaufschema Landschaftsplan 

Bestandsaufnahme / Ermittlung der planerischen Rahmenbedingungen

Projektbegleitender 
Arbeitskreis

• Auswertung vorhandener Unterlagen

• Nutzungs- und Strukturkartierung

Übergeordnete Raumplanung,
Landschaftsplanung

Faktoren v. Natur u. Landschaft

Vorhandene und geplante 
Nutzungsansprüche

Regionalplan, Land-
schaftsrahmenplan
Untersuchungsdaten,
themenbez. Karten
Flächenausweisungen, 
Planungen

Bestandsbewertung und Ableitung landschaftsplanerischer Ziele

• Ermittlung der Schutzwürdigkeit, Empfindlichkeit, der 
Vorbelastungen und Defizite sowie des Entwicklungs-
potentials der Bestandsausprägungen hinsichtlich der
Schutzgüter Boden, Wasser, Klima und Luft, Biotope,
Landschaft und Erholung

• Konkretisierung der naturschutzfachlichen und übergeordneten Ziele zur Erhaltung und 
Entwicklung  von Natur und Landschaft

Diskussion der
Bestandsbewertung

und Ziele

Ökologische und gestalterische Gesamtkonzeption

• Entwicklung naturraumbezogener Leitbilder

• Darstellung von landschaftspflegerischen Maßnahmenschwerpunkten (Flächen mit be-
sonderer Bedeutung für Naturschutz u. Landschaftspflege, Entwicklungsprojekte in
Defizitbereichen)

• Entwicklung der Schutzgebietskonzeption

Diskussion der
Gesamtkonzeption

Ökologische und gestalterische Verträglichkeitsuntersuchung

• Darstellung und Bewertung der zu erwartenden Beeinträchtigungen und Konflikte

• landschaftspflegerische Empfehlungen zur Konfliktvermeidung bzw. -verminderung

Diskussion der 
Konfliktanalyse

Nutzungs- und Maßnahmenkonzept

• Entwicklung eines relativ verträglichen Nutzungsmus-
ters hinsichtlich Ressourcenschutz, Natur- bzw. Bio-
topschutz, Landschaftsschutz u. Erholungsvorsorge

• Darstellung von geeigneten Kompensationsflächen für Eingriffe in Natur u. Landschaft

Aufbereitung der Ergebnisse als Entwurf

Integration in den Flächennutzungsplan

Trägerbeteiligung
(Stellungnahme)

• Ermittlung der ökologischen
und gestalterischen Aus-
wirkungen der Nutzungs-
ansprüche

• Hinweise / Empfehlungen zu
anderen Fachplanungen

Diskussion des 
Vorentwurfs
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5.1.3 Leitbild und Ziele 

Die oben beschriebene Arbeitsgruppe entwickelte folgendes Leitbild, das von der Verbands-
versammlung 1992 beschlossen wurde: 
 

• Sicherung und Entwicklung typischer Landschaftsstrukturen 
• Sicherung und Entwicklung ausreichender Flächen für den Klimaausgleich, Grund-

wasserschutz und Biotopvernetzung 
• Sicherung eines zusammenhängenden Freiraumsystems; Verhinderung weiterer 

Zersiedlungstendenzen 
• Sicherung und Ergänzung von Landschaftsbereichen für die ruhige Erholung 
• Sicherung von Flächen für Freizeitaktivitäten ohne ökologischer Schutzfunktionen zu 

beeinträchtigen 
• Integration baulicher Freizeitzentren in die Siedlungsbereiche 

 
Auf dieser Basis wurden unter Berücksichtigung der vorhandenen Belastungen und Natur-
raumpotenziale sowie der verschiedenen Nutzungsansprüche Leitbilder und Ziele für die 
ökologischen Raumeinheiten (naturräumliche Einheiten) formuliert. 
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Abb. 16: Naturräumliche Gliederung 
 

 
Speyerer Rheinniederung und Mannheim-Oppenheimer Rheinniederung:  

• Überflutungsdynamik in allen standörtlich geeigneten Bereichen 
• Extensivierung der Landwirtschaft und Erhöhung des Anteils standorttypischer Wäl-

der 
• Erhaltung und Entwicklung niederungstypischer Standortabfolgen und Vegetations-

mosaike in Schwerpunktbereichen für den Arten- und Biotopschutz 
• Biotopverbund und Wiederherstellung charakteristischer Landschaftsbildelemente 

und –abfolgen in den übrigen Niederungsbereichen (Pufferzonen) 
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• Sicherung und Entwicklung der überörtlich bedeutsamen Biotopverbundkorridore zwi-
schen Niederung und Niederterrasse 

• Sicherung der Erholungsfunktion und Lenkung der Erholungsnutzung (Naturerlebnis 
und landschaftsbezogene, ruhige Erholung) 

• Ausschluss von Siedlung, Verkehr und sonstiger siedlungsbezogener Infrastruktur, 
Hochgestade als natürliche Siedlungsgrenze 

 
Neckar-Schwemmkegel und Weinheim-Großsachsener Schuttkegel: 

• Erhaltung der Weiträumigkeit, Landschaftsgliederung 
• Entwicklung der Gewässer, Auen und Streuobstbestände als Stützpfeiler im Biotop-

verbund, als prägende Landschaftselemente und als Orte der Erholung 
• Sicherung und Entwicklung der überörtlich bedeutsamen Biotopverbundkorridore 
• Umweltverträgliche und ressourcenschonende Landwirtschaft 
• Örtlicher Biotopverbund und Strukturbereicherung 
• Erhöhung des Waldanteils 
• Hindernisarme Radwegeverbindungen 
• Einhaltung der Zielgrößen für den Biotopverbund 
• Kompakte Siedlungsstruktur / Freiraumsicherung und Minderung von siedlungs- und 

verkehrsbedingten Beeinträchtigungen 
 
Schwetzinger Sand: 

• Extensivierung der landwirtschaftlichen Nutzung auf Dünen und mageren Flugsan-
den, Biotopverbund 

• Entwicklung lichter Kiefernwälder und besonnter Waldinnenränder auf Dünen (halbof-
fene Weidelandschaft) 

• Gewässerverträgliche Nutzungsintensität 
• Sicherung der Erholungsfunktion und Lenkung der Erholungsnutzung (landschaftsbe-

zogene Erholung und Naturerlebnis) 
• Entwicklung des Hochgestades und des Leimbachs als lineare Verbund- und Gliede-

rungsmomente 
• Sicherung und Entwicklung der überörtlich bedeutsamen Biotopverbundkorridore zwi-

schen Rheinniederung und Neckar-Rheinebene 
• Einhaltung der Zielgrößen für den Biotopverbund 
• Sicherung der Dünenreste in der Feldflur, keine Fortschreibung der bandartigen Sied-

lungsentwicklung 
 
Hockenheimer Hardt 

• Entwicklung lichter Kiefernwälder und besonnter Waldinnenränder auf Dünen (halbof-
fene Weidelandschaft) 

• Sicherung der Erholungsfunktion und Lenkung der Erholungsnutzung (landschaftsbe-
zogene Erholung und Naturerlebnis) 

• Extensive landwirtschaftliche Nutzung auf Dünensanden 
• Biotopverbund 
• Einhaltung der Zielgrößen für den Biotopverbund 
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• Sicherung der Dünenstandorte und des komplexen Waldgebiets (keine weitere Be-
bauung) 

 
Käfertal-Viernheimer Sand: 

• Sicherung und Entwicklung der bedeutsamen Funktionen des Käfertaler Waldes für 
die landschaftsbezogene Erholung und Naturerfahrung am Rande des Verdichtungs-
raumes 

• Erholungswirksame Strukturbereicherung der Feldflur, Direktvermarktung landwirt-
schaftlicher Produkte 

• Gestaltung der durch ehemalige Flussschleifen geprägten Übergänge zu angrenzen-
den Einheiten 

• Freiraum- und Biotopverbundkonzeption für Konversionsflächen 
• Einhaltung der Zielgrößen für den Biotopverbund 
• Abschließende Gestaltung der Siedlungsränder und Rücknahme von Zersiedelungs-

tendenzen 
 
Südliches Neckarried: 

• Naturnahe Entwicklung der ehemaligen Neckarschleifen 
• Zielgrößen für Biotopverbund 
• Sicherung und Entwicklung der Erholungsfunktion (landschaftsbezogene und gewäs-

sergebundene Erholung) 
• Umweltverträgliche, ressourcenschonende Landwirtschaft mit hohem Grünlandanteil 
• Vermeidung der weiteren Landschaftszersiedlung 

 
St. Ilgener Niederung: 

• Verbesserung der Wasserrückhaltung 
• Hoher Anteil der Grünlandnutzung 
• Renaturierung von Kiesgruben, Zugänglichkeit für landschaftsbezogene Erholung in 

Siedlungsnähe 
• Keine weitere Flächeninanspruchnahme für Siedlung und Verkehr 

 
Gaisbergfuß, Heidelberger Taltrichter und Weinheimer Bergstraße: 

• Erhaltung der repräsentativen Biotopkomplexe durch Nutzung / Weidenutzungskon-
zept zur Sicherung der biologischen Vielfalt 

• Entwicklung linearer Biotopstrukturen in den intensiv genutzten Garten-, Wein- und 
Obstbaugebieten, Erosionsschutz 

• Sicherung der Erholungsfunktion – Erhaltung und Entwicklung von Sonnplätzen und 
Aussichtspunkten, Einbeziehung der Hohlwege in das Fußwegenetz 

• Naturnahe Entwicklung der Steinbrüche, begrenzt Naturerfahrung 
• Einhaltung der Zielgrößen für den Biotopverbund 
• Entwicklung der überörtlich bedeutsamen Biotopverbundkorridore 
• Keine weitere Bebauung und Zerschneidung der Hangbereiche 
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Südlicher Grundgebirgs-Odenwald: 
• Naturnahe Entwicklung der Waldbestände und der bachbegleitenden Gehölzvegeta-

tionen 
• Erhaltung der Grünlandnutzung in den Bachniederungen 
• Erhaltung der traditionellen Nutzungsstruktur um Altenbach und Ursenbach 
• Einhaltung der Zielgrößen für den Biotopverbund 
• Beschränkung der Siedlungsentwicklung auf behutsame Ortsabrundung, Minimierung 

von Kfz-Verkehr 
 
Westlicher kleiner Odenwald, Odenwald-Neckartal und zertalter Sandstein-Odenwald 

• Naturnahe Entwicklung der Waldbestände und der bachbegleitenden Gehölzvegeta-
tion 

• Erhaltung der Grünlandnutzung in den Bachniederungen 
• Erhaltung der traditionellen Nutzungsstruktur um die Gehöfte und Siedlungen 
• Einhaltung der Zielgrößen für den Biotopverbund 
• Beschränkung der Siedlungsentwicklung auf behutsame Ortsabrundung oder Nach-

verdichtung in ökologisch- und ortsbildverträglichen Bereichen, Minimierung von Kfz-
Verkehr 

 
Angelbachgau und Rauenberger Bucht 

• Renaturierung der Gewässer und ehemaligen Auen, Biotopverbund 
• Aufhebung von Drainagen, Nutzungsextensivierung auf ehemaligen Feuchtstandor-

ten, Sicherung der Grünland- und Streuobstnutzung 
• Erhaltung und Entwicklung der Biotope auf mageren und trockenen Standorten 
• Naturnahe Entwicklung der Waldbestände 
• Umweltverträgliche und ressourcenschonende Landwirtschaft, Biotopverbund 
• Streuobst als dominante Nutzungsart in der Rauenberger Bucht  
• Einhaltung der Zielgrößen für den Biotopverbund 
• Beschränkung der Siedlungsentwicklung auf behutsame Ortsabrundung, Anpassung 

an natürliche Geländeform 
 
 
5.1.4 Planungsprozess 

Der Landschaftsplan ist im August 1999 fertig gestellt worden und liegt als Informations-
grundlage der Bauleitplanung vor. Aus seinen Aussagen wurden Projekte zur Landschafts-
entwicklung geformt, die nach und nach umgesetzt werden.  
 
Auf der Grundlage des Landschaftsplans konnte im Sommer 2003 ein Ökokonto für das Ver-
bandsgebiet eingeführt werden. 
 
Im Jahr 2001 wurde der gesamte Landschaftsplan auch als CD-Rom-Version bereitgestellt, 
sodass Textauszüge und Kartenausschnitte in geeigneter Vergrößerung über die vorhande-
nen PCs, sowohl innerhalb der Verwaltungen als auch bei externen Interessenten, mit Stan-
dardsoftware erzeugt werden können. 
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Nach der Genehmigung des Flächennutzungsplans 2015/20 ist ein weiterer Bearbeitungs-
schritt vorgesehen. Zum einen soll das Abwägungsergebnis der Flächennutzungsplanung in 
den Landschaftsplan eingearbeitet werden. Zum anderen soll die Konzeption des Land-
schaftsplans mit den tatsächlichen Entwicklungen im Flächennutzungsplan 2015/20 und den 
damit verbundenen Auswirkungen abgeglichen werden.  
 
 
5.2 Klimagutachten 

Belastende klimatische und lufthygienische Bedingungen kennzeichnen den Verdichtungs-
raum Rhein-Neckar. Obwohl der Verbrauch offener Flächen zwar gebremst werden konnte, 
geht die Siedlungsentwicklung immer weiter. Aufgrund unserer Lage im Rheingraben mit 
schwülwarmen Wetterlagen und relativ schwachem Luftaustausch, ist die Funktion der Frei-
räume als klimaökologischer Ausgleichsraum besonders empfindlich. Für eine umweltver-
trägliche Planung ist es daher umso wichtiger, mittels fundierter Klimainformationen und de-
ren Interpretation die ortsspezifischen klimaökologischen Situationen rasch einschätzen zu 
können. 
 
Bisher standen im Gebiet des Nachbarschaftsverbandes nur einzelne punktuelle Untersu-
chungen zu klimatischen und lufthygienischen Bedingungen zur Verfügung. Mit dem Klima-
gutachten des Nachbarschaftsverbandes liegt erstmalig eine flächendeckende Untersu-
chung vor, mit deren Hilfe eine Folgeabschätzung der Siedlungsentwicklung möglich ist. 
Durch die flächendeckende Untersuchung wird das komplexe Beziehungsgefüge zwischen 
Nutzung, Gelände, Klima und Luft sichtbar. Erst in der räumlichen Gesamtschau können 
einzelne Planungsvorhaben mit ihren Wechsel- bzw. Summenwirkungen richtig eingeschätzt 
werden. 
 
Das Klimagutachten für den Nachbarschaftsverband umfasst: 
 

• die Darstellung und Bewertung des klimatischen und lufthygienischen Ist-Zustandes 
für das Gesamtgebiet des Nachbarschaftsverbandes 

• die Bewertung potentieller Konfliktsituationen 
• die Ausarbeitung von Planungshinweisen 

 
Die für das gesamte Verbandsgebiet erstellten Karten, die „Kimafunktionskarte“ und die 
„Bewertungskarte Klima/Luft“ bilden eine Grundlage für die Aufstellung bzw. Überarbei-
tung des Landschaftsplans und von Bebauungsplänen. 
 
Das Klimagutachten mit Text und Karten steht im Internet unter der Adresse des Nachbar-
schaftsverbands zur Verfügung. 
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5.3 Flächen mit gesetzlich festgesetzter Schutzfunktion bzw. eingeschränkter 
Nutzungsmöglichkeit 

5.3.1 Altlasten 

Im Flächennutzungsplan 2015/20 werden gemäß § 5 (3) Nr. 3 BauGB für bauliche Nutzung 
vorgesehene Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdeten Stoffen belastet sind, 
gekennzeichnet. 
 
Der Begriff „für bauliche Nutzungen vorgesehene Flächen“ ist umfassend zu verstehen. Er 
bedeutet nicht, dass eine derartige Kennzeichnung bei anderen Nutzungsdarstellungen aus-
geschlossen ist. Insbesondere vom Menschen intensiv genutzte Freiflächen, z.B. Spiel- und 
Sportstätten, Parks, aber auch Flächen, die über den Nahrungspfad (Boden – Pflanze – 
Mensch) für den Menschen zu gesundheitlichen Gefahren führen können, z.B. Dauerklein-
gärten sind relevant. Die Belastung der Umwelt (z.B. Boden, Luft oder Wasser) kann je nach 
Art, Beschaffenheit oder Menge nicht nur für Menschen, sondern auch für Tiere und Pflan-
zen erheblich gefährdend sein40. Daher werden im Flächennutzungsplan 2015/20 Altlasten 
und Altlastverdachtsflächen flächendeckend dargestellt. 
 
Es werden folgende Altlasten in Anlehnung an das BBodSchG § 2 (5), (6) gekennzeichnet: 
 

• Altlasten: Die Altlast ist nachgewiesen. Das heißt, diese Flächen sind bereits tech-
nisch untersucht und / oder befinden sich derzeit in technischer Untersuchung (Be-
weisniveau 2, 3, 4 und 5). Für diese Flächen wurde ein weiterer Handlungsbedarf 
festgelegt. 

• Altlastverdachtsflächen: Für diese Flächen besteht lediglich der Verdacht auf Alt-
lasten. Der Altlastenverdacht ergibt sich aufgrund von Aktenrecherchen im Rahmen 
historischer Erhebungen und / oder historischer Erkundungen (Beweisniveau 0 und 
1). Es besteht ein weiter Handlungs- bzw. Untersuchungsbedarf. 

 
Fälle ohne weiteren Handlungsbedarf (A-Fälle), die aus der weiteren Untersuchung ausge-
schieden sind und nur noch archiviert werden bzw., wo von vornherein kein weiterer Unter-
suchungsbedarf festgelegt wurde, werden nicht dargestellt. 
 
Zugunsten der Lesbarkeit des Flächennutzungsplans 2015/20 werden Altlasten nicht flächig 
sondern lediglich mit einer Punktsignatur dargestellt. Die Punktsignatur sagt aus, dass sich 
auf diesem Grundstück eine Altlast befindet bzw. es sich um eine Altlastverdachtsfläche 
handelt. Daher wird in kleinparzellierten Gebieten die Altlastensituation optisch überbetont, 
während bei Gebieten mit großen Grundstücken die Altlastenproblematik visuell eher in den 
Hintergrund tritt. Dieser optische Effekt ist keine Aussage zur Stärke der Bodenverschmut-
zung bzw. zur Intensität einer Gefährdung. Die Punktsignatur bedeutet nicht, dass sich ge-
nau an dieser Stelle eine Altlast bzw. Verdachtsfläche befindet. Der Punkt ist lediglich rech-
nerisch in der Mitte einer Grundstücksfläche gesetzt.  

                                                 
40 Koppitz, H.-J.;Finkeldei, J.; Schwarting, G. (2000): Der Flächennutzungsplan in der kommunalen 
Praxis, Grundlagen – Verfahren - Wirkungen. - Berlin 
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Die Datengrundlagen sind jeweils von der Stadt Mannheim, dem Rhein-Neckar-Kreis und der 
Stadt Heidelberg zur Verfügung gestellt worden (Stand Juni 2003). 
 
Sinn und Zweck der Kennzeichnung ist der Hinweis auf eventuelle Nutzungseinschränkun-
gen bei Flächen bzw. auf zusätzliche Anforderungen und Kosten bei Baumaßnahmen 
(„Warnfunktion“). 
 
Es ist nicht Aufgabe des Flächennutzungsplans Aussagen über Ausmaß und Sanierungsum-
fang einer Altlast zu machen. Vielmehr beschränkt sich der Flächennutzungsplan 2015/20 
darauf, aufgrund der Datenlage auf nachgewiesene Altlasten und Altlastverdachtsflächen 
hinzuweisen, die in einem Bebauungsplan genauer zu berücksichtigen sind. 
Das Kennzeichnungsverfahren entbindet den Bauleitplaner, den Architekten, die Baugeneh-
migungsbehörde und den Bauherrn nicht von der Pflicht, für jedes Grundstück Einsicht in 
das jeweilige Altlastenkataster zu nehmen. Die Eintragungen im Altlastenkataster werden 
laufend aktualisiert. Gerade vor diesem Hintergrund bedeutet das Nichtvorhandensein einer 
Kennzeichnung nicht, dass hier Altlastenfreiheit gegeben sei. Die gekennzeichneten Altlas-
ten entsprechen dem Stand Juni 2003. 
 
Nach unserem Informationsstand sind die im Flächennutzungsplan 2015/20 dargestellten 
Nutzungen, auch wenn sie mit einem Symbol für Altlasten gekennzeichnet sind, durchführ-
bar. 
 
 
5.3.2 Hochwasserschutz 

Mit der Verabschiedung des Hochwasserschutzgesetzes 2004 und der damit einhergehen-
den Änderung des BauGB (§5 BauGB) sollen Überschwemmungsgebiete und über-
schwemmungsgefährdete (hochwassergefährdete) Gebiete gemäß §§ 31b und 31c WHG, 
bzw. § 77 WG im Flächennutzungsplan zusammenhängend erkennbar gemacht werden.  
 
Überschwemmungsgebiete sind gemäß § 110 WG durch Rechtsverordnung festgesetzt. 
Andererseits gelten auch als Überschwemmungsgebiete im Außenbereich, ohne dass es 
einer weiteren Festsetzung bedarf nach § 77 WG: 
 

• Gebiete zwischen oberirdischen Gewässern und Deichen oder Hochufern 
• Gebiete, die bei einem hundertjährlichen Hochwasserereignis überschwemmt oder 

durchflossen werden, und 
• Gebiete, die auf der Grundlage einer Planfeststellung oder Plangenehmigung für die 

Hochwasserentlastung oder Rückhaltung beansprucht werden. 
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Überschwemmungsgefährdete (hochwassergefährdete) Gebiete im Innenbereich sind 
Flächen, 
 

• die bei einem hundertjährlichen Hochwasserereignis überschwemmt oder durchflos-
sen werden, und für die keine oder geringere als gegen hundertjährliche Hochwas-
serereignisse erforderliche Schutzmaßnahmen bestehen, oder 

• die bei einem größeren als einem hundertjährlichen Hochwasserereignis bei Versa-
gen oder Überströmen der vorhandenen Schutzeinrichtungen überflutet werden; dies 
gilt jedoch nur bis zur Grenze des Gebiets, das bei einem hundertjährlichen Hoch-
wasserereignis überschwemmt oder durchflossen würde. 

 
In hochwassergefährdeten Gebieten im Innenbereich gelten gemäß § 80 WG die Bestim-
mungen der Anlagenverordnung zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (VawS) in 
der jeweils gültigen Fassung. 
 
Im Flächennutzungsplan 2015/20 befinden sich keine Bau- und Entwicklungsflächen in ei-
nem rechtskräftig festgesetzten Überschwemmungsgebiet.  
 
Integriertes Rheinprogramm (IRP) 
In der Regel werden Hochwasserschutzmaßnahmen in Baden-Württemberg maximal auf ein 
hundertjährliches Hochwasserereignis bemessen. Für den Rhein ist dieses Schutzziel aller-
dings höher angesetzt. Das Integrierte Rheinprogramm sieht u.a. vor, durch den Bau von 
Polderräumen und Dammrückverlegungen den Retentionsraum des Rheins so auszuweiten, 
dass ein zweihundertjährliches Hochwasser innerhalb der Deiche und Hochufer abfließen 
kann. Das entspricht einem Hochwasserschutz am Rhein wie er einst vor dem Rheinausbau 
vorhanden war.  
 

• So regelt z.B. eine zwischenstaatliche Vereinbarung die Nutzung der Kollerinsel als 
Polder für das Land Rheinland-Pfalz.  
Seit Januar 2003 ist es möglich, über steuerbare Ein- und Auslassbauwerke, das 
wieder hergestellte Überflutungsgebiet im Bedarfsfall kontrolliert zu fluten.  

• Darüber hinaus konnte durch den Rückbau des sogenannten „Sommerdeichs“ an 
den Riedwiesen in Rheinau-Süd der Retentionsraum des Rheins um ca. 92 ha erwei-
tert werden. 

• In absehbarer Zeit kommen durch eine Deichrückverlegung im Bereich Kirschgarts-
hausen ca. 56 ha neuer Retentionsraum hinzu. 

 
Hochwassergefahrenkarten 
Mit den gesetzlichen Veränderungen zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasser-
schutzes hat das Land Baden-Württemberg beschlossen, dass alle bedeutenden Gewässer 
mit einem Einzugsgebiet von größer/gleich 10 km² Hochwassergefahrenkarten erstellt wer-
den. In den Hochwassergefahrenkarten werden Hochwasserereignisse mit den Wiederkehr-
wahrscheinlichkeiten HQ10, HQ50, HQ100, HQextrem dargestellt. Darüber hinaus werden für das 
Ereignis HQ100 auch die Überflutungstiefen visualisiert.  
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Aufgrund der Hochwasserschutzdämme am Rhein, den überwiegend eingedeichten Rhein-
seitenzuflüssen und der flachen topographischen Verhältnisse zwischen der Rheinniederung 
und der Vorbergzone ist eine Standarddarstellung für diesen Bereich nur schwer möglich. 
Für den Rhein und die anschließenden Gewässer der Rheinniederung sind deshalb dynami-
sche Flutungsmodelle vorgesehen, die mit Dammbruchszenarien arbeiten. Mit den Berech-
nungsmodellen ist auch die räumliche und zeitliche Wirkung von Dammbrüchen berechen-
bar. Mit Hilfe dieser Modelle sollen dann die Hochwassergefahrenkarten für die Rheinniede-
rung erstell werden. 
 
Die Modellierung ist vom Regierungspräsidium Karlsruhe in Auftrag gegeben und mit den 
Ergebnissen ist erst mit Abschluss des Auftrages Ende 2006 zu rechnen. Für die Erstellung 
des Entwurfs zum Flächennutzungsplan 2015/20 stehen somit aus diesem Projekt derzeit 
keine Ergebnisse zur Verfügung. Aus diesem Grund konnten zunächst für den Entwurf des 
Flächennutzungsplans 2015/20 nur die Daten der 1. Teilfortschreibung des Regionalplans 
zum vorbeugenden Hochwasserschutz von 200041 verwendet werden. Für die Ausweisung 
am Rhein wurde seinerzeit der „Atlas 2000 der IKSR42 zur Überschwemmungsgefährdung 
und möglichen Schäden bei Extremhochwasser“ verwendet. Den dort ermittelten Überflu-
tungsflächen leigt ein Extremereignis (Wasserspiegel bei HQ200 + 0,5m) zugrunde. 
 
Für die Rheinseitenzuflüsse wie z.B. Leimbach, Hardtbach und Kraichbach liegen aus 
o.g. Grund vor Ende 2006 ebenfalls keine Überflutungsflächen fest und können somit nicht in 
den Flächennutzungsplan 2015/20 eingearbeitet werden. 
 
Für den Neckar existiert ein rechtskräftig festgesetztes Überschwemmungsgebiet für ein 
HQ100, das in die 1. Teilfortschreibung des Regionalplans eingeflossen ist. Darüber hinaus 
existiert für den Neckar ein hydrodynamisches Berechnungsmodell, das auf aktueller Daten-
basis erstellt wurde und u.a. zur Erstellung der Hochwassergefahrenkarten verwendet wird. 
Derzeit werden die Hochwassergefahrenkarten für den Neckar erstellt und voraussichtlich im 
September 2005 veröffentlicht. 
 
Zur Erstellung von Bebauungsplänen für Baugebiete entlang von Gewässerläufen ist es un-
bedingt notwendig, die Hochwassersituation und somit die Regelungen des §§ 77 und 78a 
WG zu beachten.  
 
 
5.3.3 Vernässungsgefährdung durch hohe Grundwasserstände 

Nach §§ 5 (3) 1 BauGB sollen im Flächennutzungsplan Flächen, bei deren Bebauung be-
sondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder bei denen besondere bau-
liche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind, gekennzeichnet wer-

                                                 
41 Regionalverband Unterer Neckar (2000): Regionalplan Unterer Neckar, 1. Teilfortschreibung, Plan-
kapitel 6.4., Vorbeugender Hochwasserschutz. - Mannheim 
42 Internationale Kommission zum Schutz des Rheins (IKSR) (2001): Rheinatlas 
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den. Hierunter fallen auch Flächen, bei deren Bebauung ohne besondere bauliche Vorkeh-
rungen Vernässungsschäden durch Grundwasser drohen.  
 
Aus der Sicht der Landesanstalt für Umweltschutz (LfU) und der Gewässerdirektion Nördli-
cher Oberrhein Bereich Heidelberg (GWDHD) ist es, auch vor dem Hintergrund der zurück-
liegenden Nassperiode mit hohen Grundwasserständen bis zum Jahresbeginn 2003, begrü-
ßenswert, bereits im Flächennutzungsplan Informationen und Hinweise zu Grundwasserver-
hältnissen mit aufzunehmen und in die Abwägung mit einzubeziehen. Ein Hinweis auf eine 
Gefährdung durch Vernässung besitzt planungsrechtlich lediglich eine Hinweis- und Warn-
funktion für nachfolgende Planungen, insbesondere für den verbindlichen Bebauungsplan. 
 
Die Planungsgruppe des Nachbarschaftsverbandes konnte die GWDHD und die LfU dafür 
gewinnen, flächenhafte Daten zu den mittleren Grundwasserständen im Verbandsgebiet zu 
ermitteln und die Grundwasserverhältnisse im Plangebiet anhand der zur Verfügung gestell-
ten Unterlagen und Karten detailliert zu charakterisieren.  
 
Aufgrund der Karte „Grundwasserstand“ ist es möglich, schon auf der Ebene der Flächen-
nutzungsplanung eine Grobeinschätzung der Grundwassersituation bei der Diskussion neuer 
Baugebiete vorzunehmen und sie in die Abwägung mit einzubeziehen. Die zur Verfügung 
gestellte Datengrundlage reicht jedoch nicht aus, definitiv die Grundwassersituation in den 
jeweiligen Entwicklungsflächen zu beschreiben. Hierzu ist es unabdingbar, Grundwasser-
höchststände, langjährige Grundwasserganglinien, sowie die Auswirkungen wasserwirt-
schaftliche Maßnahmen eingehend zu betrachten. 
 
Die Bebauungspläne sind somit die geeigneten Schnittstellen, um das großräumige Wissen 
zur Grundwassersituation und den wasserwirtschaftlichen Rahmenbedingungen eines 
Standortes an die Planer der Einzelbauwerke zu übermitteln. Unberührt hiervon besteht die 
Verpflichtung des Bauherren, Fragen der Beschaffenheit des Baugrundes, zu denen auch 
der Grundwasserstand gehört, zu klären sowie die Sorgfaltspflicht des Planers, sich über die 
dem Bauwerkstandort zuzuordnenden Grundwasserstände zu informieren und den Bauher-
ren entsprechend zu beraten. 
 
 
Die „Beschreibung der Grundwasserverhältnisse im Planungsgebiet des Nachbar-
schaftsverbandes Heidelberg-Mannheim“ wurde von der Landesanstalt für Umweltschutz 
Baden-Württemberg, Referat 42 „Grundwasser und Baggerseen“ und der Gewässerdirektion 
Nördlicher Oberrhein, Bereich Heidelberg, bearbeitet und im März 2004 dem Nachbar-
schaftsverband zur Verfügung gestellt. Im Folgenden wird sie zusammenfassend dargestellt: 
 
Die Karte zum Flurabstand und der vollständige Erläuterungstext der LfU und der GWDHD 
zur Einschätzung der Grundwassersituation stehen auf der Internetseite des Nachbar-
schaftsverbandes zur Verfügung. 
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Das Gebiet des Nachbarschaftsverbandes ist Teil der naturräumlichen Einheiten „Nördliches 
Oberrheintiefland“ und „Bergstraße“. Diese Bereiche lassen sich nochmals in verschiedene 
morphologisch-lithologische und hydrologische Teilräume mit jeweils unterschiedlichen 
Grundwasserverhältnissen gliedern: 
 

• Rechtsrheinische Rheinniederung südlich Mannheim (TG 1101) 
• Rechtsrheinische Rheinniederung nördlich Mannheim (TG1102) 
• Niederterrasse südlich Schwetzingen (TG 1201) 
• Niederterrasse nördlich Schwetzingen (TG 1202) 
• Niederterrasse nördlich Mannheim, teilweise Stadtgebiet Mannheim (TG 1203) 
• Niederterrasse der hessischen Rheinebene (TG 1204) 
• St. Ilgener-Niederung (TG 1401) 
• Neckar-Weschnitz-Niederung (TG 1402) 

 
Das Grundwassermessnetz mit wöchentlichen Messungen des Grundwasserstands wird im 
Bereich des Oberrheingrabens größtenteils seit den 70er Jahren beobachtet, teilweise seit 
den 50er Jahren und nur sehr wenige Messstellen seit den 20er Jahren. Zusätzlich werden 
Messstellen von den örtlichen Wasserversorgungsunternehmen (Kommune oder Zweckver-
band) betrieben. 
 
Zur Darstellung des Grundwasserflurabstandes, dem senkrechten Abstand der Grundwas-
seroberfläche zur Erdoberfläche, wird zum einen die detaillierte Darstellung der Gelände-
oberfläche und zum anderen die detaillierte Darstellung der Grundwasseroberfläche benö-
tigt. Das Geländehöhenmodell nutzt die bei der LfU im Jahre 1998 vorliegende Datengrund-
lage und wurde im 50-m-Raster erstellt. 
 
Die Ermittlung der Grundwasseroberfläche erfolgt durch Interpolation der an den einzelnen 
Messstellen gemessenen Grundwasserhöhen. Die Flurabstandskarte zeigt die Situation für 
annähernd mittlere Grundwasserstände (Stichtag 20.20.1986). Minimalsituationen bzw. Ma-
ximalsituationen können aufgrund der inhomogenen Datengrundlage nicht dargestellt wer-
den. In der Darstellung wird die Höhe des mittleren Grundwasserspiegels ersichtlich, die 
Fließrichtung (senkrecht zu den Höhenlinien) und das Fließgefälle (Abstand der Höhenli-
nien). 
 
Es ist zu beachten, dass diese Darstellung zum einen „nur“ eine Momentaufnahme (Stich-
tag) eines dynamischen Systems darstellt, Extremwerte sind nicht ersichtlich und zum ande-
ren aufgrund der Großräumigkeit der Auswertung (gesamtes Oberrheingebiet) „nur“ eine 
begrenzte Genauigkeit erreicht werden kann. 
 
Der Grundwasserstand weist sowohl eine langfristige, d.h. mehrjährige als auch kurzfristige, 
im Verlauf eines Jahres, Variabilität auf. Bei der Beurteilung von Standorten hinsichtlich ihrer 
baulichen Nutzung sind daher möglichst langjährige Messreihen des Grundwassers zu 
Grunde zu legen. Aufgrund zu kurzer Beobachtungsreihen als „trocken“ oder „nicht vernäs-
sungsgefährdet“ eingestufte Standorte, können sich unter Umständen bei einem wieder 
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deutlich ansteigenden Grundwasserstand als „nass“ oder „vernässungsgefährdet“ heraus-
stellen. Während die hohen Grundwasserstände im Jahr 1983 nur von kurzer Dauer waren, 
hielten die hohen Grundwasserstände ab 1999 bereichsweise sehr lange an und führten 
vielerorts zu Vernässungsschäden. Beiden Situationen gingen mehrjährige Trockenperioden 
voran. 
 
Charakterisierung der Teilgebiete aufgrund der Auswertung möglichst langjähriger, 
repräsentativer Messergebnisse: 
 

• Rechtsrheinische Rheinniederung südlich Mannheim (TG 1101), nördlich Mannheim 
(TG 1102) und Stadtgebiet (TG 1701): 
Großräumige Grundwasserentnahmen im Ballungsraum Mannheim-Ludwigshafen 
beeinflussen die Grundwasserverhältnisse. Nur im Süden im Raum Ketsch werden 
noch annähernd natürliche Verhältnisse mit geringen Flurabständen angetroffen. 
Alle drei Teilgebiete sind durch eine hohe, durch die Rheinwasserführung dominierte 
Dynamik geprägt. So werden in allen drei Teilgebieten immer wieder sehr hohe 
Grundwasserstände bzw. sehr niedrige Flurabstände erreicht. Die geringsten Flurab-
stände liegen bei Brühl und Ketsch im Süden; die höchsten in Mannheim nördlich des 
Neckars am Übergang zur Niederterrasse. 

 
• Niederterrasse südlich Schwetzingen (TG 1201), Niederterrasse nördlich Schwetzin-

gen (TG 1202) und Niederterrasse nördlich Mannheim, teilweise Stadtgebiet Mann-
heim (TG 1203) 
In den drei Niederterrassenbereichen südlich und nördlich des Neckars herrscht eine 
von der Rheinniederung deutlich abweichende Charakteristik mit geringerer Dynamik 
als in der Rheinniederung vor. Die jährlichen und langjährigen Schwankungen des 
Grundwasserstandes mit charakteristischen meist lang anhaltenden Nass- und Tro-
ckenperioden sind deutlich zu erkennen. 
Trockenperioden können in diesen Bereichen sehr lange andauern (z.B. 1970-1976 
und 1989-1994) und können bei zu kurzfristiger Betrachtung die Vorstellung eines 
grundwasserfernen Standorts entstehen lassen. 
Der mittlere Flurabstand ist in diesen Bereichen ist in der Regel höher als in der 
Rheinniederung. In Teilbereichen des TG 1201 (z.B. bei St. Leon-Roth) sowie im 
nordwestlichen Bereich des TG 1203 werden zum Teil auch sehr geringe Flurabstän-
de erreicht. 

 
• St. Ilgener-Niederung (TG 1401) 

In diesem grabenrandnahen Niederungsbereich, der weit nach Westen zwischen die 
beiden Niederterrassenbereiche südlich des Neckars hineinreicht, herrscht eine be-
reichsweise (am Grabenrand) sehr niederterrassentypische Grundwasserdynamik 
vor, die jedoch auch mit Bereichen unterbrochen wird, die eher niederungstypische 
Schwankungen mit deutlichem Gewässereinfluss (und relativ niedrigen Flurabstän-
den) aufweisen. 
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• Neckar-Weschnitz-Niederung (TG 1402) 
Die Neckar-Weschnitz-Niederung umfasst das gesamte östliche Verbandsgebiet 
nördlich des Neckars. Der mittlere Grundwasserflurabstand nimmt nach Norden deut-
lich ab und erreicht teilweise die Geländeoberkante, während im Bereich des Graben-
randes aufgrund des dort ansteigenden Geländes Flurabstände über 25m erreichet 
werden. 
In diesem grabenrandnahen Niederungsbereich herrscht eine sehr niederterrassen-
typische Grundwasserdynamik vor. Auch hier sind die jährlichen bzw. langjährigen 
Schwankungen es Grundwasserstands deutlich zu erkennen. 

 
Allgemeine Hinweise, in welchen Bereichen generell geringe oder hohe Flurabstände auftre-
ten, können aus der Flurabstandskarte für eine annähernd mittlere Grundwassersituation 
abgeleitet werden. Diese lässt jedoch keine hinreichenden Rückschlüsse auf zu erwartende 
Grundwasserhöchststände an den einzelnen Standorten zu. Auch Standorte, die bei mittle-
ren Grundwasserverhältnissen relativ hohe Flurabstände aufweisen, können durch eine ho-
he Schwankungsbreite der Grundwasserstände mit zeitweise geringen Flurabständen 
gekennzeichnet sein.  
 
Zur Abschätzung der möglichen Vernässungsgefährdung von Baugebieten im Rahmen der 
Bauleitplanung sind daher die vor Ort maximal zu erwartenden Grundwasserstände (Grund-
wasserganglinien) als Einzelfallprüfung sachgerecht zu ermitteln und in die Planung einzu-
beziehen. Neben den natürlich bedingten langfristigen Grundwasserschwankungen sind 
auch die Auswirkungen vorhandener oder geplanter wasserwirtschaftlicher Maßnahmen 
(z.B. Hochwasserschutz, Entwässerung, Renaturierung) und Grundwasserbewirtschaftung 
(z.B. Wasserentnahmen, Infiltration) in Betracht zu ziehen. 
 
 
Detaillierte Angaben zur Beschaffung und Verwendung von Grundwasserdaten sind auf der 
Internetseite des Nachbarschaftsverbandes in einem entsprechenden Link zur Verfügung 
gestellt. 
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Abb. 17: Grundwasserstand 
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5.3.4 Wasserschutzgebiete 

Zum Schutz des Grundwassers vor schädlichen Einflüssen sind in den Einzugsgebieten der 
Wasserwerke Wasserschutzgebiete zugewiesen. Während Schutzzone I jeden Eingriff in die 
belebte Bodenzone und jede Verunreinigung verbietet, dient die Schutzzone II hauptsächlich 
dem bakteriologischen Schutz des Grundwasser. Schutzzone III erstreckt sich von der Gren-
ze des Wassereinzugsgebiets bis zur Zone II und soll den Schutz vor weit reichenden Beein-
trächtigungen, insbesondere vor nicht oder schwer abbaubaren chemischen und radioakti-
ven Verunreinigungen gewährleisten. Bei größeren Einzugsgebieten ist eine Aufgliederung in 
Zone III A und III B vorgenommen.  
 
In Absprache mit den einzelnen Fachstellen kann im Flächennutzungsplan 2015/20 darauf 
verzichtet werden die Wasserschutzzone III B darzustellen, da diese Unterschutzstellung in 
der Regel eine Bebauung nicht verhindert, höchstens modifiziert. 
Die im Gebiet des Nachbarschaftsverbandes vorhandenen Wasserschutzgebiete wurden 
nachrichtlich in den Flächennutzungsplan 2015/20 übernommen (Stand Juni 2003).  
 
Wie im vorgehenden Kapitel beschrieben, stiegen die Grundwasserstände in den letzten 
Jahren bis 2002 stetig an. So ist die kurzfristige Entwicklung (10 Jahre) mit wenigen Aus-
nahmen weiterhin stark steigend, während die langfristige Entwicklung (50 Jahre) der 
Grundwasserstände mittlerweile erstmals ausgeglichen ist., d.h. derzeit wird dem Grundwas-
ser nicht mehr entnommen wie neu gebildet werden kann.43 
 
Allerdings ist die Nitratbelastung nach wie vor nahezu flächenhaft hoch; der Raum Mann-
heim/Heidelberg stellt einen Belastungsschwerpunkt dar. Die Belastungen durch Pflanzen-
schutzmittel sind ebenfalls immer noch hoch, jedoch hat die Belastung in den letzten Jahren 
stark abgenommen.44  
 
 
5.3.5 Natur- und Landschaftsschutz 

Die im Gebiet des Nachbarschaftsverbandes festgesetzten Natur- und Landschaftsschutz-
gebiete wurden nachrichtlich in den Flächennutzungsplan 2015/20 übernommen (Stand Juni 
2003). 
 
Innerhalb des Stadtgebiets Mannheim sind im Bereich Straßenheimer Hof und Krähenflügel 
Landschaftsschutzgebiete geplant. 
 
Die folgende Tabelle zeigt den unterschiedlichen Anteil der Biotopausprägungen mit beson-
derer Bedeutung für den Arten-, Biotop- und Landschaftsschutz in den verschiedenen Natur-
räumen. Wesentliche Bestandteile der Schutzgebietsausweisung sind landesweit bedeutsa-
me Biotope der Dünen und Niederungen in meist großflächigen Schutzgebieten. 

                                                 
43 Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg: Grundwasserüberwachungsprogramm, Er-
gebnisse der Beprobung 2002, Karlsruhe 2003 
44 Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg: Grundwasserüberwachungsprogramm, Er-
gebnisse der Beprobung 2002, Karlsruhe 2003 
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Forderungen zur Vergrößerung des Naturschutzgebietsanteiles an der Gesamtfläche der 
Bundesrepublik schwanken zwischen 3%45 und 5%46. 
 
Tab. 15: Flächenverteilung u. Repräsentanz der Natur- und Landschaftsschutzgebiete im NV 
 
Naturraum Fläche im 

Planungsge-
biet 

Fläche der be-
stehenden NSG

Fläche der be-
stehenden LSG

Speyerer u. Mannheim-Oppenhei-
mer Rheinniederung 

6.492 ha 1.355 ha 21 % 1.981 ha 31 %

Neckar-Schwemmkegel und Wein-
heim-Großsachsener Schuttkegel 

16.367 ha 189 ha 1 % 745 ha 5 %

Schwetzinger Sand 
 

3.776 ha 132 ha 4 % 902 ha 24 %

Hockenheimer Hardt 
 

2.751 ha 91 ha 3 % 219 ha 8 %

Käfertal-Viernheimer Sand 
 

4.488 ha 38 ha 1 %  1.362 ha 30 %

Südliches Neckarried 
 

1.250 ha 1 ha 0 % -  0 %

St. Ilgener Niederung 
 

925 ha 66 ha 7 % 48 ha 5 %

Gaisbergfuß, Heidelberger Taltrich-
ter und Weinheimer Bergstraße 

2.102 ha 19 ha 1 % 601 ha 29 %

Südlicher Grundgebirgs-Odenwald 
 

2.228 ha 47 ha 2 % 2.052 ha 92 %

Westlicher Kleiner Odenwald,  
Odenwald –Neckartal u. zertalter 
Sandstein-Odenwald 

7.297 ha 69 ha 1 % 6.104 ha 84 %

Angelbachgau und Rauenberger 
Bucht 

1.079 ha 21 ha 2 % 32 ha 3 %

Planungsraum gesamt 48.756 ha 2.027 ha 4 % 14.045 ha 29 %

 
 
FFH-Gebiete 

Rechtliche Grundlage des grenzüberschreitenden Naturschutznetzwerks Natura 2000 bilden 
die Vogelschutz- und die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH) der Europäischen Union. Das 
Schutzgebietsnetz wurde von den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 1992 beschlos-
sen.  
 
Im März 2001 hat Baden-Württemberg eine Flächenkulisse gemeldet, die nach einer Bewer-
tung durch die EU-Kommission als lückenhaft eingestuft wurde. 

                                                 
45 SRU – Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen, 1994 
46 DRL – Deutscher Rat für Landespflege , 1981 
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Das Konsultationsverfahren für zusätzliche FFH-Gebietsmeldungen ist im Frühjahr 2005 
abgeschlossen worden. Die Grenzen der FFH-Gebiete sind im FNP dargestellt. 
 
Die Ausweisung einer Fläche zu einem FFH-Gebiet bedeutet, dass die betroffenen Lebens-
räume mit ihren typischen Lebensgemeinschaften in ausreichendem flächenmäßigen Um-
fang und günstigem Erhaltungszustand bewahrt oder wiederhergestellt werden müssen. Es 
gilt das Verschlechterungsverbot, d.h. die FFH-Richlinie verpflichtet, Verschlechterung der 
Natura 2000-Gebiete zu verhindern. Es bestehen keine generellen Verbote für bestimmte 
Vorhaben und Nutzungen wie in Natur- und Landschaftsschutzgebieten. Maßgeblich ist 
vielmehr, ob ein Vorhaben, eine Planung oder Nutzung den jeweiligen Lebensraumtyp oder 
die zu schützende Art erheblich beeinträchtigen kann. Daneben gilt: Bebauungspläne, Plan-
feststellungen, die Bestandsschutz vermitteln, bleiben unberührt. Allerdings sind die Ziele 
von Natura 2000 im Rahmen der Bauleitplanung zu berücksichtigen47.  
 
Sind erhebliche Beeinträchtigungen durch Vorhaben zu erwarten, ist im Rahmen einer Ver-
träglichkeitsprüfung zu beurteilen, ob die Auswirkungen eines Projekts mit den Erhaltungs-
zielen eines Natura 2000-Gebiets vereinbar sind. Wirkt sich ein Projekt nicht nachteilig auf 
die Erhaltung eines Lebensraums aus, ist es zulässig. Kann ein Projekt zu erheblichen Be-
einträchtigungen führen, so ist dieses grundsätzlich unzulässig. Eine Ausnahmeentschei-
dung kann nur dann zugelassen werden, wenn keine zumutbaren Alternativlösungen ohne 
oder mit geringeren Beeinträchtigungen möglich sind, und es aus zwingenden Gründen des 
überwiegend öffentlichen Interesses – einschließlich sozialer und wirtschaftlicher Belange – 
notwendig ist48.  
 
Neben der Unterschutzstellung von Lebensräumen werden auch streng zu schützende Tier- 
und Pflanzenarten unter Schutz gestellt (FFH-RL, Anhang IV). So sind z.B. für den Bau der 
SAP-Arena in Mannheim zwei Ausgleichsräume, im Kloppenheimer Feld und Bereich Stra-
ßenheimer Hof, für Artenschutzmaßnahmen zur Erhaltung der Feldhamsterpopulation ge-
schaffen worden. Für die besonders geschützten Arten gelten Zugriffs- und Störverbote nach 
§ 42f Absatz 1 und Absatz 2 BNatSchG, der BArtSchV, der FFH-Richtlinie und der Berner 
Konvention. 
Die Feldhamsterproblematik wird in die Abwägung zum Entwurf des Flächennutzungsplans 
miteinbezogen. 
 

                                                 
47 Ministerium für Ernährung und Ländlichen Raum (MLR): Natura 2000 in Baden-Württemberg, ³2003 
48 s.o. 
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Abb. 18: Verbreitung des Feldhamsters im Nachbarschaftsverband 
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5.3.6 Archäologische Denkmäler 

Die Archäologische Karte der Stadt- und Landkreise Heidelberg und Mannheim49 dokumen-
tiert eine Vielzahl von archäologischen Fundstellen von der Altsteinzeit bis zur Nachrömi-
schen Zeit. Aktuelle Angaben über weitere Fundstellen durch das Landesdenkmalamt und 
die Reiss-Engelhorn-Museen sind darüber hinaus bei der Bauleitplanung zu beachten.  
Gemäß einer spezifischen Luftbildauswertung durch die Archäologische Denkmalpflege sind 
die Ausmaße früherer Siedungsreste jedoch weit größer als dies durch Fundstellen bereits 
bewiesen werden konnte. 
 
In Absprache mit der Fachbehörde wird aus Furcht vor Vandalismus und Raubgrabungen 
darauf verzichtet, Fundstellen und zu untersuchende Siedlungsreste mit dem Flächennut-
zungsplan 2015/20 zu veröffentlichen. Diese Informationen werden aber in der Abwägung 
berücksichtigt. 
 
 
5.4 Freiflächenkonzept 
5.4.1 Grundsätzliche Bedeutung 

Die Lebensqualität im großstädtischen Ballungsraum wird wesentlich von seinen Freiflächen 
bestimmt. Freiflächen tragen im Nutzungsgefüge des Verbandsgebiets zum ökologischen 
Ausgleich bei und sind Voraussetzung für die Regeneration von Luft, Wasser und Boden. Sie 
stellen klimatische Abkühlungs- und Absorptionsflächen dar, verbessern die Luftqualität, för-
dern die Durchlüftung der bebauten Stadtbereiche und sorgen für Ausgleich im Wasser-
haushalt. Flora und Fauna dienen sie als Lebensräume und Rückzugsgebiete. Landwirt-
schaftliche Nutzflächen und Forstflächen dienen als Existenzgrundlage. Freiflächen sollen 
die Bedürfnisse der Bevölkerung nach Bewegung und Spiel, Entspannung, Ruhe und Natur-
erlebnis gleichermaßen befriedigen. Als Gliederungselemente prägen sie die Siedlungsstruk-
tur. 
 
Die Bundesregierung hat innerhalb der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie (April 2002) fol-
gende Zielsetzungen festgesetzt: 
 

• Freiraum schützen 
• Siedlungsentwicklung an der Schnittstelle zwischen Land und Stadt flächenschonend 

steuern 
• Siedlungsentwicklung im Bestand attraktiv und ökologisch gestalten 

 
Der Umgang mit dem Boden soll in qualitativer und quantitativer Hinsicht so erfolgen, dass er 
auch kommenden Generationen mit ausreichender Optionsvielfalt zur Verfügung steht. Nach 
den Regeln der Nachhaltigkeit soll die Nutzung einer Ressource auf Dauer nicht größer sein 
als die Rate ihrer Erneuerung. Böden stellen eine nicht erneuerbare und damit begrenzte 
                                                 
49 Landesvermessungsamt Baden-Württemberg, Staatliche Archivverwaltung (Hrsg.) (1965): Archäo-
logische Karte der Stadt- und Landkreise Heidelberg und Mannheim (M 1 : 50.000). Mit inhaltlichen 
Ergänzungen der Landesanstalt für Denkmalschutz, Karlsruhe und der Archäologischen Denkmalpfle-
ge der Reiss-Engelhorn-Museen 
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Ressource dar. Im Sinne einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung ist daher eine Begren-
zung und Reduktion des Bodenverbrauchs notwendig50. 
 
Zerschneidung und Fragmentierung von Landschaften gelten als wesentliche Ursachen des 
Besorgnis erregenden Artenverlustes. Zudem haben sie Auswirkungen auf Wasserhaushalt, 
Landschaftsbild und Erholungswert.  
Der fortschreitende Verstädterungsprozess ist zwangsläufig verbunden mit dem Bau neuer 
Straßen, der Beanspruchung weiterer Leitungstrassen usw. Innerhalb unserer Stadtregion 
verschwindet so allmählich der Eindruck von Größe und Weite naturräumlicher Einheiten. 
Der Landschaftsraum zwischen Stadt und Umlandgemeinden wird zum Zwischenraum bzw. 
„Rest“ degradiert.  
Die fortschreitende Zerstückelung und Kammerung der Landschaft bewirkt, dass kaum noch 
Freiräume ohne Störeinflüsse vorhanden sind. Die verbleibenden Freiräume verlieren da-
durch erheblich an ökologischer Funktionsfähigkeit. 
 
Obwohl die Bedeutung des Erhalts großer unzerschnittener, verkehrsarmer Räume kaum 
umstritten ist, geht die Landschaftszerschneidung weiter. 
 
Der Funktionsverlust für Natur und Landschaft durch zerschneidende Eingriffe in den Frei-
raum sind weder zu ersetzten noch auszugleichen.  
 
Im Neckarschwemmfächer beträgt die Größe unzerschnittener Räume weniger als 4 bis 8 
km² 51 
 
Die regionalen Grünzüge und Grünzäsuren werden durch die Freiraum-Darstellungen des 
Flächennutzungsplans gesichert. Vor allem kommt dabei den Tabu-Flächen „Biotopflächen 
im Flaschenhals“ des Landschaftsplans ein besonderes Gewicht zu.  
 
 
5.4.2 Landwirtschaft und Erwerbsgartenbau 

Über die Aufgabe der Nahrungsmittelerzeugung hinaus kommen der Landwirtschaft in stei-
gendem Maße Aufgaben der Freiraumsicherung und Offenhaltung der Landschaft mit ihren 
lebenswichtigen Funktionen zu.  
 
Durch ungünstige Marktbedingungen für landwirtschaftliche Produkte und daraus resultie-
render Programme zur Reduzierung des Angebots und zur Agrarumweltförderung sowie 
durch bewussteres Verbraucherverhalten bestehen Ansätze einer Umorientierung der land-
wirtschaftlichen Nutzung. Dieser wirtschaftliche Druck führt zu Flächen- und Betriebsaufga-
ben zunächst auf landwirtschaftlich geringwertigen Flächen. Zum anderen sind Betriebsver-
größerungen im Bereich ertragsreicher Böden zu beobachten.  
                                                 
50 Umweltbundesamt (2003): Reduzierung der Flächeninanspruchnahme durch Siedlung und Verkehr; 
In Texte )0/03, Berlin 
51 ILPÖ – Institut für Landschaftsplanung und Ökologie der Universität Stuttgart (1996): Zielartenkon-
zept. Räumlich differenzierte Schutzprioritäten für den Arten und Biotopschutz in B.W..Im Auftrag des 
Umweltministeriums Baden-Württemberg. 
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Mit der rasanten Siedlungsentwicklung in der Vergangenheit sind der Landwirtschaft wertvol-
le Flächen unwiderruflich entzogen worden. Der Umstrukturierungsprozess in der Landwirt-
schaft darf nicht zu Lasten der Freiflächenentwicklung und zu einer weiteren Zersiedelung 
führen, sondern muss zur Stabilisierung von Ausgleichsräumen gegenüber der Siedlungs-
verdichtung genutzt werden. 
 
Eine besondere Form der landwirtschaftlichen Nutzung ist der Erwerbsgartenbau. Da die 
Intensität mancher Formen der ackerbaulichen Nutzung nahezu der Intensität der Bodennut-
zung des Erwerbsgartenbaus entsprechen, sind seine Belange und Interessenslagen fast 
identisch mit denen der sonstigen landwirtschaftlichen Betriebe. Deshalb werden seine Be-
triebsflächen ebenfalls als landwirtschaftliche Nutzflächen dargestellt. 
 
 
5.4.3 Erholung 

Aufgabe einer nachhaltigen Flächennutzungsplanung ist auch die Vorsorge für Erholungsbe-
dürfnisse der Bevölkerung, indem unter anderem die schutzwürdigen bzw. entwicklungsbe-
dürftigen Bereiche der freien Landschaft gesichert und entwickelt werden (Erholungsvorsor-
ge nach § 1 NatSchG). Auch der Regionalplan greift unter Punkt 3.3.7.1 diesen Sachverhalt 
auf.  
 
Durch entsprechende Darstellungen im Flächennutzungsplan, die auch die ökologische Be-
deutung berücksichtigen, werden für die Naherholung geeignete Gebiete gesichert. Vor al-
lem gilt das für folgende Naturräume:  
 

• Die Rheinauen und Altrheinarme 
• Die Landschaft entlang des Neckars 
• Die Waldgebiete 
• Die Bergstraße mit ihren Odenwaldhängen 
 

 
 
5.4.4 Ausgleichskonzept zur Siedlungsentwicklung, Ökokonto 

Als Ausgleichskonzept für die geplante Siedlungsentwicklung bis 2015/20 sind ausgehend 
vom Landschaftsplan und den Anforderungen der Agenda 21 Ausgleichsflächen und Ent-
wicklungsprojekte des Landschaftsplans zusätzlich zu einem gemarkungsübergreifenden 
Vernetzungskonzept zur Landschaftsentwicklung zusammengefasst worden.  
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Abb. 19: Ausgleichskonzept 
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Mit der Umsetzung der Leitvorstellungen für die Projektflächen können Korridore geschaffen 
werden, durch die die Naturräume Rheinaue/Neckaraue und Bergstraße/Odenwald im inten-
siv genutzten Verdichtungsraum der Rheinebene miteinander verbunden werden. 
 
Ebenso werden dadurch die verbleibenden ökologisch wertvollen Grünflächen und Wälder 
sowie die Landschafts- und Naturschutzgebiete in der Ebene mit einbezogen. 
 
Durch den Verbund einzelner Ausgleichsflächen können zusätzlich wichtige Funktionen für 
Natur und Landschaft aufgewertet werden: 
So kann neben dem ökologischen Wertzuwachs der einzelnen Flächen auch die Naherho-
lungsfunktion im bevölkerungsreichen Verdichtungsraum aufgewertet werden. Lineare Ver-
bundstrukturen für Natur und Landschaft enden nicht an den Grenzen des Verbandsgebiets. 
Es sind daher im Verbundkonzept Übergangspunkte zur Rheinschiene, zum Odenwald, zum 
hessischen Ried und zum Viernheimer Wald markiert, an denen benachbarte Planungsträger 
anknüpfen können. 
 
Mit der Einführung des Ökokontos und dem Ausgleichskonzept kann der Nachbarschafts-
verband seinen Städten und Gemeinden ein konkretes Konzept anbieten für den Ausgleich 
von Bebauungsplänen. Im Ausgleichskonzept sind die Ansprüche einzelner Fachplanungen 
und kommunaler Planungsträger koordiniert und damit in der Summe effektiver umgesetzt. 
So kann verhindert werden, dass Kompensationsflächen in Lage und Ausprägung mehr oder 
weniger zufällig und isoliert, gesamträumlich konzeptionslos und letztlich uneffektiv entste-
hen. Mit Hilfe des Ausgleichskonzepts und dem Instrument des Ökokontos werden für den 
Ausgleich geeignete Flächen bevorratet. 
 
Der Umfang des Ausgleichskonzepts mit seinen sechs Projekten ist in Ausmaß und Qualität 
so umfangreich, dass alle funktionalen und quantitativen Erfordernisse zum Ausgleich der 
vorgesehenen Siedlungsentwicklung erfüllt werden können und somit die Funktionsfähigkeit 
von Natur und Landschaft gesichert werden kann.  
 
Im Ausgleichskonzept für den gesamten Flächennutzungsplan 2015/20 werden geschützte 
und schutzwürdige Landschaftsteile durch folgende Projekte bzw. Kompensationsräume 
miteinander verbunden:  
 
„Lebendiger Neckar“ 
Der Projektraum „Lebendiger Neckar“ beginnt bei Neckargemünd und reicht bis zur Mün-
dung des Neckars in den Rhein bis zur Gemarkungs- bzw. Ländergrenze rheinabwärts. 
Hauptziel des Projektes ist es, den flussbegleitenden Freiraum als solchen aufzuwerten und 
wieder erlebbar zu machen. Durch eine teilweise Neubegründung der Hartholzaue soll Raum 
geschaffen werden, den Biber am Neckar wieder heimisch werden zu lassen. Zugleich sollen 
die Bedürfnisse der Bevölkerung nach Erholung im Verdichtungsraum mit den Zielen von 
Natur- und Landschaftsschutz verbunden werden. 
Die Bevölkerung ist in den Planungsprozess miteinbezogen. 
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Neben den Städten und Gemeinden entlang des Neckars wirken auch weitere Maßnahmen-
träger mit. Die Koordinationsaufgabe des Nachbarschaftsverbandes ist daher sehr breit. 
 
Aufgrund der Beteiligung an einem Förderprogramm der EU, können Maßnahmen schon 
jetzt umgesetzt werden und Raumqualitäten erzeugt werden. 
 
 
Leimbach-Renaturierung 
Der Leimbach verbindet die Vorzone des Kraichgaus mit der Auezone des Rheins bei Ketsch 
und Brühl. Die Projektflächen haben daher eine sehr hohe Bedeutung für den Biotopverbund 
und das Landschaftserleben innerhalb der ansonsten strukturarmen Rheinebene.  
 
Das Projektgebiet ist Teilfläche des Hochwasserschutzkonzepts Leimbach/Hardtbach des 
Regierungspräsidiums, was eine Zusammenlegung von Leimbach und Landgraben vorsieht. 
Die Hochwasserschutzmaßnahmen werden auf ein 50-jähriges Hochwasser ausgelegt. Der 
vorgesehene Hochwasserschutz entspricht somit nicht dem entlang des Rheins oder des 
Neckars (100-jähriges Hochwasser), so dass dort mit häufigeren Überschwemmungen ge-
rechnet werden muss.   
 
 
Renaturierung von Mühl- und Kanzelbach 
Dieses Landschaftsprojekt verbindet den Naturraum der Bergstraße mit dem Neckar. Es hat 
hohe Bedeutung für das Regionalklima, da über die Grünzäsuren an der Bergstraße und 
bachbegleitenden Freiräume die frische und saubere Odenwald-Luft in die Ebene gelangt. 
Diese Grünzäsuren sind mit den bachbegleitenden Freiflächen und dem Neckar verbunden 
und tragen zum großräumigen Biotopverbund bei. Durch die Entwicklung einer strukturrei-
chen, bachbegleitenden Vegetation wird die sonst weitläufige, strukturarme Rheinebene 
nördlich des Neckars gegliedert. Die Erholungswirksamkeit in dieser Raumeinheit ist derzeit 
durch die intensive Landwirtschaft und die damit einhergehende Wirkung auf die Artenvielfalt 
eingeschränkt. Somit werden der hohen Siedlungsdichte entlang der Bergstraße durch die 
Landschaftsentwicklung neue erholungswirksame Freiräume auch in der Ebene geboten.  
Neben der naturschutzfachlichen Konzeption wird dieses Projekt auch Möglichkeiten zur 
naturnahen Erholung (Erschließung mit Spazierwegen, Anbindung an Radwegenetz, Gele-
genheiten zur stillen Naturbetrachtung und naturnahem Spiel) anbieten. 
 
 
„Kurpfälzische Maulbeerallee“ 
Die kulturhistorisch bedeutsame Sichtachse und durchgängige Wegeachse vom Heidelber-
ger Königsstuhl über das Schwetzinger Schloss zum Kalmit ist nicht mehr erlebbar. Durch 
eine Reaktivierung dieser Achse als z.B. Radweg und Erholungsraum erhält die historische 
Verknüpfung der kurfürstlichen Residenzen in Schwetzingen und Heidelberg eine neue 
Funktion. Gleichzeitig erhält das in Heidelberg neu entstehende Quartier „Bahnstadt“ eine 
attraktive Verknüpfung zum Freiraum und zur Schwetzinger Innenstadt mit seinem Schloss 
und somit einen direkten Zugang zum Naherholungsraum. 



Erläuterungsbericht zum FNP 2015/2020  5  Naturgüter 

27.09.2005  Nachbarschaftsverband Heidelberg-Mannheim 151

 
Für Heidelberg und Schwetzingen bietet sich hier die Möglichkeit einen ganz anderen, nicht 
mit dem Auto oder Zug erreichbaren, Stadteintritt zu entwickeln, der vor dem kulturgeschicht-
lichen Hintergrund einen eindrücklichen Erholungsraum bietet. 
 
 
„Dünengebiete und Altneckar-Niederung“ 
Dieses Projekt weist auf den Verlauf von Altneckarschleifen hin und hat hohe Bedeutung für 
den Grundwasserschutz. Weiterhin wird damit den Biotopen der verlandeten Flussarme 
mehr Entwicklungsraum verschafft. Das Projekt hat auf die landschaftsgebundene Erholung 
eine positive Wirkung, da mit den gliedernden Gehölzgruppen und den weiträumigen Blick-
beziehungen einschließlich der historischen Weiler Straßenheim, Neutzenhof und Mu-
ckensturm die hohe natürliche landschaftliche Attraktivität aufgenommen und weiterentwi-
ckelt wird.  
 
Die Raumeinheit „Schwetzinger Sand“ ist ebenfalls Bestandteil dieses Entwicklungsprojektes 
und geht über in die Hockenheimer Hardt. Prägende Landschaftselemente sind die zum Teil 
deutlich sichtbaren Dünenerhebungen. Durch quartäre Sandverwehungen sind Binnendünen 
entstanden, die heute meist bewaldet sind. Binnendünen sind aufgrund ihrer Entstehung 
nicht ersetzbare Naturgebilde und stellen eine Besonderheit des nördlichen Oberrhein-
Tieflandes dar. Die besonderen Biotope in dieser Raumeinheit ergeben einen charakteristi-
schen Reiz für das Landschaftserleben in der ansonsten strukturarmen, ackerbaulich ge-
prägten Rheinebene. 
 
 
„Lebendige Bergstraße“ 
Die Bergstraße mit dem nach Süden anschließenden Übergang zum Kraichgau ist eine über 
Jahrhunderte gewachsene, offene Kulturlandschaft. Ihre besondere Vielfalt erhält sie durch 
den mosaikartigen Wechsel der unterschiedlichen Nutzungen. 
 
Die Attraktivität der Bergstraßengemeinden ist unmittelbar mit der Attraktivität der umgeben-
den Kulturlandschaft und ihrem hohen Freizeitwert verbunden.  
Aufgrund der sich wandelnden Ansprüche an die Landwirtschaft und der sich wandelnden 
Zusammensetzung der Bevölkerung, die nur noch selten von der Landwirtschaft lebt, fallen 
immer mehr Parzellen brach.  
 
Um den weiteren Verfall der Kulturlandschaft and der Bergstraße aufzuhalten ist ein tragfä-
higes, gemeindeübergreifendes Konzept nötig, dass sowohl der landwirtschaftlichen als auch 
der erholungsbezogenen Nutzung genügend Raum für die Entfaltung gibt.  
 
Mit den Elementen Flächennutzungsplan 2015/20, Ökokonto und Beteiligung aller Interes-
sensgruppen kann der Nachbarschaftsverband einen solchen Entwicklungsprozess ansto-
ßen und organisieren.  
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Ökokonto 

Bei der Aufstellung des Landschaftsplans wurde von vorn herein, obwohl zu diesem Zeit-
punkt die rechtliche Grundlage dafür noch nicht geschaffen war, das Umsetzungsinstrument 
„Ökokonto“ mit bedacht und fachplanerisch eingebunden.  
 
Im Ökokonto werden Flächen und Maßnahmen für die Kompensation von Eingriffen in Natur 
und Landschaft bevorratet. Bereits auf der Ebene der Flächennutzungsplanung soll die Mög-
lichkeit geschaffen werden, im Vorgriff auf spätere Baugebietsfestsetzungen Maßnahmen 
zum Ausgleich durchzuführen, um diese dann den neuen Baugebieten später zuordnen zu 
können. Die Vielfältigkeit und räumliche Dimension der Projekte des Ausgleichskonzepts 
bieten die Möglichkeit, Eingriffe durch die Siedlungsentwicklung innerhalb des Nachbar-
schaftsverbandes auszugleichen.  
 
Die Maßnahmen des Ökokontos dienen zur Wiederherstellung und Entwicklung von spezifi-
schen Biotoptypen im Biotopverbund oder zur Aufwertung des Landschafts- und Erholungs-
funktion. 
 
 
Abb. 20: Eingriffsregelung mit Ökokonto 
 

 
 
Das Ökokonto ist im Sommer 2003 im Nachbarschaftsverband eingeführt worden. 
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Im Internetportal des Nachbarschaftsverbandes ist umfangreiche Information zur Handha-
bung des Ökokontos im Nachbarschaftsverband aufgeführt.  
 
Abb. 14 zeigt eine Beispiel für eine Maßnahme im Rahmen des Ökokontos und ihre Doku-
mentation. 
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Abb. 21: Maßnahme des Ökokontos: Fläche „Kirschgartshausen“ 
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Abkürzungsverzeichnis 

BArtSchV Bundesartenschutzverordnung 
BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz 
BauGB Baugesetzbuch 
BauNVO Baunutzungsverordnung 
BBodSchG Bundesbodenschutzgesetz 
EW Einwohner 
FFH-RL Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
FNP Flächennutzungsplan 
GWDHD Gewässerdirektion Nördlicher Oberrhein Bereich Heidelberg 
HQ10, HQ50, HQ100  Querschnitt eines 10-, 50-, 100jährigen Hochwasserereignises 
IKSR Internationale Kommission zum Schutz des Rheins 
InWIS 
 

Institut für Wohnungswesen, Immobilienwirtschaft, Stadt- und 
Regionalentwicklung an der Ruhr-Universität Bochum 
 

IRP Integriertes Rheinprogramm 
LfU 
 

Landesamt für Umweltschutz 
 

LP Landschaftsplan 
LPlG Landesplanungsgesetz 
LSG Landschaftsschutzgebiet 
MVV Mannheimer Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft 
NSG Naturschutzgebiet 
ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr 
StaLa 
 

Statistisches Landesamt Baden Württemberg 
 

UVP Umweltverträglichkeitsprüfung 
WE Wohneinheiten 
WG 
 

Wassergesetz 
 

WHG Wasserhaushaltsgesetz 
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